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Abstract 
 
The union of the Greater Mekong Subregion (GMS) consists of six countries along 

the Mekong River which are Cambodia, Laos, Myanmar, Thailand, Vietnam and the 

two Chinese provinces Yunnan and Guangxi Zhuang. It is a project to facilitate cross-

border economic activities in order to rise the socio-economic and socio-political 

conditions within the region. The project came to prominence because of its devel-

opment in the last decade. The cooperation seems to be a challenge because of the 

different wide-ranging development stages of the member states as well as within 

them. The main emphases in this thesis are the socio-political aspects related to hu-

man resource development which are examined in the relevant literature and current 

statistical data. 

The focuses in this thesis are the country-specific development processes within the 

education and health system as well as poverty and gender-specific inequalities in 

these dimensions, which are also consulted in the Human Development Index, Gen-

der-related Development Index as well as in the Multidimensional Poverty Index: 

three concepts to measure human development. This survey tries to identify vulnera-

bilities and their reasons in the education and health providing systems as well as 

their related consequences to the societies. Another central aspect is the examina-

tion of the incidence and extend of poverty as well as the attempt to reduce the gaps 

between the member states in order to enable economical and socio-political im-

provements within the GMS. 

The very diverse development procedure related to human development is a great 

challenge for the GMS as a whole. The roots of many problems reach back to the 

time of colonization, but are not the only negative effect to the defective structures of 

the health and education system. The GMS is characterized by a diverse artificial 

landscape with many ethnic minorities as well as political and social conflicts, which 

also took part in the process of impoverishment. The consequences of a strained po-

litical history can only be reduced gradually, which leads to a slow reconstruction. 

Since the countries still find themselves in a critical financial situation, many commu-

nities, especially rural and remote areas, human development, poverty reduction and 

economic development only make timid movements forward. 

Therefore the focus should lay on the development strategies to alleviate imbalanc-

es, especially on those strategies which are useful to enhance the education as well 

as the health system. These two dimensions can help reduce poverty because they 
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are helpful to human development. But improvement in the education and health sys-

tem will have even further outcome since it can indirectly lead to improvements in the 

quality of life. Moreover such enhancements will influence the decision-making and 

development process of human beings, which consequently results in better econom-

ic outcomes. An improvement of the education and health system will thus increase 

the economic productivity while an improvement of the economic productivity will also 

ameliorate education and health. It is up to the governments to introduce the devel-

opment process within their countries, to provide the necessary financial resources 

and infrastructure combined with the right empathy to local needs.   
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Kurzfassung 
 
Der Verbindung der am Mekong-Strom liegenden Staaten Kambodscha, Laos, My-

anmar, Vietnam, Thailand sowie der zwei chinesischen Provinzen Yunnan und Gua-

ngxi Zhuang zur Greater Mekong Subregion (GMS) ist ein Projekt grenzüberschrei-

tender wirtschaftlicher Aktivitäten zur Verbesserung der soziopolitischen und sozio-

ökonomischen Konditionen in der Region und hat in jüngster Zeit immer mehr Aufse-

hen erregt. Die Kooperation scheint aufgrund der sehr divergenten Entwicklungszu-

stände der Staaten ein Großprojekt zu sein. Die thematischen Schwerpunkte der vor-

liegenden Diplomarbeit sollen vor allem soziopolitischen Aspekte wie die Analyse 

des Gesundheits- und Bildungssektors sowie das Armutsvorkommen und Möglich-

keiten und Strategien zur Armutsbekämpfung darstellen. Es handelt sich dabei um 

Dimensionen, die einen zentralen Aspekt menschlicher Entwicklung darstellen. In-

haltlich stützt sich die Arbeit auf relevante Literatur sowie aktuelle statistische Daten. 

Die Kernaspekte der Arbeit stellen die länderspezifischen Entwicklungsprozesse der 

Bereiche Bildung, Gesundheit und Armut und die darin beinhalteten genderspezifi-

schen Ungleichgewichte dar, Dimensionen, die auch im Human Development Index, 

Gender-related Development Index und im Multidimensional Poverty Index zur Mes-

sung menschlicher Entwicklung herangezogen werden. Es gilt, Schwachstellen im 

Gesundheits- und Bildungssektor aufzudecken, deren Ursachen zu finden und deren 

Begleiterscheinungen auf die Gesellschaft zu analysieren. Ein weiteres zentrales 

Element ist die Diskussion über das Ausmaß und die Intensität von Armut sowie das 

Streben der GMS, die Disparitäten innerhalb und zwischen den Ländern abzubauen, 

um ökonomischen und sozialpolitischen Auftrieb zu ermöglichen. 

Die länderspezifisch sehr entgegengesetzten Entwicklungsprozesse hinsichtlich 

menschlicher Entwicklung stellen die einzelnen Staaten sowie die GMS als Ganzes 

vor eine große Herausforderung. Die Wurzeln der Probleme der GMS-Staaten rei-

chen teilweise bis in die Kolonialzeit zurück, diese ist aber nicht alleinige Ursache der 

zerklüfteten Strukturen im Bildungs- und Gesundheitssektor. Die GMS ist von einer 

diversen Kulturlandschaft mit vielen ethnischen Minderheiten sowie von politischen 

und sozialen Unruhen geprägt, welche zusätzlich zur Verarmung der Region beitru-

gen. Erst nach und nach können die Folgen der politisch brisanten Geschichte abge-

baut und für Restrukturierungen gesorgt werden. Doch noch immer befinden sich 

Länder in einem finanziellen Dilemma und menschliche Entwicklung sowie Armuts-
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rückgang und ökonomischer Fortschritt finden in vielen Regionen nur schrittweise 

statt, besonders in ländlichen oder abgelegenen Gebieten. 

Deshalb ist es notwendig, sich Strategien und Lösungsansätze zu überlegen, wie die 

disparitären Verhältnisse abgebaut werden können. Vor allem kann der Fortschritt im 

Gesundheits- und Bildungssektor dabei helfen, die Armut zu reduzieren, da diese 

zwei Sektoren maßgeblich auf menschliche Entwicklung einwirken. Doch führen Ver-

besserungen in diesen Bereichen vor allem auch zu steigender Lebensqualität sowie 

zu erweiterten Entscheidungs- und Entwicklungsmöglichkeiten, die auch dabei hel-

fen, die ökonomische Leistungsfähigkeit eines Landes zu steigern, was sich wiede-

rum positiv auf den Bildungs- und Gesundheitssektor auswirkt. Es obliegt den Regie-

rungen in den einzelnen Staaten, den Entwicklungsprozess einzuleiten und mit der 

notwendigen Empathie die nötigen finanziellen Mittel und Infrastruktur für lokale Be-

völkerungsgruppen zur Verfügung zu stellen. 
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1. Einleitung 

 
Die Greater Mekong Subregion fand ihren Ursprung im Jahr 1992 und ist gedacht als 

Verbindung der Länder Kambodscha, Laos, Myanmar, Thailand, Vietnam sowie der 

zwei Südchinesischen Provinzen Yunnan und Guangxi Zhuang. Ziel ist es, nicht nur 

einzelne Länder, sondern eine ganze Region in ihrer Entwicklung voranzutreiben, da 

es sich bei den meisten Staaten um sehr arme Länder handelt. Der Fortschritt betrifft 

unter anderem ökonomische Prozesse, Transportwesen, Handel und menschliche 

Entwicklung. Welche Bedeutung in diesem Zusammenhang den Gemeinsamkeiten in 

der GMS beigemessen werden kann und wie stark die Länder in ihren Entwicklungs-

prozessen von ihrer Geschichte eingeschränkt werden oder profitieren, soll Ziel der 

Analyse dieser Diplomarbeit sein. Der Fokus liegt dabei auf dem Bereich der 

menschlichen Entwicklung. Er bezieht sich vor allem auf die Analyse des Gesund-

heitswesens, des Bildungssystems, der Armut und ihrer Verteilung sowie auf die Un-

tersuchung genderspezifischer Ungleichgewichte in den Mitgliedsstaaten der GMS. 

Einen weiteren Schwerpunkt bildet die Darstellung von Möglichkeiten und Strategien 

zur Armutsbekämpfung, welche durch Verbesserungen im Bildungs- und Gesund-

heitswesen hervorgerufen wird. Wichtig ist auch die Analyse, inwiefern Fortschritte in 

den beiden Sektoren Auswirkungen auf andere Lebensbereiche, menschliche Ent-

wicklung und die ökonomische Leistungsfähigkeit von Staaten haben, bzw. wie sich 

die Bereiche aufgrund der Interdependenzen der Dimensionen gegenseitig beein-

flussen. Da es sich bei der Diplomarbeit um eine vergleichende Analyse ganzer 

Staaten handelt und die chinesischen Provinzen Yunnan und Guangxi Zhuang nur 

kleine Ausschnitte der Realität Chinas sind und keine Rückschlüsse über das ge-

samte System Chinas zulassen, werden sie aus der Untersuchung ausgeschlossen.  

Zu Beginn werden unter Kapitel 2 zunächst die konkreten Fragestellungen, die in 

dieser Arbeit behandelt werden, sowie das Untersuchungsgebiet und die Untersu-

chungsmethoden, anhand welcher das Thema bearbeitet wird, näher erläutert. Für 

eine deutlichere und umfassendere Visualisierung der behandelten Thematiken und 

um länderspezifische Vergleiche zu erleichtern, wird die Auswertung aktueller statis-

tischer Daten in Form von Diagrammen und Tabellen einen wesentlichen Teil dieser 

Diplomarbeit darstellen. Im Kapitel 3 werden als Ausgangspunkt der Analyse die drei 

Indizes zur Messung menschlicher Entwicklung dargestellt: der Human Development 

Index, der Gender-related Development Index und der Multidimensional Poverty In-

dex. In diesem Abschnitt werden die Berechnungsvarianten sowie die Stärken und 
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Schwächen der Methoden dargestellt und im Kapitel 3.4 miteinander verglichen. Sie 

dienen als Ausgangspunkt der von mir gewählten Untersuchungsbereiche in der 

GMS, auf die in den Kapiteln 4, 5 und 6 näher eingegangen wird. Kapitel 4 unter-

sucht und beschreibt die Herausforderungen und Probleme, mit welchen der Ge-

sundheitssektor in den einzelnen Ländern konfrontiert ist und welche Hintergründe 

die Entwicklungen haben. Dabei liegt ein Aspekt auf der Bereitstellung medizinischer 

Grundversorgung, die in einigen der Länder nur in urbanen Zentren ausreichend vor-

handen, in ländlichen und abgeschiedenen Gebieten jedoch kaum zugänglich ist. 

Besonders ein mangelndes und schlecht bezahltes Fachpersonal und die inadäquate 

Ausbildung sind bedeutende Faktoren des fragilen Gesundheitssektors der Region. 

In den letzten 20 Jahren konnten deutliche Verbesserungen im Gesundheitswesen 

festgestellt werden. Das manifestiert sich im Rückgang der Kindersterblichkeitsraten 

und in der ansteigenden Lebenserwartung in den GMS Mitgliedsstaaten. Zusätzlich 

konnten Erfolge in der Eindämmung des HIV-Virus und anderer übertragbarer 

Krankheiten verzeichnet werden. Die immer noch sehr niedrigen Niveaus der staatli-

chen Ausgaben für den Gesundheitssektor weisen darauf hin, dass noch viel in der 

Weiterentwicklung des Gesundheitswesens in der Region möglich ist. Das lückenhaf-

te öffentliche Gesundheitssystem führt zu einer steigenden Bedeutung des privaten 

Sektors. 

Kapitel 5 gibt einen kurzen Überblick über die unterschiedlichen Phasen von Bil-

dungsniveaus und zeigt, wie positiv bzw. negativ sich diese auf die Bildung auswir-

ken können. Auch dieser Bereich ist in machen GMS-Staaten gekennzeichnet durch 

Unterfinanzierung. Mangelndes sowie schlecht ausgebildetes Personal bedeutet zu 

große Klassen und schlechte Bildungsqualität. Es sind jedoch Transformationspro-

zesse zu erkennen. Beispielsweise steigt auf Seiten der Regierung das Interesse 

und Bemühen, um für verbesserte Bedingungen bzw. erhöhte Qualität und Quantität 

hinsichtlich Personal, Infrastruktur und Unterrichtsmaterial im Bildungswesen zu sor-

gen. Vor allem im Bereich der Bildung sind die Spuren der ehemaligen Kolonialherr-

schaften deutlich zu erkennen. Die unterschiedlichen Ausprägungen und Merkmale 

einiger Bildungsindikatoren sowie deren genderspezifische Ungleichgewichte werden 

im Punkt 5.3 mit Hilfe einiger Diagramme vergleichend gegenübergestellt. 

Schlussendlich sind die beiden Dimensionen Gesundheit und Bildung entscheidend 

in Bezug auf menschliche Entwicklung und stellen somit auch zwei Indikatoren des 

Multidimensional Poverty Index dar. Mit Hilfe dieser Berechnungsvariante kommt es 
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im Kapitel 6 zu einer ländervergleichenden Analyse der Verbreitung und Intensität 

von Armut. Es zeigt sich, dass Länder mit Nachteilen im Bildungssystem wirtschaft-

lich unproduktiver sind, da zu wenig Fachpersonal vorhanden ist und Menschen ein 

geringeres monatliches Einkommen zur Verfügung steht, welches sie für Bildung o-

der Inanspruchnahme von Gesundheitsdienstleistungen heranziehen können. Auch 

starke Performer wie Thailand können mit mitteleuropäischen Staaten wie Deutscha-

land noch nicht mithalten, wobei der Industrialisierungsprozess auch in der GMS im-

mer weiter voranschreitet und höhere Produktivität ermöglicht. Es folgt Abschnitt 6.1, 

in dem Strategien zur Armutsbekämpfung durch Verbesserungen im Bildungs- und 

Gesundheitssektor erläutert werden. Besonders auffällig sind die Korrelationen zwi-

schen Bildung, Gesundheit, ökonomischer Leistungsfähig und den Auswirkungen auf 

weitere Lebensbereichen von Menschen. Da Bildung und Gesundheit als Menschen-

rechte anzusehen sind, entsprechen sie sehr bedeutende Faktoren menschlicher 

Entwicklung und Wohlfahrt. Zusätzlich wird im Subkapitel 6.1 dargestellt, wie es zu 

Ungleichgewichten kommt, wie diese zu beseitigen sind und wie entscheidend die 

Rolle der Regierungen dabei ist, damit Entwicklungsländer, wie sie es in der GMS 

gibt, aus dem Dilemma ausbrechen können. Kapitel 7 soll zum Abschluss einen re-

sümierenden Rückblick der wesentlichen Inhalte und Fragestellungen darbieten. Die 

Abschnitte 8 und 9 bilden mit dem Literatur- und Abbildungsverzeichnis den Ab-

schluss der Arbeit. 
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2. Fragestellungen, Untersuchungsgebiet und Methodik  

 
2.1. Untersuchte Fragestellungen 
 
Durch ihre Präsenz als Forschungsbereich am Institut für Geographie und Regional-

forschung in Wien haben die dynamischen und dennoch sehr divergenten Entwick-

lungen, die sich in den letzten zwei Jahrzehnten im soziopolitischen und ökonomi-

schen Feld der GMS gezeigt haben, mein Interesse geweckt und wurden deshalb 

zum Thema der Diplomarbeit.  

Ein immer wieder formuliertes Ziel der GMS bezieht sich auf menschliche Entwick-

lung. Der Human Development Index zieht drei Dimensionen heran, um ebendiese 

zu berechnen. Seine Werte können anschließend international verglichen werden. 

Bei den drei Dimensionen handelt es sich um das Gesundheitssystem, das Einkom-

men und den Bildungssektor. Da die eben genannten Dimensionen in der Analyse 

menschlicher Entwicklung unabdingbar zu sein scheinen, habe ich mich dazu ent-

schieden, den Fokus meiner Diplomarbeit auf die Analyse dieser drei Indikatoren 

menschlicher Entwicklung zu legen. Weitere Schwerpunkte der Arbeit betreffen Gen-

derungleichgewichte und die Armutsverteilung in der Region. 

Unter anderem sollen Antworten auf folgende Fragestellungen gegeben werden: Wie 

stark sind die Mitgliedstaaten von ihrer politischen Geschichte geprägt und welche 

Folgen hat das für die Gesellschaft? Warum ist menschliche Entwicklung in der Re-

gion so unterschiedlich ausgeprägt und welche Ungleichgewichte existieren inner-

halb und zwischen den Staaten der GMS? Welche soziopolitischen Handlungen 

werden unternommen, um die Entwicklung im Gesundheits- und Bildungssystem vo-

ranzutreiben bzw. wie wirksam sind sie? Wie stark sind in den Ländern Genderun-

gleichgewichte in den analysierten Dimensionen ausgeprägt und welche Bereiche 

sind davon besonders betroffen? Was wird versucht, um die Disparitäten in der GMS 

Region abzubauen und diese sozial- und wirtschaftspolitisch zu stärken, um am glo-

balen Markt bestehen zu können? Kann Armutsbekämpfung durch Verbesserungen 

im Bildungs- und Gesundheitswesen sattfinden und wie stark würde sich das auf die 

Lebensqualität der Menschen auswirken und menschliche Entwicklung vorantreiben? 

Zusätzlich sollen die Konsequenzen politischer Entscheidungen und das Ausmaß 

ihrer Auswirkungen analysiert und die Herausforderungen, vor denen die Länder und 

die GMS als gesamtes steht, diskutiert werden. 
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Aufgrund der Tatsache, dass die Mitgliedsstaaten sehr unterschiedliche Ausgangs-

basen bezüglich ihrer geschichtlichen, sozialpolitischen und ökonomischen Gege-

benheiten aufweisen, liegt ein Fokus der Arbeit auf dem zwischenstaatlichen Ver-

gleich. Es werden nicht nur die GMS Staaten gegenübergestellt, sondern als zusätz-

liche Referenzen dienen des Öfteren ausgewertete Daten des an Myanmar angren-

zenden Staats Indien, ein Wirtschaftspartner und Konkurrent der Region, sowie der 

Vergleich mit “westlichen“ Ländern wie Österreich und Deutschland. 

 
2.2. Untersuchungsgebiet 
 
Das Untersuchungsgebiet, die Greater Mekong Subregion (GMS), besteht aus sechs 

Staaten, die der große Mekong Strom zumindest randlich durchquert. Es umfasst 

Teile des südostasiatischen Raums und schließt damit Staaten des kontinentalen 

sowie festländischen Südostasiens mit den Ländern Myanmar, Thailand, Kambod-

scha, Vietnam, Laos, und den zwei chinesischen Provinzen Yunnan und Guangxi 

Zhuang (letzteres seit 2005) (vgl. Rigg und Wittayapak 2009, S.79) mit ein. Da es 

sich aber bei den beiden Provinzen nur um einen verhältnismäßig kleinen Teil Chi-

nas handelt, die einzelnen Mitgliedsstaaten im Zuge dieser Arbeit aber als Ganzes 

untersucht werden, werden Yunnan und Guangxi Zhuang aus der Untersuchung 

ausgeschlossen. Ansonsten bestünde das Risiko nicht repräsentativer Ergebnisse im 

Vergleich. Zudem unterscheidet sich Chinas politische Struktur und Geschichte we-

sentlich von den anderen GMS Staaten. 

Die Idee der GMS wurde 1992 mit Hilfe der Asian Development Bank (ADB) umge-

setzt und 2001 weiter angetrieben, als sie in die Ministerkonferenz der Association of 

South East Asian Nations aufgenommen wurde. Während des ersten GMS Gipfels in 

Phnom Penh 2002 wurde ein strategischer Plan für die gesamte Region entwickelt. 

Die Ziele und Aufgaben, welche sich die GMS gesetzt hatte, behandeln Themen wie 

Infrastrukturverbesserungsprogramme, Erleichterung des Grenzüberschreitenden 

Handels, Förderung des privaten Sektors und Stärkung dessen Wettbewerbsfähig-

keit, menschliche Entwicklung, Umweltschutz und Nachhaltigkeit  (vgl. Rigg und 

Wittayapak 2009, S.80; vgl. Krongkaew 2004, S.977). Die Idee der GMS besteht da-

rin, durch Zusammenschluss einen wettbewerbsfähigen Markt zu schaffen, ökono-

misch produktiver zu werden und daraus Gewinne zu schöpfen (vgl. Rigg und 

Wittayapak 2009, S.79, 81). 
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Große Herausforderungen für die GMS stellen die internationalen und interregiona-

len Divergenzen hinsichtlich Einkommensverteilung und Armut dar. Beispielsweise 

leben mehr als die Hälfte der Menschen in Kambodscha und Laos von weniger als 

2$ am Tag, während das in Thailand weniger als ein Fünftel der Bevölkerung betrifft. 

Armut scheint in der GMS ein ländliches Phänomen zu sein. Ein großes soziopoliti-

sches und sozioökonomisches Interesse liegt deshalb auf der Armutsreduzierung, 

der besseren Umverteilung von Ressourcen und der Integration von Räumen in das 

Wirtschaftsgeschehen. (vgl. Rigg und Wittayapak 2009, S.84, 89).  

Die GMS hat mit ihrem Projekt einen Raum für wirtschafltiche Kooperation geschaf-

fen, der von vielen als Vorbild und Erfolg grenzüberschreitender und regionaler Ko-

operation angesehen wird. Es gibt wenig Zweifel daran, dass der Zusammenschluss 

zu einer Subregion ein Erfolg ist, dennoch müssen zusätzlich zu den positiven auch 

die negativen Folgen des Bündnisses auf die Bevölkerung betrachtet werden. (vgl. 

Rigg und Wittayapak 2009, S.89). 

Beim Betrachten der Region wird deutlich, dass die Mobilität mancher Menschen 

sehr eingeschränkt ist, wodurch die Beteiligung am Wirtschaftsmarkt erschwert wird, 

was durch die GMS verbssert werden soll (vgl. Rigg und Wittayapak 2009, S.93).    

Seit der Gründung der GMS konnten schon viele Verbesserungen erzielt werden. 

Das betrifft laut RIGG und WITTAYAPAK (2009, S.93, 94) vor allem die “Hardware“ 

und den ökonomischen Profit, doch die Entwicklung der “Software“ in der Region 

bleibt ein weitaus kritisch zu betrachtender Aspekt.    

Als abschließendes Merkmal der GMS kann die Heterogenität hervorgehoben wer-

den. Die einzelnen Länder sind nicht nur innerstaatlich, sondern auch im Vergleich 

zueinander sehr unterschiedlich. Das zeigt sich an den verschiedenen Glaubensrich-

tungen, Landschaften und an der Vielzahl ethnischer Minderheiten, die oft in Rand-

regionen und ärmeren Gebieten leben (vgl. Janner 2014, S.8). Darüber hinaus wei-

sen die Länder eine sehr unterschiedliche Kolonialgeschichte auf. Länder wie Viet-

nam, Kambodscha und Laos waren ehemalige französische Kolonien, Myanmar 

wurde von Großbritannien besetzt. 

 
2.3. Methodik 
 
Im Wesentlichen beruhen die Recherche und Inhalte der Arbeit auf der Kombination 

von Sekundärliteraturanalyse und statistischer Datenanalyse. Die Literatur zum 

Thema stammt ausschließlich aus publizierten wissenschaftlichen Artikeln und Fach-
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berichten. Die Daten für die statistische Analyse wurden von Datenservices aus dem 

Internet bezogen, die danach qualitativ und quantitativ anhand von Diagrammen auf-

bereitet, ausgewertet und interpretiert wurden. Die Datenressourcen stammen aus 

folgenden Onlinequellen: Die Oxford Poverty & Human Development Initiative (OPHI) 

(http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/), die Weltbank 

(http://data.worldbank.org/), und das United Nations Development Programme 

(http://hdr.undp.org/en/data). Aufgrund der Datenlücken war es nicht immer möglich, 

vollständige Diagramme zu erstellen bzw. manchmal beruhen die Daten lediglich auf 

Schätzungen der Datenservices. In manchen Statistiken wurden die Zahlen von un-

terschiedlichen Untersuchungszeiträumen, welche von verschiedenen Institutionen 

durchgeführt worden sind, kombiniert. Für Kambodscha, Laos, Vietnam und Myan-

mar war es für ausgewählte Bereiche zum Teil nicht möglich, an Daten zu gelangen. 

Diese sind oft gar nicht vorhanden oder nur für einzelne Länder in bestimmten Jah-

ren erhältlich. Es sei hinzugefügt, dass die Daten dem aktuellen Stand angepasst 

wurden, diese sich jedoch verändern können, wenn es zu Änderungen von Berech-

nungsmodellen kommt. Das betrifft auch die Indexwerte und somit die Ergebnissen 

des HDI, GDI und MPI, deren Berechnungsvarianten stets Erneuerungen unterlie-

gen. Deshalb ist bei jeder Abbildung das Monat des letzten Zugriffs angeführt. Mit 

den Statistiken wurde versucht, eine breitgefächerte detailreiche Analyse zu präsen-

tieren sowie Sachverhalte und Unterschiede in der GMS mittels Visualisierung zu 

verdeutlichen. 

 

 

 

 

 

http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/
http://data.worldbank.org/
http://hdr.undp.org/en/data
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3. Maßzahlen zum Vergleich des sozioökonomischen Standes 

von Ländern 

 

Im folgenden Kapitel werden einige Methoden vorgestellt, die der Messung des sozi-

oökonomischen Standes eines Landes dienen. Anhand der drei von mir analysierten 

Indizes soll ermöglicht werden, die Staaten der Greater Mekong Subregion miteinan-

der zu vergleichen. Inwiefern die Indizes einen Rückschluss auf die Entwicklungen 

hinsichtlich Gesundheit, Armut und genderspezifische Unterschiede erlauben, wird in 

diesem Kapitel genauer untersucht. Somit kann die Aussageraft des Human Develo-

pment Index, Gender-related Development Index und Multidimensional Poverty Index 

kritisch beleuchtet werden. 

 
3.1. Der Human Development Index 
 
Schon seit längerer Zeit wird von Ökonomen und politischen Entscheidungsträgern 

hinterfragt, ob das Bruttosozialprodukt allein Rückschlüsse auf die Entwicklung eines 

Staates sinnvoll und aussagekräftig ist. Demnach werden Schätzungen und Entwick-

lungsprognosen auf Basis des Bruttonationaleinkommens aufgestellt (vgl. Kelly, 

1991, S.315). Die meisten Wohlfahrts- oder Armutsindizes basieren auf einem abso-

lut definierten Standard, nämlich auf einem spezifischen Bündel von Gütern und 

Dienstleistungen, gekoppelt an den Mindestbedarf an Kalorien (vgl. Kelly 1991, 

S.316). Dies wird anhand des BIPs gemessen. Länder können so mittels der Kauf-

kraftparität (Purchase Power Parity (PPP)) verglichen werden. Die Kaufkraftparität 

sagt aus, wie viel ein Einwohner eines Landes im Vergleich zu einem Einwohner ei-

nes anderen Landes konsumieren kann 

(http://www.vimentis.ch/d/lexikon/152/Kaufkraftparit%C3%A4t.html). Kritisiert werden 

jedoch mehrere Sachverhalte. Erstens ist das alleinige Heranziehen des BNP unzu-

reichend, um Rückschlüsse auf die ökonomischen Leistungen eines Landes zu zie-

hen. Zweitens kann aus dieser Maßzahl weder herausgelesen werden, wie hoch der 

Anteil der Bevölkerung ist, der unter der Armutsgrenze lebt, noch welchen Lebens-

umständen diese Menschen ausgesetzt sind. Zusätzlich schließt es eine Reihe wei-

terer spezifischer Faktoren aus, die direkt mit menschlicher Entwicklung in Verbin-

dung stehen. Anders ausgedrückt, der Index lässt keine Aussagen über die Entwick-

lung des Sozialstatus eines Landes zu (vgl. Kelly 1991, S.315). Dass zwischen dem 

http://www.vimentis.ch/d/lexikon/152/Kaufkraftparit%C3%A4t.html
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Niveau des pro Kopf Einkommens und menschlicher Entwicklung kein direkter Zu-

sammenhang besteht, veranschaulicht folgende Abbildung:  

 

Abb. 1: Ranking nach dem HDI und Bruttonationalprodukt (Quelle: Kelly, 1991, 

S.321) 

 
Aufgrund dieser Kritiken über die unzureichende Aussagekraft des Bruttonational-

produkts kam es zur Suche nach einer alternativen Berechnungsform, die die Ent-

wicklung eines Staates besser messen, und vor allem den Menschen weiter ins Zent-

rum des Interesses rücken sollte. 

Der Human Development Index (HDI) wurde im Zuge des ersten publizierten Human 

Development Report (HDR) im Jahr 1990 vorgestellt und vom United Nations Deve-

lopment Programme (UNDP) veröffentlicht (vgl. Kelly 1991, S.315). Es war das erste 

bedeutende Dokument, das die Debatte zur Messung von Entwicklung neu entfachte 

und welches den Bezugsrahmen der rein ökonomischen Determinante auf die sozi-

alstaatliche Entwicklung erweiterte. Darüber hinaus war es der Beitrag mehrerer Ein-

zelstudien, die zum Diskurs über menschliche Entwicklung beigetragen haben und 

zusätzliche Aspekte wie Gender und Armut zur vertiefenden Betrachtung herange-

zogen haben (vgl. Najam und Sagar 1998, S.249 f.). „[…], the HDRs have pushed 

the boundaries of the development debate beyond a traditional economic perspective 

[…]” (ebd., S.250). 

Wie der erste HDR bereits betonte, kann, wenn über menschliche Entwicklung ge-

sprochen wird, nicht nur der Einkommenszuwachs bzw. das Vermögen in Betracht 

gezogen werden. Vielmehr ist es ein Prozess, der die erweiterten Entscheidungs-

möglichkeiten beschreibt, wie politische Freiheit, zugesicherte Menschenrechte und 
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Selbstachtung (vgl. UNDP 1990, S.10). Dabei gibt es laut UNPD (in HDR 1990, S.10) 

drei Entscheidungsmöglichkeiten, die im Zuge von menschlicher Entwicklung essen-

tiell sind. Diese betreffen jene Entschlüsse, die zu einem langen und gesunden Le-

ben führen, den Erwerb von Wissen ermöglichen sowie den Zugang zu den notwen-

digen Ressourcen, um einen entsprechenden Lebensstandard zu erlangen. Anders 

ausgedrückt, beschreiben die drei Dimensionen erstens die Lebenserwartung bei der 

Geburt, zweitens den Alphabetisierungsgrad (durchschnittliche Schulbesuchsdauer 

sowie die voraussichtliche Schulbesuchsdauer) und drittens das Bruttoinlandspro-

dukt pro Einwohner (vgl. Kelly 1991, S.316; vgl. Charmes und Wieringa 2003, S. 

427). Der HDI wurde also auch entwickelt um zu untersuchen, inwieweit das ökono-

mische Wachstum Einfluss auf andere Dimensionen menschlichen Lebens nimmt 

(vgl. Hicks 1997, S.1283).  

Auf diese Rahmenbedingungen stützt sich der Human Development Index und ver-

sucht, eine umfassende Darstellung des Entwicklungsstandes in den drei oben an-

gesprochenen Dimensionen eines Landes zu ermöglichen (vgl. UNDP 1990, S.11).  

Als Index, der über die reine Messung von Einkommen hinausgeht, ermöglicht der 

HDI einen genaueren wie auch umfassenderen Einblick in menschliche Entwicklung. 

Trotzdem ist bei seiner Analyse Vorsicht geboten. Bei der Zusammenfassung der 

drei Dimensionen, wie es beim HDI der Fall ist, entstehen Mängel, die sich in der 

Darstellung eines verzerrten Weltbildes widerspiegeln. Außerdem werden in dieser 

Berechnungsvariante die Entwicklungen ökologischer Dimensionen ignoriert, speziell 

die Beziehung zwischen menschlicher und ökologischer Entwicklung eines Landes 

(vgl. Najam und Sagar 1990, S.251). Zum Beispiel gibt es große Unterschiede im 

Umgang und in der Sensibilität für Umweltpolitik. Brasilien und Indonesien haben 

sich im HDI Ranking verbessert, da sie durch die breitflächige Ausbeutung ihrer na-

türlichen Ressourcen Kapital geschlagen haben. Ist dieser Aufwärtstrend jedoch 

nachhaltig? Zu welchem Preis soll menschliche Entwicklung vorangetrieben werden 

(vgl. ebd., S.263)? Weitere Kritik am HDI bezieht sich auf die arithmetische Gleich-

gewichtung der Dimensionen Gesundheit, Bildung und Einkommen was laut NAJAM 

und SAGAR (1998, S.251) eine sehr reduzierte Betrachtungsweise in Bezug auf 

menschliche Entwicklung darstellt und konträr zur eigenen Definition des Entwick-

lungsprogramms der Vereinten Nationen ist. Da durch die arithmetische Gleichge-

wichtung das Niveau menschlicher Entwicklung vom Durchschnitt dieser drei Variab-

len abzuhängen scheint, wirkt sich in diesem Schema eine besonders gute Perfor-
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mance in nur einem Bereich gleichgewichtend auf den gesamten Index aus, was den 

falschen Eindruck eines durchschnittlichen Abschneidens in allen drei Bereichen 

vermittelt. Den gleichen Effekt hat eine besonders schlechte Performance in nur ei-

nem Bereich (vgl. ebd., S.251). Als Alternative zum arithmetischen Mittelmaß geben 

die beiden Autorinnen das multiplikative System an. Dieses sei sensibler gegenüber 

Verbesserungen im Niedrigperformance- als im Hochperformancebereich. Eine Ver-

besserung des Indexes von 0,2 auf 0,3 würde demnach eine 50 prozentige Steige-

rung bedeuten, hingegen eine Verbesserung von 0,8 auf 0,9 nur eine Verbesserung 

von 12,5% (vgl. ebd., S.252).    

Selbst die Herausgeber des ersten HDR meinten, dass der HDI (nach seiner Erster-

scheinung 1990) noch weiterentwickelt werden muss. Der HDI sei aber mittlerweile in 

einen Trott der konzeptuellen Selbstzufriedenheit geschlittert, wodurch der Index im 

Wesentlichen unverändert bleibt (vgl. ebd., S.250). 

Um zu sehen, wie der HDI die angebliche Realität in Relation zu menschlicher Ent-

wicklung darstellt, führen NAJAM und SAGAR (1998, S.252f) ein interessantes Bei-

spiel an. Laut dem HDR 1997 errang die Schweiz bezüglich ihres Lebensstandards 

den ersten Platz (Wert 0,99). Nach Japan und den USA folgt auf Platz vier Mexico, 

mit einem Wert von 0,96. Was absurd erscheint ist, dass das Bruttosozialprodukt 

Mexikos fast neun Mal niedriger ist, als das der Schweiz. Sogar die Höhe der Kauf-

kraftparität ist mehr als das Dreifache kleiner. Trotzdem sagt der berechnete Wert 

aus, dass die Bevölkerung Mexikos und der Schweiz einen fast gleichen Lebens-

standard führt (vgl. Najam und Sagar 1998, S.252f). Wie kann das passieren? Um 

die Kaufkraftparität eines Landes zu bestimmten, kommt es zu einer sogenannten 

Anpassung zwischen den Ländern nach einem arithmetischen Mittel. Diese Kom-

pression bewirkt, dass der relative Überfluss in Wohlfahrtsstaaten nicht zum Aus-

druck kommt. Das bedeutet, jeder zusätzlich zu Verfügung stehende Dollar bei höhe-

ren Einkommen ist immer weniger nützlich. Das verschleiert den relativen Überfluss 

der in den Wohlfahrtsstaaten existiert, sodass die Kluft zwischen Arm und Reich viel 

schmäler erscheint, als sie tatsächlich ist (vgl. ebd. 1998, S.253). Folglich wird ein 

falsches Bild der Armutsverteilung suggeriert. Die Annahme, dass jedes Einkommen, 

das die Armutsgrenze übersteigt, keine wesentlichen Auswirkungen auf menschliche 

Entwicklung hat, widerspreche der Idee, dass es sich bei menschlicher Entwicklung 

um einen Prozess der Erweiterung persönlicher Entscheidungsmöglichkeiten handelt 

(vgl. Trabold-Nübler 1991, S.239f). Doch jedes weitere zur Verfügung stehende Geld 
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bewirkt zusätzliche Freiheiten in den Entscheidungsmöglichkeiten von Menschen, sei 

es ein weiterer Wohnsitz außerhalb der Stadt, um sauberere Luft zu atmen, damit die 

Risiken von Lungenkrankheiten reduziert werden oder die Option, sein Kind auf eine 

Privatschule zu schicken (vgl. Najam und Sagar 1998, S.253). Diese Argumentati-

onsweise besagt, dass Einkommen erst einen bestimmten Wert überschreiten muss, 

um für menschliche Entwicklung nützlich zu sein (vgl. ebd., S.253f). Der HDI ist an-

ders ausgedrückt auch ein Wert des relativen Entzugs (vgl. Kelly 1991, S.321). Nicht 

alle Menschen sind im gleichen Ausmaß dazu befähigt, ihre Möglichkeiten auszu-

schöpfen (vgl. Hicks 1997, S.1285). Im Artikel von NAJAM und SAGAR (1998, 

S.254f) wird eine neue Berechnungsvariante vorgestellt, in welcher, im Gegensatz 

zum UNDP, ein unbereinigter Wert des BIPs verwendet wird. Dieser Wert wird als 

Reformed HDI (RHDI) bezeichnet. Das Ergebnis zeigt wesentliche Unterschiede. Vor 

allem ist ersichtlich, dass die Werte im Jahr 1997 für viele Länder deutlich niedriger 

sind als jene des HDRs im selben Jahr. 

 

Abb. 2: Gegenüberstellung des UNDP HDI und RHDI (Quelle: vgl. Najam und Sagar 

1998, S.254) 

 
Das bedeutet nicht, dass diese Länder „nicht entwickelt“ sind, sondern dass sie laut 

dieser Berechnungsvariante schlecht abschneiden. Der vom UNDP angewendete 

HDI verzerrt somit die Realität. Er zeigt höhere Werte an, da das Ergebnis nur weni-

ge Länder beinhaltet, die schlecht abschneiden, obwohl in Wahrheit mehr Länder 

eingeschränkte Entscheidungsmöglichkeiten aufweisen. Der RHDI verändert dieses 

Bild deutlich und sein Ergebnis ist eine hohe Anzahl von weniger entwickelten Län-

dern. Beim Vergleich beider Statistiken ist das „Mittelfeld“ kaum verändert, aber die 
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Extremfälle „sehr entwickelt“ und „weniger entwickelt“ verändern sich signifikant (vgl. 

Najam und Sagar 1998, S.255). Die Kritik richtet sich jedoch nicht gegen die Aussa-

ge, dass es in den letzten Jahrzehnten Verbesserungen in den Bereichen Gesund-

heit und Bildung gab, sondern gegen jene, dass die existierenden Disparitäten vom 

HDI verschleiert werden. Die verzerrte Darstellung führe zu keinem positiven Beitrag 

in der Debatte über menschliche Entwicklung (vgl. ebd., S.259f). Der HDI entbehrt 

eine weitere wichtige Komponente, und zwar die Darstellung des Gleichgewichts in-

nerhalb eines Landes. So verbirgt der Index nicht nur die zwischenstaatliche, son-

dern auch die innerstaatliche Verteilung von Ressourcen und Entwicklungen. Die 

Lebenserwartung von bestimmten sozialen Gruppen kann stark variieren, die Ein-

kommensverteilung und Alphabetisierungsraten können ebenfalls ungleichgewichtet 

sein (vgl. UNDP 1990, S.12). Das Gleichgewicht spielt für eine detaillierte Evaluie-

rung der drei Dimensionen, die den HDI ausmachen, eine bedeutende Rolle. Wäh-

rend die Verteilung von Einkommen eine sehr offensichtliche Determinante ist, so ist 

die Ungleichverteilung von Gesundheit und Bildung eine schleichende, die jedoch 

erhebliche Auswirkungen auf die ökonomische Entwicklung eines Landes haben 

kann. Für eine gesunde und gut ausgebildete Bevölkerung stehen die Chancen bes-

ser, einen (dauerhaften) Job zu bekommen (vgl. Najam und Sagar 1998, S.260). 

Auch HICKS (1997, S.1284) erwähnt, dass durch eine geringere Ungleichgewichtung 

in der Einkommensverteilung einer Gesellschaft, der Nutzen anderer wertvoller Sozi-

algüter erhöht wird. Das schließt an die Kritik der nicht berücksichtigten Umverteilun-

gen im HDI an. Der Existenz von Ungleichverteilungen ist hohe Bedeutung beizu-

messen. Dies beruht auf folgenden zwei Gründen. Erstens, so NAJAM und SAGAR 

(1998, S.260f), geht aus verschiedenen Studien hervor, dass die Länder mit gleich-

mäßigerer Verteilung ein höheres ökonomisches Wachstum aufweisen, als jene 

Länder mit starker Ungleichverteilung. Das ist vor allem für Länder, die sich unter der 

Armutsgrenze befinden von großer Bedeutung, da sie oft sehr ungleiche Verteilun-

gen hinsichtlich des Einkommens und Wohlstandes aufweisen. Das Verständnis für 

Gerechtigkeit könne damit auch der Politik dienen, um nationale Einkommensni-

veaus zu verbessern, vor allem in den ärmsten Teilen der Bevölkerung. Zweitens 

lässt ein präziseres innerstaatliches Empathievermögen bezüglich der Verteilungs-

muster auch eine bessere internationale Vergleichbarkeit von Disparitäten zu. Um 

diese zu messen, bedarf es aber der Korrektur in jeder Dimension des HDI (vgl. ebd., 

S.261). Das wiederum erfordert eine sehr weitreichende Datensammlung und Analy-
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se, die, wie im Laufe der Arbeit noch gezeigt wird, teilweise sehr lückenhaft ist. Der 

Vorschlag von NAJAM und SAGAR (1998, S.261) an das UNDP ist daher, mehr Ar-

beitsaufwand in die weitere Forschung zu stecken, um herauszufinden, welche Kor-

rekturen an den drei Dimensionen sinnvoll sind, um anschließend die entsprechen-

den fehlenden Daten sammeln zu können, auch wenn dies eine große Herausforde-

rung darstellt. Obwohl der HDI bereits einen multidimensionalen Ansatz zum Ver-

gleich verschiedener Ebenen menschlicher Entwicklung darstellt, bedarf es seiner 

Weiterentwicklung. Wie bereits oben angesprochen, werden drei entscheidende Mo-

difikationen vorgeschlagen: 

 

1. Die gleiche Gewichtung der drei Dimensionen und das dadurch entstehende 

arithmetische Mittelmaß, wie es beim HDI (wie ihn das UNDP zur Berechnung 

heranzieht) der Fall ist, erweisen sich als suboptimal. Die Dimensionen beeinflus-

sen einander gegenseitig, wodurch die einzelnen Komponenten des Index ver-

schleiert werden. Dadurch entsteht eine sehr reduzierte Sichtweise auf menschli-

che Entwicklung (vgl. Najam und Sagar 1998, S.251). Ein guter Einkommenswert 

könnte beispielsweise verwendet werden, um gute medizinische Versorgung oder 

Bildung zu suggerieren (vgl. Kelly 1991, S.319).  

2. Die logarithmische Verarbeitung des BIPs globaler Einkommen würde realistischer 

abbilden, über welche Möglichkeiten unterschiedliche Staaten verfügen, ohne da-

bei die innerstaatlichen Disparitäten zu verschleiern (vgl. Najam und Sagar 1998, 

S. 263). 

3. Ungleichverteilungen sollten bei der Messung der einzelnen Dimensionen berück-

sichtigt werden. Politische Evaluierungen an Hand der Ergebnisse des HDI sind 

nur dann sinnvoll, wenn sie Tatsachen des analysierten Systems wiederspiegeln 

(vgl. ebd., S.263). 

 

Der Human Development Index kann also herangezogen werden, um einen primären 

Überblick über die (menschliche) Entwicklung zu erlangen. Bei der Analyse muss 

jedoch sehr stark aufgepasst werden, wie sich ein Index zusammensetzt, was er 

aussagt bzw. nicht aussagt. Das Studieren der Werte von Berechnungsvarianten wie 

dem HDI muss mit Vorsicht erfolgen, um nicht verleitet zu werden, das Ergebnis als 

vollkommene Wahrheit zu erachten. Wie in diesem Kapitel beschrieben, beinhaltet 

der HDI seine spezifischen Eigenschaften und Verzerrungen. Deshalb sollte an der 
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Zusammensetzung und Dimensionsgewichtung des HDI immer weiter gearbeitet 

werden. Fragestellungen, wie die Nachhaltigkeit menschlicher Entwicklung oder die 

(Über-) Ausbeutung natürlicher Ressourcen und Konsumverhalten, sollten durchaus 

berücksichtig werden. Außerdem, so NAJAM und SAGAR (1998, S. 264), geht es 

nicht nur um die Ausweitung der Entscheidungsmöglichkeiten, sondern auch um die 

Frage, wofür sich Menschen letztendlich entscheiden. Entwicklung behandelt nicht 

nur die Entscheidungsmöglichkeiten oder seine Einschränkungen, sondern es geht 

auch darum, diese gerecht zu gestalten (vgl. ebd., S.264). Auch KELLY (1991, 

S.318) unterstützt die Aussage, dass die Entwicklung eines solchen Index sehr 

schwierig ist. Zum Beispiel spricht er davon, dass der HDI auf Minimal- und Maxi-

malwerten beruht. Diese stammen jeweils von den Ländern, die am besten bzw. am 

schlechtesten abschneiden. Es handelt sich dabei um Extremwerte, wobei ange-

nommen wird, dass der höchste Wert der erstrebenswerte sei. Da der Höchstwert 

aber meist nur von einem Land erreicht wird, erscheint es nicht allzu sinnvoll, diesen 

heranzuziehen (vgl. ebd., S.318). Eine Alternative könnte beispielsweise das Mittel-

maß der Lebenserwartung der „entwickelten“ Ländern bieten. Dies wiederum würde 

die Ergebnisse des HDI stark verändern. So wird sichtbar, wie sensibel der HDI auf 

Veränderungen reagiert und wie diese sich auf das Endergebnis auswirken (vgl. 

ebd., S.318). 

Ein weiterer Kritikpunkt ist, dass bereits hoch entwickelte Länder nur noch geringe 

Fortschritte machen können, da sie schon sehr nahe am Maximalwert in den Berei-

chen Lebenserwartung und Bildung liegen. Somit ist das HDI Ranking fast aus-

schließlich für Entwicklungsländer bedeutsam (vgl. ebd., S.318). 

Ein interessantes Ergebnis war, so KELLY (1991, S.319), dass der HDI nur sehr ge-

ringfügig reagiere (sich verändere), wenn der Höchstwert des Einkommens um das 

Doppelte erhöht wird. Dass sich ein stark erhöhtes Einkommen nicht auf die Auswei-

tung der Entscheidungsmöglichkeiten von Menschen auswirkt, glaubt er eher nicht 

(vgl. ebd., S.320). 

Ein anderer konstruktiver Erweiterungsvorschlag für den HDI ist der sogenannte 

„Inequality-Adjusted Human Development Index“ (IAHDI) (vgl. Hicks 1997, S.1283). 

Der Vorschlag entstand aus der Idee, dass geringere Einkommensungleichgewichte 

zu einem effizienteren Nutzen des Einkommens in der Gesellschaft führen, da so 

mehr Menschen Zugang zu wichtigen Bereichen wie dem Bildungssektor Zugang 

haben. Diese Ungleichgewichte innerhalb der Staaten in allen drei Bereichen sind im 
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HDI nicht erkenntlich (vgl. Hicks 1997, S.1284, 1286). HICKS (1997, S.1293) betont, 

dass Verteilungsungleichheiten in Einkommen, Bildung und Gesundheit relevant für 

menschliche Entwicklung sind und diese nicht ausreichend berücksichtig werden. 

Der IAHDI basiert weitgehend auf einer Messvariante von Ungleichheiten, dem Gini 

Koeffizient, der zwar auch seine konzeptuellen und empirischen Schwierigkeiten 

(u.a. Objektivität) mit sich bringt, aber dennoch ein erweitertes Konzept mit mehr In-

formationen zum Entwicklungsvergleich zwischen Staaten liefert. Vor allem mit Ver-

besserungen internationaler Datensammlungen, die nach wie vor sehr Länderspezi-

fisch sind, kann der IAHDI noch genauere Ergebnisse liefern. Doch nicht nur Ein-

kommensungleichgewichte, die oft nur einen temporären Charakter aufweisen, soll-

ten Ziel der Untersuchung sein, sondern auch die Bereiche Bildung und Gesundheit, 

da diese im Hinblick auf menschliche Entwicklung immer wichtiger werden. (vgl. 

Hicks 1997, S.1293, 1294).   

Der HDI weist also einige Schwachstellen auf, die verbessert werden können, vor 

allem auch in Bezug auf politische Freiheit, Menschenrechte und innerstaatliche Un-

gleichverteilungen. Dennoch leistete er seinen Beitrag zur Diskussion und Neuorien-

tierung über menschliche Entwicklung (vgl. Kelly 1991, S.320; vgl. Anand und Sen 

1995, o.S.). 

 
3.2. Der Multidimensional Poverty Index 
 

In den letzten drei Jahrzehnten ist die Analyse multidimensionaler Wohlfahrt und Ar-

mut immer wichtiger geworden, um das Verständnis für menschliche Entwicklung 

voranzutreiben. Das geschah vor allem mit dem Entwurf des HDI und in weiterer 

Folge mit der Publikation des Human Poverty Index (HPI) im Jahre 1997. Da die 

eben genannten Berechnungsformen einige Mängel in ihrer Messgrundlage aufwie-

sen, kam es zu Weiterentwicklungen in diesem Themenbereich (vgl. Duclos 2011, 

S.2).   

Es gibt sehr unterschiedliche Wege, die sozioökonomische sowie die soziopolitische 

Entwicklung eines Landes zu messen. Eine eher junge Berechnungsvariante, zum 

ersten Mal publiziert im Human Development Report 2010, stellt der Multidimensio-

nal Poverty Index (MPI) dar. Dieser soll Auskunft darüber geben, wie viele Menschen 

unter der Armutsgrenze leben bzw. wie stark Armut in einem Land verbreitet ist. Die 

Daten und Ergebnisse sollen der internationalen Gegenüberstellung dienen. Das Ziel 

des MPI ist das Messen akuter Armut. Darunter, so ALKIRE und SANTOS (2013, 
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S.6), wird das Unvermögen einer Person verstanden, Zugang zu minimalen interna-

tional vergleichbaren Standards – wie sie die Millennium Development Goals (MDG) 

definieren – zu haben und bestimmte Grundbedürfnisse zu stillen. Die Datensamm-

lung stellt auch in diesem Bereich eine große Herausforderung dar (vgl. Alkire und 

Santos 2013, S.6). 

Im Grunde gibt es zwei Möglichkeiten, Armut zu messen. Die Rede ist von einer di-

rekten und zum anderen einer indirekten Methode. Die direkte Methode veranschau-

licht, inwieweit bestimmte Grundbedürfnisse oder Rechte bei Menschen erfüllt bzw. 

gegeben sind. Das indirekte Verfahren soll Aufschluss darüber geben, ob das Ein-

kommen von Leuten unter die Armutsgrenze fällt, da erst ab einem gewissen Ein-

kommensniveau Grundbedürfnisse gestillt werden können (vgl. ebd., S.5). Die Mes-

sung der Armut durch die Einkommensmethode, wie z.B. der Anteil jener Menschen, 

die mit weniger als 1.25 Dollar am Tag auskommen müssen, geben bloß Auskunft 

über unzureichendes Einkommen zu einem bestimmten Zeitpunkt. Sie sagen nichts 

über die Persistenz von Geldmangel aus und liefern keine Informationen darüber, ob 

Menschen in anderen, nicht-monetären Lebensbereichen eingeschränkt sind (vgl. 

Santos 2014, o.S.). ALKIRE und SANTOS (2013, S. 5) weisen aber auch auf einige 

Problemfelder hin, die die Einkommensmethode abseits der Schwierigkeit des Da-

tenvergleichs mit sich bringt. Erstens kann davon ausgegangen werden, dass Kon-

sumverhaltensmuster divergent sind. Wenn das Einkommensniveau einer Person 

über der Armutsgrenze liegt, garantiert das nicht automatisch die Befriedigung von 

Grundbedürfnissen. Zweitens ist die Genauigkeit der Armutsgrenze in Frage zu stel-

len, da unterschiedliche Menschen mit unterschiedlichen Preisen konfrontiert sind. 

Drittens hängt die Möglichkeit, das Einkommen in Bedürfnisbefriedigung umzuwan-

deln vom Alter, Geschlecht, Gesundheit, Bildung, Standort, Klima und anderen Kon-

ditionen wie u.a. körperlicher Beeinträchtigung ab. Viertens sind Güter wie Wasser, 

Gesundheitswesen und Bildung oft nicht in gleicher Frequenz und Qualität vorhan-

den. Fünftens können keine Rückschlüsse auf die Einkommensverteilung in den 

Haushalten gezogen oder nachvollzogen werden. Sechstens gibt es Studien, die 

zeigen, dass Menschen, die in Armut leben, ihren Zustand als Kombination aus 

mangelndem Zugang zu Grundversorgung und niedrigem Einkommen beschreiben 

(vgl. Alkire und Santos 2013, S.5f). 

Der MPI misst Armut anhand von drei Dimensionen, die insgesamt aus zehn unter-

schiedlichen Indikatoren bestehen. Diese Ebenen umfassen die Bereiche Gesund-
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heit (Ernährung und Kindersterblichkeit), Bildung (Schulbesuchsdauer, Schulbesuch) 

und den Lebensstandard (Brennstoff zum Kochen, angemessene Hygiene, Trink-

wasser, Zugang zu Elektrizität, Boden und Gebrauchsgüter/ Besitzgüter) (vgl. ebd., 

S.7; vgl. Santos 2014, o.S.). 

 

Abb. 3: Dimensionen und Indikatoren des MPI (Quelle: Alkire und Santos 2013, S.7)  

 

Auf die detaillierte mathematische Struktur möchte ich in dieser Arbeit nicht genauer 

eingehen. ALKIRE und SANTOS (2013, S.8) verweisen dazu auf die Artikel von AL-

KIRE und FOSTER (2007, 2011a, b), die eine genauere Beschreibung der mathema-

tischen Formel, Berechnung und Erläuterung beinhalten.  

Die Ergebnisse des MPI deuten auf einen „Entzug“ hin, dem Menschen in bestimm-

ten Regionen der Welt zu einem gewissen Zeitpunkt in den drei oben beschriebenen 

Dimensionen ausgesetzt sind, die von politischem und ethischem Wert sind (vgl. 

ebd., S.7). Dieser Entzug kann durch den schon vorhandenen Mangel verschlimmert 

werden. Er wird deshalb auch als Armutsfalle (vgl. Azariadis und Stachurski 2005, 

S.326) bezeichnet, da er wie ein sich selbst verstärkender Mechanismus wirkt. Die-

ser sorgt dafür, dass Ungleichgewichte aufrecht bleiben und eine Verbesserung in 

den derzeitigen Konditionen nicht erreicht werden kann. Die Grenzwerte jeder Di-

mension basieren auf einer Ausweitung internationaler (Lebens-) Standards wie den 

Millenium Development Goals (vgl. Alkire und Santos 2013, S.10). Wie oben kurz 

angesprochen unterliegen die Indizes dem Problem der Datenverfügbarkeit. Norma-

lerweise sollten diese von der gleichen Quelle kommen, um international vergleich-

bar zu sein (vgl. ebd., S.9). Da aber die Daten teilweise aus unterschiedlichen Unter-
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suchungen stammen und die Indikatoren nicht immer einheitlich definiert sind, wie es 

z.B. bei Ernährung der Fall war, ist die Vergleichbarkeit der Ergebnisse einge-

schränkt. Zusätzlich werden Daten aus unterschiedlichen Jahren verwendet. Der MPI 

sollte nicht als eine Rangliste im eigentlichen Sinne verstanden werden, sondern e-

her als eine Möglichkeit, internationale Vergleiche bezüglich akuter Armut aufzustel-

len. Außerdem soll dadurch eine Einschätzung der Armut in den untersuchten Län-

dern hinsichtlich der verwendeten Indikatoren möglich gemacht werden, um zu zei-

gen, dass es möglich ist, eine Methode zu finden, die auf nationaler und regionaler 

Ebene anwendbar ist (vgl. ebd., S.14). Durch die Anforderung, ein international ver-

gleichbares Maß für den (Nicht-)Fortschritt von über 100 Entwicklungsländern zu 

sein, musste die Wahl der Indikatoren dementsprechend durchdacht sein. Obwohl 

immer mehr Daten auf der Haushaltsebene zur Verfügung stehen, gibt es noch Da-

tenlücken, welche die drei MPI-Dimensionen in ihrer Vergleichbarkeit einschränken 

(vgl. ebd., S.9). Selbst ALKIRE und SANTOS (2013, S.10) bemerken, dass der MPI 

nur dreidimensional ist und andere wichtige Bereiche wie Einkommen, Infrastruktur, 

Wohnraum, Dienstleistungen, soziale Beziehungen und kulturrelevante Aspekte nicht 

miteinbezieht. Doch aufgrund der unvollständigen Datenlage konnte dem Index keine 

weitere Dimension hinzugefügt werden. Z.B. war es nicht möglich, das Einkommen 

oder die Bildungsqualität miteinzubeziehen, da diese Variablen in den meisten Stu-

dien fehlen. 

Trotz der genannten Problemfelder wird die gewählte Struktur des Index als sinnvoll 

eingestuft. Das liegt daran, dass der Wert von Bildung und Gesundheit eben diesen 

innewohnt und zusätzlich instrumentellen Charakter besitzt. 

Erstens wird die Dimension “Lebensstandard“ im MPI herangezogen, obwohl es sich 

um eine unzureichende Variable hinsichtlich der Grundbedürfnisse in Bezug auf Un-

terkunft, Versorgung (Wasser, Elektrizität, etc.) sowie Alltagsgegenstände handelt. 

Zweitens ist es aufgrund der dreidimensionalen Struktur, die auch im HDI zu finden 

ist, leichter zu vergleichen. Drittens sind die gewählten Ebenen weitgehend – trotz 

politischer und ideologischer Kluften – anerkannt. Viertens gibt es schon weitrei-

chende und bedeutende Literatur, was für ein gewisses Maß an Expertise spricht. 

Fünftens wurden Gültigkeit, Stärken und Einschränkungen der Indikatoren gut doku-

mentiert, obwohl diese begrenzt sind (vgl. ebd., S.10). 

Wenn z.B. keine Daten für die Bereiche Gesundheit und Bildung für alle Haushalt-

mitglieder vorhanden sind, versucht der MPI jede verfügbare Information aller Ange-
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hörigen jeden Haushalts zu verwenden, um diese anschließend alle als „arm“ oder 

„nicht arm“ einzustufen. Angestrebt wird ein Haushaltsdurchschnitt, mit dem versucht 

wird, die Datenlücke zu füllen. 

Trotz Einschränkungen durch fehlende Daten bietet jeder Indikator einen speziellen 

Einblick in das Thema “Armut“. Im Bereich der Bildung wird untersucht, ob eine Per-

son im Haushalt mindestens fünf Jahre Schulbildung absolvierte, bzw. ob alle Kinder 

im schulfähigen Alter diese besuchen. Auch wenn Informationen zur Qualität und 

Leistung wünschenswert wären, ermöglicht der MPI Wert einen Eindruck der Basis-

bildung wie die Lese- und Schreibkompetenz, Rechnen und Informationsverarbeitung 

(Verständnis). Als nicht sozial benachteiligt werden jene Haushalte eingestuft, in de-

nen zumindest eine Person einen fünfjährigen Schulbesuch aufweisen kann (vgl. 

ebd., S.10). 

Die schwierigste zu messende Dimension war laut ALKIRE und SANTOS (2013, 

S.11) Gesundheit. Im MPI gibt es zwei Indikatoren. Der erste zielt darauf ab, zu er-

mitteln, ob Personen im Haushalt unterernährt sind. Nahrungsmangel deutet ge-

wöhnlich auf eine Fehlleistung im Gesundheitsbereich hin, die physische und psychi-

sche Langzeitfolgen mit sich ziehen kann, vor allem bei Kindern. Diese Folgen ma-

chen eine Person potentiell anfälliger für andere gesundheitliche Gefahren. Der zwei-

te Indikator misst, ob es einen Kindersterbefall in einem Haushalt gibt. Der Tod eines 

Kindes, so ALKRIE und SANTOS (2013, S.11), weist auf ein völliges Versagen des 

Gesundheitssystems hin. Die meisten Fälle von Kindersterblichkeit sind vermeidbar, 

denn viele werden durch Infektionskrankheiten oder Durchfall hervorgerufen. 

Im MPI werden alle Haushaltmitglieder als (sozial) benachteiligt eingestuft, sobald 

eine Person an Unterernährung leidet oder/ und es einen Fall von Kindersterblichkeit 

gibt (vgl. ebd., S.11). 

Die Dimension Lebensstandard besteht aus sechs Komponenten, drei davon stehen 

in Verbindung zu Gesundheit. Diese überschneiden sich mit Zielen der Millennium 

Development Goals. Es handelt sich dabei um den Zugang zu sauberem Trinkwas-

ser, sanitären Anlagen und um die Verwendung von sauberem Brennstoff zum Ko-

chen. Der Zugang zu sauberem Trinkwasser besteht dann, wenn eine Wasserquelle 

in Form einer Wasserleitung, eines Bohrloches oder einer Wasserpumpe oder ein 

geschützter Brunnen oder Regenwasser vorhanden ist und innerhalb von 30 Minuten 

zu Fuß erreicht werden kann. Sobald ein Haushalt eine Spültoilette, Zugang zu einer 

(belüfteten) Latrine o.ä. hat, so wird dies als Zugang zu verbesserten sanitären Anla-
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gen eingestuft (vgl. ebd., S.12). Die zwei nicht in den MDG vorhandenen Indikatoren 

sind Elektrizität und Bodenbeschaffenheit, welche dazu bestimmt sind, einen Einblick 

in die Wohnqualität zu liefern. Der letzte Teilbereich in der Dimension Lebensstan-

dard beinhaltet den Besitz bestimmter Güter wie Radio, Fernsehen, Telefon, Fahr-

rad, Motorrad, Auto, Lastkraftwagen oder Kühlschrank (vgl. ebd., S.11).  

Haushalte, in denen es für keines der Mitglieder Informationen gibt, werden von der 

Untersuchung ausgeschlossen (vgl. ebd., S. 18). 

Der MPI legt seinen Schwerpunkt auf jene Dimensionen, die für menschliche Ent-

wicklung unentbehrlich sind. Einkommen wird dabei eher als Mittel, das der mensch-

lichen Entwicklung dient, verstanden und ist im Gegensatz zu den anderen Berei-

chen des Index kein Ziel als solches (vgl. Santos 2014, o.S.). 

Wie im HDI sind auch im MPI die drei Dimensionen gleichgewichtet. Das betrifft auch 

die Indikatoren innerhalb der Dimensionen. Die Obergrenze der Armut (sogenannter 

„poverty cutoff“) (vgl. Alkire und Santos 2013, S.19) gibt Auskunft über die Gewich-

tung der unterschiedlichen Indikatoren, in denen eine Person Mangel leiden muss, 

um als multidimensional arm eingestuft zu werden. Menschen werden ab einem Wert 

von 33,33% als multidimensional arm eingestuft, sprich, wenn diese bei einem Drittel 

der Indikatoren Mängeln ausgesetzt sind. Das bedeutet, dass Menschen ab diesem 

Grenzwert das Minimum an international anerkannten Standards nicht erreichen (vgl. 

ebd., S.19f). 

Der MPI unterscheidet sich von traditionellen Bildungs-, Gesundheits- und Lebens-

standardindikatoren zum einen, da zur Identifikation von Armut die Daten aller Haus-

haltmitglieder miteinbezogen werden und zum anderen durch die Tatsache, dass 

Personen, die in weniger als in 33,33% der gemessenen Indikatoren Mängel leiden, 

aus der endgültigen Armutsbestimmung ausgeschlossen werden(vgl. ebd., S.20).  

Damit die Ergebnisse eines solchen Index als aussagekräftig eingestuft werden kön-

nen, muss der Index Stabilität aufweisen. Sie sind von der Wahl und Definition der 

einzelnen Bestandteile und Grenzwerte abhängig, was zu einigen Schwierigkeiten 

führen kann (vgl. ebd., S.27; vgl. Duclos 2011, S.3).  

Bei der Erstellung des MPI muss die Frage gestellt werden, ob die beobachteten 

Mängel den ganzen Haushalt in seiner Größe und Zusammensetzung repräsentie-

ren. Einerseits neigen Haushalte, in denen mehr Kinder und Frauen leben eher dazu, 

als arm eingestuft zu werden. Andererseits ist bei größeren Familien die Chance hö-

her, dass mindestens ein Mitglied eine fünf-jährige Schulbildung absolviert hat und 
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somit dieser Haushalt als nicht arm eingestuft wird. Um die Ergebnisverzerrung 

durch diesen Sachverhalt und den empirischen Einfluss der Haushaltsgröße einzu-

schätzen, wird untersucht, ob die als multidimensional arm eingestuften Haushalte 

generell mehr Mitglieder haben, eine höhere durchschnittliche Kinderzahl unter fünf 

Jahren und/ oder einen niedrigeren Durchschnitt von Menschen mit einem Alter über 

50 Jahren aufweisen oder dort ein überdurchschnittlich hoher Anteil von Frauen lebt. 

Das Resultat wird anschließend mit den nicht als multidimensional arm eingestuften 

Haushalten verglichen. Zusätzlich wird getestet, ob die Anzahl armer Haushalte, die 

von Frauen geführt werden bzw. in denen Kinder im schulfähigen Alter leben, signifi-

kant höher ist als jene der nicht armen Haushalte mit den gleichen Charakteristika 

(vgl. Alkire und Santos 2013, S.27f.). Laut ALKIRE und SANTOS (2013, S.28f) ist 

keine klare Ergebnisverzerrung feststellbar, die durch die Haushaltsgröße bzw. An-

zahl der in den Haushalten lebenden Frauen verursacht werden könnte. 50% der 

armen Haushalte haben eine signifikant höhere Anzahl von Familienmitgliedern und 

48% einen höheren Frauenanteil. Andererseits sind 38% der Haushalte signifikant 

kleiner oder der Frauenanteil ist geringer. 

Dennoch neigen arme Haushalte dazu, mehr Kinder zu haben. 56% weisen eine 

deutlich höhere Kinderanzahl unter fünf Jahren auf. Etwa 59% zeigen erhöhte Werte 

bezüglich Kinder im Schulalter. Auf der anderen Seite haben 7,5% und 5,5% der 

Haushalte diesbezüglich signifikant geringere Werte. 

Zusammengefasst sind größere Haushalte mit einem höheren Frauen- und Kinder-

anteil eher arm (laut MPI), vor allem in den ärmsten Ländern der Welt. Das muss je-

doch nicht automatisch auf andere Regionen der Welt zutreffen. Dabei muss auch 

beachtet werden, dass die verschiedenen Datenquellen zu unterschiedlichen Ergeb-

nissen in der Berechnung des MPI führen können. 

Die verschiedenen Daten stammen u.a. aus dem Department of Human Services 

(DHS), Multiple Indicator Cluster Service (MICS), World Humanitarian Summit (WHS) 

(vgl. ebd., S.29). Wie die unterschiedlichen Institutionen die drei MPI Dimensionen 

definieren, kann im Artikel von ALKIRE und SANTOS (2013, S.16, 17) nachgelesen 

werden. 

Um die Sensibilität des MPI hinsichtlich seiner Grenzwerte zu prüfen, wurden ver-

schiedene Anwendungen getestet. Wenn kleine Veränderungen der Grenzwerte zu 

einem völlig anderen Ergebnis führen, muss das kenntlich gemacht und die Genau-

igkeit des Index examiniert werden (vgl. ebd., S.31). 
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Der MPI ist die erste international vergleichbare Messung im Bereich Armut. Der In-

dex kombiniert dabei Vorkommen und Intensität von Armut. Obwohl die beiden Ebe-

nen sehr stark miteinander verknüpft zu sein scheinen, liefern sie in Kombination ein 

anderes Ranking der Länder. Die Analyse von Verteilungsintensitäten zwischen den 

armen Menschen selbst liefert zusätzliche Informationen über die Last, welche von 

den verschiedenen Gruppen getragen werden muss. Durch den zusätzlichen Intensi-

tätsfaktor erlaubt der MPI einen Einblick in jenen Anteil der Bevölkerung, welcher als 

arm gilt und weist auf, in welchen Bereichen Mängel bestehen (vgl. ebd., S.35). 

Laut ALKIRE und SANTOS (2013, S.35) sind nach ausführlichen Prüfungen der Sta-

bilität des MPI im Jahr 2010 die Ergebnisse als glaubwürdig und solid anzuerkennen. 

Dennoch tendiert der MPI in Haushalten mit mehr Kindern und Frauen dazu, höher 

zu sein. Das könnte jene Mängel, denen bestimmte anfällige Gruppen aktuell ausge-

setzt sind, wiederspiegeln.  

Die letzten 20 Jahre haben gezeigt, dass eine deutliche Verbesserung im Bereich 

der Datensammlung vonstattengegangen ist, doch es existieren trotzdem noch Fel-

der, die einen weiteren Fortschritt des Index fordern, um die Genauigkeit der Ar-

mutsmessung voranzutreiben. Das bezieht sich auf die Dimensionen, die Vergleich-

barkeit und die Einheitlichkeit der Analyse. Z.B. gibt es weder Studien, die qualitativ 

hochwertige Informationen zum Einkommen, Konsumverhalten, Arbeit und Lebens-

unterhalt oder Gewalt liefern, noch existieren bessere Indikatoren zum Thema Bil-

dungsqualität oder Belüftungssysteme gegen den Rauch, der beim Kochen entsteht. 

Die Datensammlung zu solchen Dimensionen wäre wichtig, um eine noch genauere 

multidimensionale Messung zu ermöglichen. Um für eine verbesserte Vergleichbar-

keit zu sorgen, bedarf es der weiteren Standardisierung einiger Variablen wie Was-

ser oder Hygiene bzw. mehr Probanden, die Auskunft über das Gesundheitswesen 

wie z.B. Ernährung geben. Zusätzlich müssten die Daten alle drei bis fünf Jahre ak-

tualisiert werden. 

Um gender- oder altersspezifische Ungleichgewichte in einem Haushalt zu messen, 

bedarf es einer Studie, die auf personenspezifischen Befragungen aufbaut. Das pas-

siert normalerweise im Bereich der Bildung, nicht aber für die Dimensionen Gesund-

heit oder Vermögenswerte. Würden Länder Daten auf individueller Ebene sammeln, 

könnte das dazu beitragen, den Index genau um diese individuelle Dimension zu er-

weitern, um Ungleichgewichte innerhalb eines Haushaltes zu erfassen (vgl. ebd., 

S.35). 
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Der MPI bietet uns eine neue Sichtweise auf globale Armut und wurde entwickelt, um 

akute Armut zu messen (vgl. ebd., S.35; vgl. Santos 2014, o.S.). Erstens gibt der In-

dex eine Schätzung des Mangels verschiedener Basisfunktionen menschlicher Ent-

wicklung wie Ernährung, Sterblichkeit und fundamentaler Lebensstandards. Das ist 

wichtig, da ein Armutsindex mit weniger Dimensionen weniger aussagekräftig und 

zuverlässig wäre. Zweitens stuft der MPI Menschen als multidimensional arm ein, 

wenn diese zumindest 33,33% (und mehr) der Indikatoren mit Mängeln aufweisen. 

Somit wird der Durschnitt berücksichtigt (vgl. Santos 2014, o.S.). 

Diese Berechnungsvariante zeigt, dass die Möglichkeit einer multidimensionalen Ar-

mutsmessung vorangetrieben wurde und deshalb die öffentliche Debatte zum Thema 

neu entfacht werden konnte (vgl. Alkire und Santos 2013, S.35). 

 

3.3. Der Gender-Related Development Index 
 
Wie auch der HDI, soll der GDI dazu beitragen, länderspezifische menschliche Ent-

wicklung zu messen, darzustellen und vergleichbar zu machen. Im GDI liegt der 

Schwerpunkt auf der Messung genderspezifischer Ungleichgewichte. Hierfür werden 

die gleichen Dimensionen herangezogen wie beim HDI: Die Lebenserwartung bei der 

Geburt (Gesundheit), die Alphabetisierungsrate von Erwachsenen kombiniert mit der 

durchschnittlichen Einschulungsrate (Bildung) und das reale BIP pro Kopf. Zum ers-

ten Mal tauchte der GDI im Zuge des HDRs des UNDP 1995 auf (vgl. Dijkstra und 

Hanmer 2000, S.41f). 

In diesem Kapitel sollen die Vor- und Nachteile des Index herausgearbeitet werden, 

um festzustellen, inwiefern es sinnvoll ist, einen solchen Index zur komparativen 

Analyse heranzuziehen. 

Der Entwicklung derartiger Indexe wird häufig eine besondere politische Relevanz 

beigemessen. Sie sollen die Aufmerksamkeit der Regierungen wecken, um gegebe-

nenfalls die nötigen innerpolitischen Aktionen zur Gleichstellung der Geschlechter 

freizusetzen. Darüber hinaus wird der Relevanz von Geschlechtergleichheit durch die 

Annahme, dass verringerte Genderlücken sich positiv auf das Wirtschaftswachstum 

auswirken, Wert beigemessen  (vgl. ebd., S.42). Die Aufgaben des GDI liegen laut 

DIJKSTRA und HANMER (2000, S.42) darin, Geschlechterungleichheiten aufzude-

cken, die Gründe für diese zu erforschen und Verbesserungsvorschläge zu liefern, 

um so auf die Politik Einfluss zu nehmen. 
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Der GDI kann als erster Schritt für die Einschätzung genderspezifischer Entwicklun-

gen herangezogen werden. Der Zugang zum Thema Geschlechtergleichheit variiert 

stark und ist von der Geschichte, Ideologie und Kultur abhängig. Das bedeutet, dass 

Geschlechter(un)gleichheit immer im Kontext betrachtet werden muss. Der Index soll 

einen Überblick über die sozioökonomischen sowie soziopolitischen Genderun-

gleichgewichte schaffen. Dabei wird offensichtlich, welche Informationen der Index 

liefert, die das pro Kopf BIP nicht preisgibt (vgl. ebd., S.47).  

Eine Verbesserung des Ergebnisses kann z.B. durch höhere Einschulungsraten oder 

einen größeren Anteil erwerbstätiger Frauen im formellen Sektor bewirkt werden (vgl. 

ebd., S.46). Die Möglichkeit, einen bezahlten Job zu bekommen, wirkt sich zwar po-

sitiv auf den Index aus, da sie notwendig für Geschlechtergleichheit ist, wird aber 

letztendlich nicht ausreichen, um den Status der Frau in der Gesellschaft zu stärken. 

Die Zu- und Abnahme der Anzahl an Frauen in der Arbeitsmarktbeteiligung variiert 

zwischen spezifischen Gruppen in der Gesellschaft. Deshalb kann bei erhöhten Ein-

kommensanteilen von Frauen von einer gendersensiblen Entwicklung gesprochen 

werden, doch diese ist davon abhängig, inwiefern die länderspezifische Politik ein 

Garant für höhere Einkommen von Frauen ist (vgl. ebd., S.47). 

Wenig überraschend erscheint, dass die vom GDI gelieferten Werte kaum neue  

Informationen über den Prozess und die Entwicklung der Rolle der Frau in der Ge-

sellschaft bietet. Das liegt an der engen Beziehung zwischen dem GDI und dem HDI, 

bzw. ihre starke Korrelation zum pro Kopf BIP (vgl. ebd., S.48f; vgl. Charmes und 

Wieringa 2003, S.430). Das bestätigen auch BARDHAN und KLASEN (2000, S.194), 

die in ihrem Artikel bestimmte Länder anführen, die, obwohl sie in den Bereichen Bil-

dung und Gesundheit relativ gut abschneiden, (im HDR 1999) einen verhältnismäßig 

niedrigen GDI Wert erreichen. Im Falle der meisten Länder sind die genderspezifi-

schen Einkommensungleichgewichte der Grund für den schlechten GDI Wert (vgl. 

Charmes und Wieringa 2003, S.430). Demnach erscheint der GDI nicht sehr aussa-

gekräftig. Zusätzlich nötig sei ein Index, der Geschlechterungleichgewichte, unab-

hängig vom absoluten Niveau des Wohlstands misst (vgl. Dijkstra und Hanmer 2000, 

S.48f). Der Index ist also kein direktes Maß genderspezifischer Ungleichheiten, son-

dern eine Zusammensetzung aus drei Dimensionen, die die durchschnittlichen Leis-

tungen in diesen Bereichen feststellt (vgl. Charmes und Wieringa 2003, S.429). 

Wenn aber ein ausgeprägtes sozioökonomisches Ungleichgewicht besteht, so wirkt 

sich das negativ auf den gesamten Wohlfahrtsstaat aus, denn, so DIJKSTRA und 
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HANMER (2000, S.49), ist es äußerst ineffizient, wenn etwa die Hälfte der Bevölke-

rung als potentielle Arbeitskräfte nicht genutzt werden. Ein Vorteil wäre die Entwick-

lung eines transparenten Index, der die relative Stellung der Frau zum Mann misst. 

Ein zweiter Grund, weshalb der GDI nicht alle relevanten Aspekte sozioökonomi-

scher Geschlechterungleichgewichte misst, liegt in der Wahl der verwendeten Indika-

toren und in der Art, wie diese berechnet werden. 

Der HDI und der GDI bestehen aus den exakt gleichen Indikatoren. Doch ein Index, 

der menschliche Entwicklung messen soll und ein anderer, der genderspezifische 

Ungleichgewichte bestimmen soll, bedürfen nicht unbedingt der gleichen Berech-

nungsmethode (vgl. ebd., S.49). 

Auch der GDI unterliegt der Verfügbarkeit von Daten, die teilweise nur sehr schwer 

oder gar nicht zu aggregieren sind. In vielen Ländern sind Daten besonders in ländli-

chen Regionen kaum vorhanden (vgl. UNDP 1995, S.75). Als weitere Komplikation 

kommt hinzu, dass der Anteil an Frauen, die im informellen Sektor arbeiten, andere, 

die Subsistenzwirtschaft betreiben oder als nicht bezahlte Zweitangestellte bei ihren 

Ehepartnern arbeiten, im Vergleich zum Anteil der Männer relativ hoch ist (vgl. 

Dijkstra und Hanmer 2000, S.49). Diese Frauen zählen dann meist nicht zur aktiven 

Arbeitsbevölkerung, obwohl ihre Leistung im BIP miteinberechnet wird. Das kann zu 

einer Unterschätzung der Anzahl an wirtschaftlich aktiven Frauen am Arbeitsmarkt 

führen. Ein weiteres Messproblem ist die Geldverfügbarkeit bzw. Geldaufteilung in-

nerhalb der Haushalte. Frauen haben in vielen Ländern wenig Kontrolle über das 

Haushaltseinkommen und deshalb wenig zu ihrer Verfügung stehendes Geld, obwohl 

sie es selbst erwirtschaften. Das führt zu einer Verzerrung der Realität hinsichtlich 

des (verfügbaren) Einkommens von Frauen (vgl. ebd., S.50). Laut CHARMES und 

WIERINGA (2003, S.431) sollte es in Entwicklungsländern vermehrt zu Datensamm-

lungen im Bereich des informellen Sektors kommen, damit die Partizipation der Frau 

am Arbeitsmarkt und somit ihr Beitrag zum BIP besser beurteilt werden kann.  

Der Indikator “Gesundheit“ wird im GDI anhand der Lebenserwartung bei der Geburt 

gemessen. In vielen Ländern mit niedrigem Einkommen wird die Lebenserwartung 

anhand der Säuglings- und Kindersterblichkeit gemessen. Sprich, Veränderungen in 

dieser Dimension reflektieren zwar die Todeswahrscheinlichkeit in den jüngeren Ko-

horten, nicht aber in den älteren. Somit misst dieser Indikator genderspezifische Un-

terschiede in der Kindersterblichkeit und lässt Vergleiche zwischen verschiedenen 

Ländern in diesem Punkt zu, doch er sagt nichts über altersspezifische Morbidität 
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und Krankheitsrisiken, die z.B. durch den unterschiedlichen Zugang zu Lebensmittel 

entstehen können, oder über Risiken, denen Frauen bei der Geburt ausgesetzt sind, 

aus. Diese Daten sind meist nur in Ländern mit mittleren oder höheren Einkommen 

verfügbar. In den Ländern, in denen keine Daten vorliegen, können meist nur Schät-

zungen angestellt werden. In diesem Fall geht aber die Möglichkeit, Statistiken ver-

gleichend gegenüber zu stellen, verloren (vgl. Dijkstra und Hanmer 2000, S.50). 

Der Bereich “Bildung“ wird aus der Alphabetisierungsrate von Erwachsenen kombi-

niert mit der Einschulungsrate im primären, sekundären und tertiären Bildungssektor 

ermittelt. Das Problem hierbei ist, dass das Ergebnis der quantitativen Analyse nur 

wenig darüber verrät, wie Länder in dieser Dimension abschneiden. Die Qualität der 

Bildung ist ein wesentlicher Faktor für die Entwicklung eines Landes. Indikatoren 

können u.a. die Anzahl der Schüler pro Lehrer, Schulabbruchraten und die Wieder-

holung eines Schuljahres sein (vgl. ebd., S.50). 

Der GDI bietet also einen ersten Einblick in die genderspezifischen Ungleichgewichte 

in den einzelnen Ländern, ist aber von mehreren Problemfeldern durchzogen, die in 

diesem Kapitel erläutert wurden. 

Wie schon oben kurz abgesprochen, vermisst der Index, das relative Verhältnis zwi-

schen Frauen und Männern zu messen (vgl. ebd., S.51). DIJKSTRA und HANMER 

(2000, S.62) postulieren, dass die Messung sozioökonomischer Genderungleichge-

wichte drei Ziele beinhaltet: 1. die Bestimmung von Ungleichgewichten zu einem ge-

wissen Zeitpunkt; 2. die Identifikation der Ursachen, um Strategien zur Reduzierung 

der Ungleichgewichte vorzuschlagen; 3. die Beobachtung der Auswirkungen dieser 

Strategien über einen längeren Zeitraum. Obwohl der GDI ein wichtiger Schritt zur 

Messung von Geschlechterungleichheiten war, können die drei formulierten Ziele nur 

schwer erreicht werden. Ein Grund dafür liegt in der eingeschränkten konzeptuellen 

Relevanz des Index, da dieser die Messung der Ungleichgewichte mit absoluter 

Wohlfahrt kombiniert, wodurch eine sehr starke ökonomische Abhängigkeit entsteht. 

Eine weitere Ursache sind die gewählten Variablen und Indikatoren, die nicht immer 

geeignet sind, das zu messen, was sie eigentlich messen sollten. Zusätzlich können 

dynamische Abhängigkeiten zwischen den Variablen nicht gemessen werden, da der 

Index darauf abzielt, Ungleichheiten zu einem bestimmten Zeitpunkt zu ermitteln, 

womit die politische Relevanz des Indexes sinkt (vgl. ebd., S.62). Daher wird im Arti-

kel von DIJKSTRA und HANMER eine neue Variante zur Berechnung genderspezifi-

scher Aspekte, der RSW (Relative Status of Women), vorgeschlagen. Dieser neue 
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Index basiert auf den gleichen Dimensionen wie GDI und HDI. Da der RSW eine 

schwache Korrelation zum pro Kopf Einkommen hat, gibt dieser Auskunft über den 

relativen Entwicklungsstatus, der nicht ans Einkommen geknüpft ist. Wie die beiden 

Autorinnen selbst betonen, sagt ein hoher Wert des Index nicht aus, dass keine gen-

derspezifischen Unterschiede vorhanden sind bzw. dass diese in reichen Ländern 

ideal verteilt sind und keine politischen Interventionen mehr nötig sind, um den sozi-

opolitischen Status der Frauen (weiter) zu verbessern (vgl. ebd., S.63; vgl. Bardhan 

und Klasen 2000, S.194). Demnach zielt der RSW darauf ab, geeignete Variablen 

zur Messung und Darstellung von Geschlechterungleichheiten heranzuziehen, diese 

gemäß den Kausalzusammenhängen zu klassifizieren sowie Variablen und Dimensi-

onen für eine sinnvolle sozioökonomische Messung über einen längeren Zeitraum 

hinaus zu identifizieren (vgl. Dijkstra und Hanmer 2000, S.57). Demnach werden die 

Variablen und Indikatoren des GDI verändert, um den Zielen zu entsprechen. Im Be-

reich Einkommen wird dem tatsächlich verfügbaren Einkommen großer Wert beige-

messen (vgl. ebd., S.57). Außerdem muss, so DIJKSTRA und HANMER (2000, 

S.57), die formelle Einkommensvariable durch andere Variablen ergänzt werden. 

Dass genderspezifische Ungleichheiten am Markt in fast allen Gesellschaften existie-

ren, ist bekannt. Das gilt  vor allem in den Bereichen der Subsistenzwirtschaft, Haus-

arbeit und im Allgemeinen unbezahlte Arbeit. So wurde dem Einkommensindikator 

die Variable „time use“ (Dijkstra und Hanmer 2000, S.57) beigefügt, die den Zeitauf-

wand beschreibt. In einigen Industriestaaten sind solche Daten mittlerweile verfügbar 

(vgl. Charmes und Wieringa 2003, S.431). Der Indikator zur Messung der Gesund-

heit wurde um die Variable „Food Intake“ (vgl. Dijkstra und Hanmer 2000, S.58) er-

weitert. Zusätzlich muss der ungleiche Zugang zu Ressourcen berücksichtig werden. 

Das kann physische Mittel, wie Land oder andere Gebrauchsgegenstände, aber 

auch den Zugang zu Bildung, Gesundheit und anderen Wohlfahrtsinstitutionen, Kin-

derbetreuungsstätten und die öffentliche Infrastruktur betreffen (vgl. ebd., S.58). Ein-

schränkungen jeglicher Art können durch diskriminierende Gesetze oder durch Tradi-

tionen, Normen und Glaubenseinstellungen auftreten (vgl. ebd. S. 59). 

DIJKSTRA und HANMER (2000, S.56) postulieren, wie aus empirischen Studien 

hervorgeht, dass Frauen im Durchschnitt weniger verdienen als Männer und darüber 

hinaus einen schlechteren Zugang zu Land, natürlichen Ressourcen, Bildung und 

Technologie haben. Wenn Frauen in den Arbeitsmarkt eintreten, handelt es sich 

meist um schlechtbezahlte Jobs mit geringerem Status und weniger autonomer 
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Macht als Entscheidungsträgerinnen. Solche Muster sind auch in vielen Haushalten 

vorhanden. In einigen Ländern sind Frauen den Männern im Gesetz nicht gleichge-

stellt. Manche Kulturen bezeichnen Mädchen und Frauen als Menschen zweiten 

Ranges. Außerdem scheinen Frauen mehr in Gefahr zu sein als Männer, da sie öfter 

Opfer häuslicher Gewalt und Missbrauch werden (vgl. ebd., S.56). Frauen sind, zu-

sätzlich zur normalen Erwerbstätigkeit, noch einer weiteren Belastung durch die Kin-

derbetreuung ausgesetzt (vgl. ebd., S.47).  

Das alles sind Gründe, weshalb der GDI weiterentwickelt wurde und es sinnvoll er-

scheint, genderspezifische Ungleichgewichte zu messen und aufzudecken. Die un-

gleichen Verhältnisse führen zu einer asymmetrischen Entwicklung. Niedrigere Löh-

nen wirken sich gleichzeitig auf den Zugang zu Bildung und Gesundheitsfürsorge 

aus. Die Opportunitätskosten der Frauen sind ebenfalls höher, da diese oft eine grö-

ßere Verantwortung tragen, wenn es um die Versorgung und Erziehung von Kindern 

geht. Das gilt auch für andere Bereiche. Erhöhte Kosten verringern die Mobilitäts-

möglichkeiten, womit die Kreditwürdigkeit sinken kann. In manchen Kulturen wird im 

Zweifelsfalls dem Mädchen die Schulbildung verweigert, damit der Sohn zur Schule 

gehen kann, wenn die finanzielle Situation nicht zulässt, beide Kinder zur Schule zu 

schicken (vgl. ebd., S.60). 

Doch auch der RSW birgt Gefahren der Fehlinterpretation. Wenn die Werte des In-

dex sehr hoch (weniger Ungleichgewicht) ausfallen, so könnte das aus dem schlech-

teren Ergebnissen der Werte der Männer resultieren, was dazu führen könnte, fal-

sche Entscheidungen auf politischer Ebene zu treffen, die dann den Status der 

männlichen Bevölkerung zu verbessern versuchen (vgl. ebd., S.55). Das scheinbar 

bessere Gleichgewicht könnte auch aufgrund des niedrigen allgemeinen Lebens-

standards eintreten (vgl. ebd., S. 56).  

Die Analyse in diesem Kapitel zeigt, dass die Schwierigkeit der Erstellung eines all-

gemeinen Index zur Darstellung und Bewertung genderspezifischer Ungleichheiten in 

der Komplexität der Tatsachen und der großen länderspezifischen Geschlechterun-

gleichgewichte liegt. Diese resultieren u.a. aus der ungleichen Gesetzgebung sowie 

der unterschiedlichen Kultur, Geschichte und Glaubenseinstellungen von Männern 

und Frauen. Ein hohes Einkommen sorgt nicht automatisch für einen guten RSW-

Wert (vgl. ebd., S.56). 

Eine etwas andere Möglichkeit zur Berechnung genderspezifischer Ungleichgewichte 

ist der GEM (Gender Empowerment Measure) Index. Der GEM soll in erster Linie die 
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Teilnahme der Frau in der Gesellschaft wiedergeben und wird anhand dreier Variab-

len gemessen: das Treffen politischer Entscheidungen (Parlamentssitze), Zugang zu 

professionellen Aufstiegsmöglichkeiten und das Einkommen. Dieser Index legt den 

Fokus verstärkt auf die Repräsentanz der Frau in politischen Institutionen wie dem 

Parlament, den Anteil der Frauen in Managerpositionen oder anderen als professio-

nell klassifizierten Positionen, in der erwerbstätigen Bevölkerung und deren Beitrag 

zum nationalen Einkommen (vgl. Charmes und Wieringa 2003, S. 428). Doch wie 

auch der GDI ist der GEM ein arithmetisches Mittelmaß der drei Indikatoren, wodurch 

seine Interpretationsmöglichkeiten und Rückschlüsse auf die tatsächliche Repräsen-

tanz der Frau in den untersuchten Dimensionen erschwert und eingeschränkt wird. 

Beide Indizes sind kein Maß direkter Gleichgewichte (vgl. Dijkstra 2002, S.312). Bei-

de Berechnungsvarianten sind aber wertvolle politische Instrumente, da sie einen 

Vergleich auf globaler Ebene erlauben (vgl. Charmes und Wieringa 2003, S.429). 

Auch der GEM ist sehr stark vom Einkommensindikator beeinflusst und verzerrt. Eine 

weitere Schwierigkeit ist die Messung der politischen Macht bzw. des politischen Ein-

flusses von Frauen anhand der Zählung von Parlamentssitzen, da diese nicht immer 

Kernpunkt zur Ausübung politischer Macht in einem Land darstellen. Das Hauptprob-

lem des GEM liegt in der Frage, ob diese Messung tatsächlich die Stärkung der Frau 

wiederspiegelt. Um diese zu beantworten, muss geklärt werden, was laut dem GEM 

der Definition von Stärke zugrunde liegt. Ein zusätzlicher Kritikpunkt ist, dass der In-

dex die Faktoren Körper und Sexualität, Religion sowie Kultur außer Acht lässt. Der 

fehlende Einbezug der Frauen- und allgemeiner der Menschenrechte und der ethi-

schen Fragestellungen ist auffallend (vgl. Charmes und Wieringa 2003, S.432f). 

Grundsätzlich sind Verbesserungen hinsichtlich der Gleichstellung der Frau eingetre-

ten, vor allem im Bereich der Bildung. Allerdings birgt der „Aufstieg“ der Frau das Ri-

siko, dass Frauen als Feindbild der Männer wahrgenommen werden, was bis zu Mi-

sogynie führen kann (vgl. Charmes und Wieringa 2003, S.433). 

Sowohl der GDI als auch der GEM bieten mögliche Formen zur Berechnung von 

genderspezifischen Ungleichgewichten, die aber laut CHARMES und WIERINGA 

(2003, S.434) noch deutlich verbesserbar sind. Das wird vor allem in der Kritik an der 

starken Korrelation zum BIP deutlich. Es wird vorgeschlagen, die einzelnen Indikato-

ren feiner zu definieren, damit die Diskussion über die Stärkung der Rolle der Frau in 

der Gesellschaft mit geschärfter Sensibilität geführt werden kann (vgl. ebd., S.434). 
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3.4. Vergleich der Indizes 
 

Im Subkapitel 3.4. werden die Werte und Ergebnisse der drei ausgewählten Maßzah-

len miteinander verglichen. Unterschiede in den Rankings werden kurz analysiert 

und anschließend diskutiert. Die unter Punkt 3.1. bis 3.3. beschriebenen Charakteris-

tika der einzelnen Berechnungsvarianten sollen nun mit Hilfe von Diagrammen dar-

gestellt werden. Dieser Abschnitt dient der Visualisierung des Istzustands laut den 

oben gewählten Indizes. Genauere Erläuterungen zu den Ursachen und Hintergrün-

den der etwaigen Entwicklungen und Disparitäten erfolgen in den Kapiteln 4-7. 

Zum Einstieg in diesen Abschnitt möchte ich die Entwicklung des HDI von 1980 bis 

2013 kurz genauer betrachten. Dazu die folgende Abbildung: 

 

 
 

Abb. 4: Entwicklung des HDI von 1980-2013 (Datengrundlage: http://hdr.undp.org/en. 

Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 
Abbildung 4 veranschaulicht grafisch die zeitliche Entwicklung des Human Develop-

ment Index von den 1980er Jahren bis 2013. Dabei werden Indexwerte verwendet. In 

der Graphik wird ersichtlich, dass der Wert des Human Development Index in allen 

Staaten des Untersuchungsgebiets sowie in Indien und in Österreich von 1980-2005 

am stärksten gewachsen ist, nach 2005 dieser Trend etwas abflaut und die Kurve 

flacher wird. In allen Staaten hat sich laut Abbildung 4 von 2010-2013 kaum etwas 

verändert. Bedeutet dies, dass die Entwicklung hinsichtlich der human ressources 

stagniert? Kam es, obwohl die Länder in der Greater Mekong Subregion laut HDI 

http://hdr.undp.org/en
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teilweise noch ein recht niedriges Niveau menschlicher Entwicklung besitzen, zu kei-

nen weiteren Verbesserungen? Hat Österreich als moderner Industriestaat seinen 

Entwicklungszenit erreicht? 

Wann können die Indexwerte als hoch oder niedrig angesehen werden? 

Für die bessere Analysierbarkeit des HDI gibt es auf der Homepage des UNDP Fol-

gende Klassifizierung: Ab einem Indexergebnis von 0,8 wird von sehr hoher, bei 0,7 -

0,799 von hoher, zwischen 0,6 und 0,699 von mittlerer und bis einem Wert von 0,5 

von niedriger menschlicher Entwicklung gesprochen (vgl. 

http://hdr.undp.org/en/content/table-2-human-development-index-trends-1980-2013 

). 

Wie aus dem Diagramm ersichtlich ist, befindet sich seit 2005 keiner der Staaten aus 

dem Untersuchungsgebiet mehr im Bereich der Länder mit niedriger menschlicher 

Entwicklung. Vietnam und vor allem Thailand heben sich dabei mit deutlichem Ent-

wicklungsvorsprung gegenüber den anderen Staaten ab. Interessant ist auch der 

Vergleich mit Österreich, der als mitteleuropäischer Staat einen sehr hohen Entwick-

lungsstand vorweist. Indien, als starker Wirtschaftskonkurrent und -partner im asiati-

schen Raum weist einen relativ geringen menschlichen Entwicklungsstand auf und 

befindet sich laut HDI Ranking in ähnlicher Position wie Kambodscha, Laos und My-

anmar. Kambodscha konnte zwischen 1980 und 1990 die stärkste Entwicklung ver-

zeichnen, das liegt aber auch daran, dass der Staat zu Beginn der 80er Jahre einen 

HDI von 0,251 besaß und somit zu dieser Zeit das laut HDI-Definition am schlechtes-

ten entwickeltste Land im Untersuchungsgebiet war. Interessant ist nun, wie sehr 

sich die Weiterentwicklung des HDI verändernd auf dessen Werte auswirkt. Ein gro-

ßer Mangel (wie unter Kapitel 3.1. diskutiert) sind die nicht berücksichtigten Un-

gleichverteilungen innerhalb den Staaten. Aus diesem Grund wurde der IAHDI entwi-

ckelt, der Ungleichgewichte in die Berechnung miteinbezieht. 

Im folgenden Diagramm sehen wir einen Vergleich zwischen dem HDI und dem 

IAHDI Ranking und wie stark diese voneinander abweichen. 

 

http://hdr.undp.org/en/content/table-2-human-development-index-trends-1980-2013
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Abb. 5: Vergleich des HDI und IAHDI Rankings 2013 (Datengrundlage: 

http://hdr.undp.org/en. Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 

In Abbildung 5 (Indexwerte) ist zu sehen, dass die meisten Staaten im Untersu-

chungsgebiet im Ranking nach vorne rücken, was bedeutet, dass diese Länder unter 

Berücksichtigung der innerstaatlichen Ungleichgewichte leicht besser abschneiden. 

Lediglich Thailand verliert zwei Plätze, liegt aber trotzdem noch deutlich vor den an-

deren Staaten der Greater Mekong Subregion. Für Myanmar waren für diese Analy-

se keine Daten vorhanden. Egal ob HDI oder IAHDI Ranking, alle Staaten weisen 

laut dieser Darstellung noch viel Raum zur Verbesserung menschlicher Entwicklung 

auf. Wenn die Zahlen mit einem Industriestaat wie Österreich verglichen werden, er-

scheint der Unterschied sehr deutlich. Auch Thailand, als bester Performer in der 

GMS, kann laut Statistik noch viele Strukturverbesserungen bezüglich menschlicher 

Entwicklung vornehmen, da das Land im internationalen HDI Ranking 2013 im Mittel-

feld auf Platz 89 lag. Welche Ungleichverteilungen der einzelnen im Index berechne-

ten HDI-Dimensionen in den Ländern existieren und wie stark diese sind, wird in den 

Kapitel 4-7 genauer analysiert. 

Wenn über Ungleichgewichte gesprochen wird, ist es sinnvoll, genderspezifische 

Ungleichverteilungen zu berücksichtigen, da dies einen Bevölkerungsanteil von etwa 

50% betrifft. Im nächsten Diagramm wird deshalb das HDI Ranking jenem vom GDI 

gegenübergestellt. Die Ergebnisse weisen eine starke Veränderung auf und überra-

schen teilweise. 

 

http://hdr.undp.org/en
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Abb. 6: Vergleich des GDI, GEM und HDI Rankings (Datengrundlage: 

http://hdr.undp.org/en, http://hdr.undp.org/en/content/human-development-report-

2009. Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 

Bevor ich mit der Analyse von Abbildung 6 beginne, möchte ich kurz erwähnen, dass 

für Myanmar und Vietnam bezüglich des GDI keine Daten zur Verfügung standen. 

Für Laos, Myanmar und Indien ist kein GEM Ranking aufgrund zu großer Datenlü-

cken vorhanden. 

Auffällig an dieser Darstellung ist, dass alle Länder im Untersuchungsgebiet ein deut-

lich besseres Ranking aufweisen. Indien, als nicht GMS Mitgliedsstaat, hat einen 

kaum veränderten Wert und liegt in der Statistik klar weiter hinten. Ein sehr deutli-

ches und beeindruckendes Ergebnis zeigt Thailand mit Platz vierzehn im Jahr 2013. 

Das Ergebnis für Kambodscha und Laos (vermutlich auch für Myanmar und Vietnam) 

laut internationalem Ranking zeigt, dass es noch Aufholbedarf bezüglich Genderun-

gleichgewichten gibt. 

Überraschend erscheint auch das Ergebnis von Deutschland, Österreich und der 

Slowakei im Vergleich. Während die beiden Mitteleuropäischen Staaten, vor allem 

Österreich, (Platz 91 im GDI Ranking) zurückfallen, beweist die Slowakei, Mitglied-

staat der EU seit 2004, ein nahezu ausgeglichenes Geschlechterverhältnis in den 

http://hdr.undp.org/en
http://hdr.undp.org/en/content/human-development-report-2009
http://hdr.undp.org/en/content/human-development-report-2009
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unter 3.3. beschriebenen Aspekten. Österreich und Deutschland liegen laut Abbil-

dung 6 weit hinter Thailand zurück. 

Interessant ist, wie sich das GDI vom GEM Ranking unterscheidet. Kambodscha 

kann ein paar Plätze gut machen und schneidet besser als im GDI Ranking ab, Thai-

land verliert jedoch stark und liegt demnach wieder weit hinter Österreich und 

Deutschland zurück. Sehr auffällig ist das Ergebnis der beiden „westlichen“ Länder, 

die im GDI Ranking relativ schwach, deren GEM Werte aber deutlich besser sind. 

Für Laos und Myanmar kann das GEM Ranking nur geschätzt werden, Vietnam 

schneidet aber in der Statistik unter den GMS-Staaten am besten ab. In den EU-

Mitgliedsstaaten sowie in Thailand gleicht das GEM dem HDI Ergebnis. Aus dem 

Diagramm wird ersichtlich, dass es schwer ist, genderspezifische Ungleichgewichte 

zu messen und anschließend Rückschlüsse daraus zu ziehen und die Frage, wel-

cher Index nun am besten zur Analyse geeignet ist lässt sich nur schwer beantwor-

ten.  

 
Gehen wir nun einen Schritt weiter und vergleichen die Indexwerte des MPI. Es sei 

erwähnt, dass sich die Suche nach der Datengrundlage für dieses Diagramm etwas 

schwieriger erwies, da die Daten aus unterschiedlichen Studien und Jahren hervor-

gehen. Das schränkt zwar die Vergleichbarkeit der Ergebnisse ein, dennoch bieten 

diese einen kurzen Überblick über das Vorkommen und das Ausmaß von Armut im 

Untersuchungsgebiet. Zu Österreich oder Deutschland oder anderen vergleichbaren 

westlichen Staaten gibt es keine MPI Berechnungen. Als multidimensional arm gel-

ten jene Menschen bzw. Staaten, die in mindestens einem Drittel der Indikatoren 

Mängel aufweisen. Menschen, die mit weniger als 1,25$ am Tag leben, gelten als 

extrem Arm (vgl. http://www.ophi.org.uk/multidimensional-poverty-index/mpi-

faqs/#15).  

 

 

http://www.ophi.org.uk/multidimensional-poverty-index/mpi-faqs/#15
http://www.ophi.org.uk/multidimensional-poverty-index/mpi-faqs/#15
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Abb. 7: Indexwerte des MPI (Datengrundlage: http://www.ophi.org.uk/. Stand: Juli 

2015. Eigener Entwurf) 

 

Wenig überraschend erscheint der erste Blick auf Abbildung 7, wenn wir an die Wer-

te des HDI, IHDI und GDI aus den Abbildungen 4, 5 und 6 zurückdenken. Im Unter-

suchungsgebiet ist die Anzahl und Verbreitung von Menschen in multidimensionaler 

Armut in Kambodscha, Laos und Myanmar am größten, in Thailand und Vietnam am 

geringsten, wobei der Abstand sehr eindeutig ausfällt. Indien, als unmittelbarer 

Nachbar, schneidet in diesem Vergleich am schwächsten ab. Laut MPI ist der Anteil 

an Menschen, die in multidimensionaler Armut leben sehr hoch. Der statistische Wert 

für Myanmar scheint an dieser Stelle der am kritischsten zu betrachtende sein. Das 

liegt ersten daran, dass die Daten aus dem Jahr 2000 stammen, und zweitens, auf-

grund der fehlenden oder zumindest lückenhaften Datenlage die Vergleichbarkeit 

eingeschränkt ist. Vermutlich fällt der MPI Wert aus dem Untersuchungsjahr 2000 

noch wesentlich höher aus, als in Abbildung 7 dargestellt ist und lässt hoffen, dass 

dieser sich in den letzten 15 Jahren verbessert hat. Wie stark die Armutsverteilungen 

in den einzelnen Ländern ausgeprägt sind und welche Folgen das mit sich bringt, 

wird in Kapitel 6 ausführlicher diskutiert. 

Dieser Abschnitt soll einen kurzen Einblick darüber geben, wie die einzelnen Staaten 

in der GMS laut den Indizes abschneiden und in welchem Zustand sie sich laut den 

aktuellsten Daten befinden. Dabei ist es interessant, die Daten immer wieder mit ei-

http://www.ophi.org.uk/
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nem sogenannten „westlichen“ Land wie Österreich oder einem direkten Nachbar, 

Wirtschaftspartner und -konkurrenten wie Indien zu vergleichen. 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass es laut den Indizes teilweise noch viel 

Raum zur Verbesserung menschlicher Entwicklung im Untersuchungsgebiet gibt. 

Laut dem HDI Ranking befinden sich Kambodscha, Laos und Myanmar im internati-

onalen Ranking weit hinten, da der Indexwert in diesen Ländern den Wert von 0,6 

nicht überschreitet. Thailand ist zwar Vorreiter in den Entwicklungen der letzten Jah-

re, doch das sollte nicht die Tatsache verdecken, dass weitere Maßnahmen zur 

menschlichen Entwicklung notwendig sind. Das IAHDI Ranking zeigt ein ähnliches 

Bild und lässt vermuten, dass weitere Strukturverbesserungsprogramme in den Be-

reichen Gesundheit, Bildung und Arbeitsmarkt getätigt werden sollten. Dennoch er-

zielt Thailand beim GDI, verglichen zum HDI, ein sehr gutes Ergebnis und schneidet 

bei weitem besser ab als so mancher moderner Staat wie Österreich und Deutsch-

land. Im Bereich der multidimensionalen Armut sind es Kambodscha, Laos und My-

anmar, die in der GMS die schlechtesten Ergebnisse erzielen, Thailand und Vietnam 

haben es hingegen geschafft, das Vorkommen multidimensionaler Armut stark zu 

dezimieren.  

In den nächsten Kapiteln (4-6) kommt es zur genaueren Analyse der auch in den 

Indizes vorkommenden Dimensionen Gesundheit, Bildung und Armut und es wird 

erläutert, inwieweit die Daten und Ergebnisse der Abbildungen in diesem Abschnitt 

mit den Analysen aus der Literatur übereinstimmen. Was sind die Gründe für die 

Entwicklungen? Welche Disparitäten sind zwischen den Staaten zu beobachten? 

Was wird getan, um Verbesserungen zu ermöglichen? Aufschluss über den Entwick-

lungszustand in der GMS soll uns zunächst das Gesundheitswesen geben.  
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4. Der Gesundheitssektor in der Greater Mekong Subregion 

 
Das Gesundheitswesen stellt einen essentiellen Bestanteil menschlicher Entwicklung 

dar und ist somit ein zentrales Thema der soziopolitischen Aspekte eines Landes. 

Laut LANJOUW et al. (1999, S.229) weisen Länder, die von vielen (historischen) po-

litischen Konflikten gekennzeichnet sind, oft beträchtliche Mängel im Gesundheits-

system auf. Wenn zur Armut noch Krieg hinzukommt, wird der Zugang zum Gesund-

heitswesen für die betroffene Bevölkerung stark eingeschränkt (vgl. Lanjouw et al. 

1999, S.240). 

Die Bedeutung des Sektors zeigt sich auch darin, dass das Vorhandensein einer Ge-

sundheitsinfrastruktur fast immer als Dimension zur Darstellung des Entwicklungs-

stands eines Landes herangezogen wird. In der Frage nach menschlicher Entwick-

lung hat das Gesundheitswesen eine große Bedeutung für Entwicklungs- und 

Schwellenländer, wie sie in der GMS zu finden sind. 

 
4.1. Probleme und Herausforderungen des Gesundheitssektors 
 
Für eine gute Gesundheitsversorgung ist es wichtig, genug zur Verfügung stehen-

des, qualifiziertes Personal zu haben (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.769). Das 

wird auch im Artikel von CHHEA et al. (2010, S.2) unterstrichen. Der Mangel an 

Fachkräften wirkt sich in armen Ländern noch stärker aus, da sich Arbeitskräfte im 

Gesundheitswesen vorrangig in urbanen Regionen konzentrieren und somit die länd-

liche Bevölkerung unterversorgt bleibt (vgl. ebd., 2010, S.2). Die Qualität, Zusam-

mensetzung und Verteilung des im Gesundheitssektor arbeitenden Personals wird 

demnach als fundamentale Determinante für die Funktionsfähigkeit dieses Bereichs 

angesehen, vor allem was Verbesserungen der Mutter- und Kindersterblichkeit be-

trifft. Die zehn Länder der Association of Southeast Asian Nations (ASEAN), welche 

auch die GMS umfasst, besteht aus sehr diversen Staaten hinsichtlich ihres sozio-

ökonomischen Status, ihrer politischen Systeme und Gesundheitssektoren sowie der 

allgemeinen gesundheitlichen Situation. Die meisten Länder in dieser Region sind 

mit dem Problem eines Mangels an Personal im Gesundheitssektor und dessen sub-

optimale Verteilung konfrontiert. Aus diesem Grund ist es schwer für betroffene Län-

der, die Millennium Entwicklungsziele zu erreichen und zu gleichmäßigeren Resulta-

ten hinsichtlich der Leistungen im Bereich “Gesundheit“ beizutragen. Aufgrund der 

differenten Entwicklungen durchläuft der transnationale Handel im Gesundheitswe-

sen ein rasches Wachstum. Das betrifft vor allem die Migration von Personen, die im 
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Gesundheitsbereich tätig sind. So ist der medizinische Tourismus in Ländern wie Ma-

laysia, Singapur und Thailand zu einer wirtschaftlichen Schlüsselstrategie geworden. 

(vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.769). 

Niedriglohnländer sind häufig mit einer geringen Dichte und Verteilung von Gesund-

heitspersonal konfrontiert, die durch eine geringe Produktionskapazität, einge-

schränkte Kapazitäten in der Anstellung von HochschulabsolventInnen und geringen 

Löhnen im öffentlichen Sektor hervorgerufen wird. Hingegen werden die angebote-

nen Leistungen im Gesundheitsbereich aufgrund schlechter Qualität, finanzieller 

Hürden und kultureller Faktoren nur wenig von der Bevölkerung in Anspruch ge-

nommen. Die Ausbildung und Dichte des Gesundheitspersonals variiert erheblich 

zwischen Ländern, dennoch stehen alle vor dem Problem, nicht genügend Anreize 

zu schaffen, um mehr Personal vom Gesundheitssektor in ländliche Regionen zu 

locken. Die Ungleichverteilung von Gesundheitspersonal macht den medizinischen 

Handel bzw. Tourismus in Sudostasien äußert attraktiv (vgl. Kanchanachitra et al. 

2011, S.769). Für einen Überblick zur Dichte des Gesundheitspersonals in der GMS 

sorgt folgende Tabelle: 

 

 

Tab.1: Statistik zum Gesundheitspersonal für die Länder in Südostasien (Quelle: 

Kanchanachitra et al. 2011, S.771) 

 
Die unterschiedlichen Verhältnisse können politische Entscheidungen reflektieren, 

wie z.B. für Thailand und Kambodscha. Das hohe Verhältnis von Krankenschwestern 

und –pflegern sowie Hebammen könnte auf die Konzentration des Staates auf medi-
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zinische Erst- bzw. Grundversorgung zurückzuführen sein. Es existiert ein weiteres 

Problem, das sich z.B. in Laos beobachten lässt. Obwohl man dort mit einem Mangel 

an Gesundheitspersonal zu kämpfen hat, ist dieses trotzdem oft unterbeschäftigt, mit 

teilweise weniger als einem Patienten pro Mitarbeiter am Tag in manchen Kranken-

häusern oder Gesundheitszentren. Das deutet auf die geringe Inanspruchnahme der 

öffentlichen Einrichtungen im Gesundheitswesen der laotischen Bevölkerung hin, die 

wiederum eine Konsequenz finanzieller Barrieren, Sorge um die Qualität, Erreichbar-

keit (Infrastruktur) und kultureller Faktoren ist. Demnach ist die alleinige Erhöhung 

der Anzahl der im Gesundheitssektor arbeitenden Personen ohne zusätzliche Maß-

nahmen nicht sinnvoll (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.773). 

In ressourcenarmen Ländern wie Kambodscha, Laos und Myanmar sind die geringe 

Produktivität und Beschäftigungskapazität eng mit dem Personalmangel im Gesund-

heitssektor verbunden, wie in Tabelle 1 zu erkennen ist. In Laos und Myanmar wer-

den weniger als ein/e ÄrztIn auf 100 000 Menschen ausgebildet. In Thailand und 

Laos werden etwa elf bis fünfzehn, in Kambodscha und Myanmar hingegen nur etwa 

vier KrankpflegerInnen pro 100 000 Menschen ausgebildet. Während der Periode der 

Khmer Rouge (1975-1979) in Kambodscha und des Indochina Kriegs vor der Grün-

dung der Demokratischen Republik von Laos kam es zu erheblichen Menschenver-

lusten, die im Gesundheitssektor tätig waren. Die Ausbildung medizinischen Perso-

nals erlitt in Laos einen völligen Stillstand in der Zeit des Wiederaufbaus zwischen 

1976 und 1981. Kambodscha, Laos, Myanmar und Vietnam fallen, wie in Tabelle 1 

veranschaulicht wird, unter den von der Welt Gesundheitsorganisation bestimmten 

Grenzwert von 2.28 Ärztinnen, KrankenpflegerInnen und Hebammen auf 1000 Men-

schen in der Bevölkerung (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.778).  

Doch obwohl andere Länder Südostasiens eine viel höhere Anzahl an ÄrztInnen und 

KrankenpflegerInnen ausbilden, kommt es trotz allem zu einem Mangel an Arbeits-

kräften in diesem Sektor, verursacht durch eingeschränkte Beschäftigungskapazitä-

ten auf subnationaler Ebene (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.773). KAN-

CHANACHITRA et al. (2011, S.773) beschreiben diesen Zustand sehr passend: 

„This situation is comparable to a diabetic status of human resources for health, in 

which health systems cannot use the available human resoucres“.  

Es tragen einige Faktoren zur Ungleichverteilung des Personals in den GMS-Staaten 

bei. Häufige Ursachen sind oft eine mangelhafte Infrastruktur, schlechte Lebens- und 

Arbeitsbedingungen in ländlichen Gebieten und die Konzentration von Einkom-
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mensmöglichkeiten in städtischen und wohlhabenderen Regionen (vgl. Kanchanach-

itra et al. 2011, S.774). 

Doch nicht nur personelle Probleme stellen die Staaten vor Herausforderungen. Bei-

spielsweise wird geschätzt, dass 28 Millionen Einwohner in Vietnam zu arm sind um 

die Krankenhausgebühren entrichten zu können, aber nicht arm genug, um davon 

befreit zu werden. Die vietnamesische Gesundheitsversicherungsanstalt setzte sich 

zum Ziel, vier Millionen Menschen mit einer kostenlosen Gesundheitsversicherung zu 

versorgen. 1999 lag die Zahl bei nur 200 000. Zusätzlich wird geschätzt, dass 20-

30% der PatientInnen aus ländlichen Regionen in Vietnam einen Kredit zu hohen 

Zinsen aufnehmen oder ihre Kinder aus der Schule nehmen müssen, um die Kosten 

öffentlicher Krankenhäuser bezahlen zu können. Das führte zu einem verstärkten 

Rückgang der Inanspruchnahme des öffentlichen Gesundheitssektors. Stattdessen 

verwenden die Menschen immer mehr Medikamente, ohne einen Arzt zu konsultie-

ren (vgl. Ha et al. 2002, S.62). 

In Myanmar ist die staatliche Gesundheitsversorgung auch kritisch zu betrachten. 

Obwohl es zu einigen Verbesserungen im Gesundheitswesen kam, ist das Land 

noch immer von übertragbaren Krankheiten wie Malaria, Tuberkulose und HIV ge-

plagt – ein Effekt, der durch Schwierigkeiten in der Erreichbarkeit und Zugang zu den 

benötigten Einrichtungen verstärkt wird (vgl. Tin et al. 2010, S.96). Laut dem Artikel 

von SKIDMORE (in Skidmore und Wilson 2008, S.193) ist Burma, verglichen mit den 

anderen Staaten in Südostasien, das teuerste Land in Bezug auf die individuellen 

Kosten im Gesundheitssektor bzw. fallen die staatlichen Ausgaben dort am gerings-

ten in der GMS-Region aus. Die dadurch entstehenden Einschränkungen inkludieren 

zu geringe menschlichen Ressourcen in ländlichen und abgelegenen Regionen, ein 

hohes Maß privater Gesundheitsfinanzierung und einen schlechten Zugang zu Ge-

sundheitseinrichtungen, hervorgerufen durch schlechte Infrastruktur sowie eine in-

stabile Sicherheitslage in Grenzregionen oder Gebieten, die durch sprachliche und 

kulturelle Differenziertheit charakterisiert sind (vgl. Tin et al. 2010, S.96, 98). Deswe-

gen, so TIN et al. (2010, S.96), bedarf es in Myanmar signifikanter Strukturverbesse-

rungen im Gesundheitswesen, um die Millennium Entwicklungsziele, wie die Sen-

kung der Kindersterblichkeitsraten um 2/3, zwischen 1990 und 2015 zu erreichen. 

Trotz deutlicher Verbesserungen in der Prävention von HIV und Tuberkulose ist der 

Erflog dennoch sehr ungleich über das Land verteilt (vgl. Tin et al. 2010, S.98). Es 

existieren starke Ungleichheiten in den Sterblichkeitsraten und in der Infrastruk-
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turentwicklung innerhalb des Landes. Durch die schlechte Infrastruktur können man-

che Regionen nur sehr schlecht mit lebensrettenden Medikamenten und anderem 

Equipment versorgt werden. Eine weitere Ursache dieses Zustandes ist, dass es in-

nerhalb des Landes kein einheitliches Koordinierungsmanagement, Planungs- und 

Finanzierungsinstrument gibt. Hinzu kommen Hürden hinsichtlich menschlicher Res-

sourcen, also Arbeitskräfte und deren Umverteilung, Überlastung, schlechtes Trai-

ning, geringe Unterstützung für Gesundheitseinrichtungen bei den Betriebskosten auf 

staatlicher Seite und die daraus resultierende Motivationslosigkeit der im Gesund-

heitssektor arbeitenden Personen (vgl. Tin et al. 2010, S.98). Da der Großteil der 

burmesischen Bevölkerung das Land nicht verlassen kann, kommt es für die Mehr-

heit der Einwohner zu einer Kombination aus Armut und fehlendem Fachpersonal, 

sodass lokale und traditionelle Heilmittel und HeilerInnen die einzige Option darstell-

ten (vgl. Skidmore 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.196). Ob und welche medi-

zinische Leistung in Anspruch genommen werden kann, hängt vor allem von Geld 

und vom militärischen oder sozialen Status ab. Das fragile Gesundheitssystem in der 

Region veranlasst verschiedene NGOs (non-governmental organizations) dazu, sich 

in der Region für Verbesserungen im Gesundheitssektor einzusetzen (vgl. Skidmore 

2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.198). 

In Kambodscha herrscht ein ähnlich labiler Zustand, da das Land durch den lang an-

dauernden Bürgerkrieg stark gekennzeichnet ist, denn während dieser Zeit wurden 

viele Gesundheitseinrichtungen und medizinisches Equipment zerstört (vgl. Chhea et 

al. 2010, S.2). Die meisten Gesundheitseinrichtungen funktionieren aufgrund der ge-

ringen staatlichen finanziellen Förderung, eines unzureichenden Managements, inef-

fizienter Nutzung von Ressourcen in Qualität und Quantität und vor allem wegen der 

Motivationslosigkeit der Angestellten im Gesundheitssektor infolge niedriger Bezah-

lung schlecht (vgl. Soeters und Griffiths, 2003, S.74; vgl. Chhea et al. 2010, S.3, 11). 

Hinzu kommt, dass die Ressourcen sehr ungleich über das Land verteilt sind (vgl. 

Grundy 2009, S.110). Deshalb zählt der Gesundheitszustand der Bevölkerung zu 

einem der schwächsten Südostasiens. Die Haupttodesursachen sind Atemwegsin-

fektionen, Malaria und HIV. Die direkten Kosten, die dadurch für die Bevölkerung 

entstehen, belaufen sich auf 82% der Gesamtausgaben im Gesundheitsbereich, das 

sind 33,3$ pro Kopf im Jahr (11% des BIP), viel mehr, als sich die meisten Menschen 

im Land leisten können. Es existiert ein sehr deregulierter Gesundheitsmarkt. Bei 

einem Krankheitsfall neigen die Menschen dazu, sich als Erste-Hilfe-Maßnahme Me-
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dikamente am informellen Markt zu kaufen. Wenn das zu keiner Verbesserung führt, 

konsultieren viele Leute traditionelle Heiler, KrankenpflegerInnen oder Hebammen 

aus Gesundheitszentren oder privat Praktizierende. 90% der Gesundheitsuntersu-

chungen und Transaktionen im Gesundheitssektor finden in Kambodscha in Haus-

halten statt. Ein weiteres Problem sind die oft zu langen Wartezeiten oder das abwe-

sende Personal in öffentlichen Institutionen. Das sorgt zusätzlich für eine geringe 

Wertschätzung des arbeitenden Personals im öffentlichen Gesundheitssektor (vgl. 

Soeters und Griffiths, 2003, S.74f). So kam es 1998 in Kooperation mit der Asian 

Development Bank 1998 zu einer Gesundheitsreform, um die Zustände im Gesund-

heitswesen zu verbessern. Es folgten Lohnerhöhungen, sodass viele Angestellte 

nicht mehr im informellen Sektor arbeiten mussten, um weiteres Einkommen zu ver-

dienen. Ziel war die Motivationssteigerung des im Gesundheitssektor tätigen Perso-

nals, das sich positiv auf die Qualität der Dienstleistung auswirken sollte (vgl. ebd., 

S.76, 77). Es liegt also an der Regierung, die nötigen finanziellen Anreize für das 

Personal zu schaffen, damit dieses einen nützlichen Beitrag zum Gesundheitsstatus 

der Bevölkerung leistet (vgl. ebd., 2003, S.82). Wie in Vietnam gab es auch in Kam-

bodscha den Versuch seitens der Regierung, die Gesundheitsversorgung für die Ar-

men kostenfrei zu gestalten. Doch die dafür notwendigen finanziellen Mittel waren in 

Kambodscha nicht vorhanden. Hochwertige medizinische Versorgung ist nur zugäng-

lich, wenn die Menschen in Kambodscha bereit sind zu zahlen, egal ob diese arm 

oder reich sind oder von der Regierung versprochen wurde, dass Dienstleistungen 

im Gesundheitswesen kostenfrei sind (vgl. ebd., 2003, S.82). Aufgrund des deregu-

lierten Gesundheitsmarktes in Kambodscha ist die Situation sehr unübersichtlich. 

Leute arbeiten aufgrund der niedrigen Löhne im informellen Sektor, obwohl sie im 

öffentlichen Dienst angestellt sind. Dadurch aggregieren sie zusätzliches Einkom-

men. SOETERS und GRIFFITHS (2003, S.82) schreiben, dass es für das Land bes-

ser wäre, ein Umfeld zu schaffen, in dem Konkurrenz zwischen öffentlichem und pri-

vatem Sektor sinnvoll stattfinden kann. Außerdem sollten bürokratische Wege im 

Sektor minimiert werden. 

Dennoch gab es klare Verbesserungen. Das betrifft vor allem den Rückgang der 

Kindersterblichkeit, die verbesserte Versorgung mit Impfstoffen, die Eindämmung 

des HIV-Virus und die Verteilung des Personals über das Land (vgl. Grundy 2009, 

S.109).  
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In Thailand sind Ungleichheiten im Gesundheitswesen zwischen urbanen und ländli-

chen, hohen und niedrigen Einkommensgruppen, Frauen und Männern und unter-

schiedlichen Gebieten festzustellen. Was in Thailand recht fortgeschritten scheint, ist 

die Existenz verschiedener Gesundheitsversicherungsprogramme für unterschiedli-

che soziale Gruppen. Obwohl die Gesundheitsversicherungssysteme nur etwa drei 

Viertel der thailändischen Bevölkerung abdeckten, können Einwohner ohne Versi-

cherung um einen Gebührenerlass anfragen. Seit 2001 gibt es einen allgemeinen 

Versicherungsschutz, das “30-Baht-System“. Diejenigen, die bei keiner anderen Ver-

sicherung registriert sind, können sich dort eintragen lassen. Im Falle eines Besuchs 

einer Gesundheitseinrichtung ist aber eine 30 Baht Zahlung fällig. Dieses Versiche-

rungssystem deckt die meisten Dienstleistungen im Gesundheitsbereich ab. Der Fo-

kus dieses Systems liegt in der Bereitstellung einer qualitativ hochwertigen Gesund-

heitsversorgung für alle Konsumenten. Es gibt zwar nur wenige Studien zur Qualität 

der Gesundheitsversorgung in Thailand (vgl. Grisurapong 2005, S.2f), doch mit der 

Einführung von Versicherungssystemen zeigt die Regierung, dass Fortschritte im 

Gesundheitsbereich und die Zugänglichkeit zu diesem für die Bevölkerung, wie es 

am Beispiel Thailands ersichtlich ist, möglich sind.  

 

4.2. Reaktionen der Regierungen auf die Ungleichverteilung und Mangel des 

im Gesundheitssektors tätigen Personals 

 

Aufgrund der schwierigen personellen Situation im Gesundheitsbereich wurden in 

den GMS-Staaten Versuche unternommen, der kritischen Situation entgegen zu wir-

ken. In Kambodscha versuchte die Regierung im Jahr 2003, durch die Rekrutierung 

lokaler Studierende und mittels einjähriger Grundschulung Hebammen auszubilden. 

Das Programm wurde 2005 landesweit ausgebaut und beinhaltete die Rekrutierung 

lokaler Studierenden mit einer höheren Schulbildung, um auch die Qualität im Ge-

sundheitssystem zu fördern. Das Ziel, eine Hebamme in jedem Gesundheitszentrum 

zu stationieren, wurde 2009 schließlich erreicht (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, 

S.778). 

In Laos wurde zwischen 1960 und 2002 ein Hilfsprogramm geringerer Qualität einge-

führt. Nach einem dreijährigen KrankenpflegerInnen- und Hebammenprogramm sol-

len gewisse Standards garantiert werden können. Diese Programme wurden erwei-

tert, um mehr Hebammen in ländlichen Gebieten stationieren zu können, aber jüngs-
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te Schätzungen vermuten, dass den meisten Hebammen das Basiswissen lebensret-

tender Fähigkeiten fehlt. Kambodscha und Laos haben Ausgleichsfonds im Gesund-

heitsbereich eingeführt, um den Zugang auch für arme PatientInnen zu ermöglichen 

und zusätzliches Einkommen für die Arbeitenden im Gesundheitssektor zu bieten. 

Des Weiteren wurden in Kambodscha leistungsbasierte Arbeitsverträge mittels 

NGOs angeboten, welche die Verfügbarkeit des Gesundheitspersonals verbesserten 

und das häufige Fernbleiben von der Arbeit reduzierten (vgl. Kanchanachitra et al. 

2011, S.778). 

In Myanmar wurden die Lizenzierungen von ÄrztInnen an die Arbeit im ländlichen 

Raum gekoppelt. KrankenpflegerInnen waren dort drei Jahre lang für die Arbeit im 

öffentlichen Gesundheitssektor verpflichtet, andernfalls wurde die Arbeitslizenz ent-

zogen. Die Arbeitsverpflichtung im ländlichen Raum hat aber nur einen Kurzzeitef-

fekt. Weitere Anreize finanzieller und nicht finanzieller Art, wie soziale Anerkennung 

und Beförderungen, wurden unternommen. 

Vietnam verlangte vier zusätzliche Ausbildungsjahre für bereits bestehende Assis-

tenzärzte in Gesundheitszentren auf Gemeindeebene, um sich als Arzt zu qualifizie-

ren. Außerdem wurden vom Staat mehr Studierende von ländlichen Gebieten sowie 

Studierende, die einer ethnischen Minderheit angehören, angeworben. Darüber hin-

aus verbesserte Vietnam die Zusammenarbeit zwischen lokalen Spitälern und der 

medizinischen Fakultät, um die Aus- bzw. Fortbildung zu beschleunigen und ließ 

hoch qualifiziertes Personal in Einrichtungen mit niedrigem Niveau arbeiten. 

Thailands Strategie, um das Gesundheitspersonal in ländlichen Gebieten beizube-

halten, stützte sich auf die Einberufung regionaler Studierender, lokalem Training 

und der Arbeitsvermittlung der Ausgebildeten im Gesundheitsbereich in der Heimat-

stadt. Wie auch Myanmar versuchte die thailändische Regierung, ÄrztInnen mit Hilfe 

von finanziellen und nicht-finanziellen Anreizen für das Arbeiten in ländlichen Gebie-

ten zu interessieren. Diese Maßnahmen führten zu einem starken Rückgang der Ver-

teilungsungleichgewichte von ÄrztInnen zwischen 1979 und dem Jahr 2000. Trotz 

des Erfolgs ist es schwer, die Fachkräfte nach Vertragsbindung in ländlichen Gebie-

ten zu halten. Einer der wesentlichen Faktoren für diesen Umstand zeigt, dass Men-

schen den städtischen Raum aufgrund der Arbeits- und Ausbildungsmöglichkeiten 

bevorzugen (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.778). 
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4.3. Die Bedeutung des privaten Gesundheitssektor in der GMS 
 

Die Gesundheitsversorgung im privaten Bereich war vor allem in Asien ein schnell 

wachsender Trend und resultierte aus dem raschen ökonomischen Wachstum und 

den steigenden Erwartungen qualitativer Dienstleistungen. Die Einführung und För-

derung des privaten Sektors wurde als neuer Weg gesehen, die Effizienz und Quali-

tät im Gesundheitswesen zu fördern und neue Ressourcen zu mobilisieren. Auf der 

anderen Seite wurde das Wachstum des privaten Gesundheitssektors mit der stei-

genden Ungleichverteilung der Gesundheitsversorgung in Verbindung gebracht (vgl. 

Ha et al. 2002, S.62). 

In Ländern mit niedrigem Einkommensniveau spielt der private Sektor eine kleine 

Rolle bezüglich der professionellen Personalausbildung. Kambodscha z.B. hat nur 

eine private medizinische Schule und erlaubt nur einer kleinen Anzahl der privat aus-

gebildeten ÄrztInnen im öffentlichen Sektor zu arbeiten, obwohl die Ausbildungsstät-

ten im privaten Bereich steigen (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, S.774). 

In Thailand z.B. arbeiten 60-70% der ÄrztInnen aus dem öffentlichen Sektor außer-

halb der Öffnungszeiten in Privatpraxen, um zusätzliches Einkommen zu erwirtschaf-

ten. Die Auswirkungen dieses Handelns auf den Gesundheitssektor sind noch nicht 

genauer erforscht worden, doch wahrscheinlich tragen sie dazu bei, dass ÄrztInnen 

eine Anstellung im städtischen Raum bevorzugen (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, 

S.774f). 

In Vietnam wurde die medizinische Privatversorgung 1989 legalisiert – ein Weg, um 

Ressourcen zu mobilisieren und die Effizienz des Gesundheitssystems zu verbes-

sern. Zehn Jahre danach hat sich der Privatsektor stark erweitert und wurde zu ei-

nem sehr wichtigen Teil der vietnamesischen Gesundheitsversorgung, der mittlerwei-

le einen Anteil von 60% ausmacht. Kinder unter sechs Jahren, nicht versicherte Per-

sonen und Haushalte mit vier oder mehr kranken Personen zur Zeit der Studie wand-

ten sich an private Anbieter. Was nur angenommen, aber nicht genau bestätig wer-

den kann ist, dass reiche Leute eher dazu neigen, den Dienst von Privatärzten in 

Anspruch zu nehmen. Die finanzielle Last beträgt in Vietnam im Privatsektor etwa die 

Hälfte vom öffentlichen Bereich. Diese Tatsachen helfen, die weitverbreitete Nutzung 

des privaten Gesundheitssektors zu verstehen (vgl. Ha et al. 2002, S.61, 65, 68). In 

Vietnam wird der private Sektor als Möglichkeit verstanden, den unterschiedlichen 

Einkommensgruppen medizinische Versorgung anzubieten. Zusätzlich hilft er, die 

knappen öffentlichen Ressourcen für die Armen verfügbar zu machen und die Quali-



 

47 

tät des öffentlichen Dienstes durch die entstehende Konkurrenz zu verbessern. Eine 

solche Konkurrenz war notwendig, denn das öffentliche Gesundheitssystem hat sich 

aufgrund der geringeren staatlichen Mittel verschlechtert. In Vietnam wird die Kom-

petenz des öffentlichen Gesundheitswesens im Gegensatz zu Privatanbietern als 

schwach eingestuft. Privatpraxen werden wegen ihrer flexiblen Öffnungszeiten, ihres 

schnelleren Zugangs, ihrer besseren medikamentösen Versorgung und dem res-

pektvollen Umgang mit Patienten hoch angesehen. Dazu kommt, dass öffentliche 

Gesundheitseinrichtungen oft teurer sind als private. Dennoch beinhaltet der private 

Sektor seine eigenen Risiken und Nachteile, wie z.B. Amtsmissbrauch und übertrie-

bener Einsatz von Medikamenten (vgl. Ha et al. 2002, S.62). 

Aufgrund der schlechten Verhältnisse der öffentlichen Gesundheitsversorgung hat 

das private Gesundheitswesen auch in Kambodscha eine wesentliche Bedeutung für 

die Bevölkerung, zumal der öffentliche Sektor für viele nicht leistbar ist und er auf-

grund der schwachen Versorgung und Dienstleistung von vielen nicht geschätzt wird. 

Dennoch bietet er eine Konkurrenz zum öffentlichen Sektor. Nun liegt es an der Poli-

tik, die richtigen sozialpolitischen Entscheidungen zu treffen, damit keine kontrapro-

duktive Konkurrenz zwischen dem privaten und öffentlichen Sektor besteht (vgl. Soe-

ters und Griffiths 2003, S. 82). 

 

4.4. Wichtige Indikatoren zum Gesundheitswesen: Die GMS Staaten im Ver-

gleich 

 
Um die unter Kapitel 4 analysierten Gegebenheiten in den Gesundheitssektoren der 

GMS-Staaten Kambodscha, Laos, Myanmar, Thailand und Vietnam nun besser ver-

gleichen zu können, werden in diesem Abschnitt einige wichtige Indikatoren im Be-

reich Gesundheit, wie sie auch im HDI, GDI und MPI Teil der Berechnung sind, ge-

nauer betrachtet und gegenübergestellt. Dabei gilt es herauszufinden, in welchen 

Staaten es noch großen Bedarf an Strukturverbesserungsprogrammen gibt und wel-

che Länder ihrer Bevölkerung schon ein recht gutes Gesundheitssystem bieten kön-

nen. Zugleich sollen mithilfe der Statistiken genderspezifische Ungleichgewichte im 

Bereich Gesundheit analysiert und aufgezeigt werden. Zum weiteren Vergleich ziehe 

ich immer wieder Daten aus Österreich und Indien zur Analyse hinzu. 

Daten zu den einzelnen Provinzen innerhalb der Länder sind nur spärlich erhältlich 

und zusätzliche regionale Analysen würden den Rahmen dieser Arbeit überschreiten. 
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Deshalb beschränke ich mich in diesem Abschnitt auf zwischenstaatliche Gegen-

überstellungen.  

Eine sehr bedeutende Dimension, die eine hohe Aussagekraft über das Gesund-

heitssystem eines Landes hat, ist die Lebenserwartung bei der Geburt. Die Folgende 

Abbildung gibt nähere Auskunft über die zeitliche Entwicklung der Lebenserwartung 

von Frauen im Untersuchungsgebiet sowie in Österreich und Indien: 

 

 

 

Abb. 8: Die Entwicklung der Lebenserwartung von Frauen (bei der Geburt) im Zeit-

raum von 1980-2013 (Datengrundlage: http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 2015. 

Eigener Entwurf) 

 

Auffällig in Abbildung 8 ist zunächst die extrem niedrige Lebenserwartung bei Frauen 

in Kambodscha Anfang 1980. Zu diesem Zeitpunkt lag diese gerade einmal bei 33 

Jahren. Der Anfang der 80er Jahre war in Kambodscha eine Zeit des politischen 

Umbruchs, kurz nach dem Ende der Khmer Rouge und dem folgenden Bürgerkrieg 

(vgl. Lanjouw 1999, S.230). Die Folgen dieser kriegerischen und politisch destrukti-

ven Zeit zeigten starken Einfluss auf das Gesundheitssystem und wirkten sich maß-

geblich auf die Lebenserwartung der Bevölkerung aus. Schon 1985 stieg die Le-

benserwartung bei Frauen in Kambodscha wieder signifikant an. Die darauf folgen-

http://data.worldbank.org/
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den Jahre zeigen eine stetig steigende Lebenserwartung, die 2013 bei 75 Jahren lag. 

Das spricht für eine stetige Verbesserung in der grundmedizinischen Versorgung. 

Betrachtet man die Entwicklung der Lebenserwartung in den anderen GMS-Staaten, 

so ist in Myanmar die geringste Steigerung bei Frauen zu erkennen. Obwohl 1980, 

verglichen mit Kambodscha und Laos,  Frauen noch ein deutlich längeres Leben bei 

der Geburt erwarten konnten, so liegt die heutige Lebenserwartung im GMS Ver-

gleich am niedrigsten bei nur 67 Jahren. Thailand und Vietnam weisen seit 1980 die 

höchsten Lebenserwartungen unter den fünf GMS-Staaten auf und liegen nicht weit 

hinter den Werten Österreichs zurück. Daraus kann geschlossen werden, dass, ob-

wohl  bestimmte Mängel noch vorhanden sind, es schon geschafft wurde, eine gute, 

zumindest flächendeckende grundmedizinische Versorgung für die Bevölkerung zur 

Verfügung zu stellen. Laut den Daten der World Bank haben Laos und Myanmar 

noch großen Aufholbedarf bezüglich der Lebenserwartung, denn diese liegt weit hin-

ter den Werten „entwickelter“ Länder wie z.B. Österreich zurück. Auch Indien weist 

über die Jahre hinweg ein stetiges Wachstum der Lebenserwartung von Frauen auf, 

hingegen ist der Wert von 2013, verglichen mit allen anderen Staaten (ausgenom-

men Myanmar), sehr niedrig und liegt durchschnittlich bei nur 68 Jahren. Interessant 

ist, dass es zwischen 1990 und 2000 einzig in Thailand zu einer kurzen Stagnation in 

der Entwicklung der Lebenserwartung kam, die anschließend wieder weiter anstieg.  

In der nächsten Abbildung wird die Lebenserwartung der Männer im gleichen Zeit-

raum dargestellt. 
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Abb. 9: Die Entwicklung der Lebenserwartung von Männern (bei der Geburt) im Zeit-

raum von 1980-2013 (Datengrundlage: http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 2015. 

Eigener Entwurf) 

 

Abbildung 9 zeigt eine sehr ähnliche Entwicklung der Lebenserwartung von Männern 

wie die der Frauen. Extrem ist auch hier der Verlauf in Kambodscha, wo die Lebens-

erwartung der Männer zu Beginn der 80er Jahre nur 27 Jahre betrug, in der zweiten 

Hälfte jedoch schon auf 50 Jahre anstieg und 2013 bei knapp 70 Jahren lag. Was im 

Vergleich zu Österreich auffällt, ist, dass der Unterschied in der Lebenserwartung 

zwischen Männern und Frauen deutlich stärker ausfällt. Während die Abweichung 

der Lebenserwartung zwischen Männern und Frauen in Österreich im Jahr 2013 bei 

vier Jahren lag, so beträgt sie in Vietnam neun und in Thailand sieben Jahre. In 

Kambodscha, Laos und Myanmar fällt dieser Unterschied nicht so stark aus, liegt 

aber generell auf einem deutlich niedrigerem Niveau verglichen mit Thailand und Vi-

etnam. In Kambodscha haben die Männer eine ähnlich hohe Lebenserwartung wie in 

Thailand und Myanmar. Leider sind anhand Abbildung 8 und 9 Aussagen zu den re-

gionalen Unterschieden innerhalb der Staaten nicht möglich. 

http://data.worldbank.org/
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Die durchschnittliche Lebenserwartung in der GMS, Österreich und Indien im Jahr 

2013 wir in Abbildung 10 dargestellt. 

 

 

 

Abb. 10: Durchschnittliche Lebenserwartung bei der Geburt 2013 (Datengrundlage: 

http://hdr.undp.org/en/data. Stand: August 2015. Eigener Entwurf) 

 

Abbildung 11 visualisiert die Entwicklung der Kindersterblichkeit zwischen 1990 und 

2013. Dabei handelt es sich um einen weiteren sehr bedeutsamen Indikator für die 

medizinische Versorgung eines Landes. 

 

http://hdr.undp.org/en/data
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Abb. 11: Die Entwicklung der Kindersterblichkeit (unter 5 Jahre) auf 1000 Geburten 

im Zeitraum von 1990-2013 (Datengrundlage: http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 

2015. Eigener Entwurf) 

 

Durch stätige Verbesserungen in der medizinischen Grundversorgung konnte auch 

die Kindersterblichkeit in allen Ländern des Untersuchungsgebiets deutlich reduziert 

werden. Besonders auffällig ist die sehr hohe Kindersterblichkeit in Laos, die zwar 

zwischen 1990 und 2005 stark gefallen ist, aber weiterhin auf einem hohen Niveau 

liegt. Auch in Kambodscha und Myanmar ist ein deutlicher Rückgang zu sehen, aber 

auch in diesen Ländern muss das Gesundheitssystem weiter verbessert werden, um 

die Kindersterblichkeit weiter zu reduzieren. Nach der Analyse in diesem Kapitel 

scheint nicht allzu überraschend, dass die niedrigsten Kindersterblichkeitsraten in 

Vietnam und besonders in Thailand (13,1) im Untersuchungsgebiet zu finden sind. 

Somit nähert sich Thailand als einziges Land im Untersuchungsgebiet der sehr nied-

rigen Kindersterblichkeit in Österreich (3,9).    

Ein zusätzliches, wesentliches Merkmal im Fortschritt des Gesundheitssektors sind 

die finanziellen Ressourcen, die von Regierungen eingesetzt werden. Abbildung 12 

http://data.worldbank.org/


 

53 

visualisiert die Entwicklung und Höhe der Staatsausgaben im öffentlichen Gesund-

heitssektor in Prozent des Bruttoinlandprodukts.  

 

 

 

Abb. 12: Die Entwicklung der Staatsausgaben für den öffentlichen Gesundheitssektor 

von 2000-2013 (in % des BIP) (Datengrundlage: http://data.worldbank.org/. Stand: 

Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 

Abbildung 12 zeigt ein sehr deutliches Bild bezüglich der angewendeten finanziellen 

Ressourcen für das öffentliche Gesundheitssystem im Untersuchungsgebiet. In 

Kambodscha, Laos und Myanmar werden nur sehr wenig Mittel vom Staat bereitge-

stellt. In Myanmar wird der geringste Beitrag Seitens des Staats geleistet. Die Regie-

rung scheint hier keine Verbesserung zu ermöglichen. Ein etwas positiveres Bild zur 

Finanzierung des Gesundheitssektors liefern Thailand und Vietnam. In Thailand sind 

die verwendeten finanziellen Ressourcen zwar nicht sehr hoch, aber dennoch stetig 

ansteigend, mit einer kurzen Ausnahme während der Asienkrise. Dort werden rund 

4% des BIP für den öffentlichen Gesundheitssektor ausgegeben. Vietnam folgte ei-

nem ähnlichen Trend bis 2010, seitdem sinken die Ausgaben wieder. Extrem aussa-

gekräftig ist der Unterschied aller Staaten des Untersuchungsgebiets zu Österreich, 

wo seit dem Jahr 2000 die Ausgaben für den öffentlichen Gesundheitssektor noch-

mal um 1% gestiegen sind und 2013 bei knapp 8,5% des BIP lagen. Dieses Ergebnis 

http://data.worldbank.org/
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spiegelt sich auch sehr deutlich in der niedrigen Kindersterblichkeit und in der Le-

benserwartung bei Männern und Frauen wieder. Trotzdem sei hinzugefügt, dass Ös-

terreich seit 1945 nicht mehr mit den verheerenden Folgen von Kriegen, politischen 

Umstürzen oder Diktaturen zu kämpfen hatte, wie es in Teilen der GMS, wie z.B. 

durch den Indochinakrieg, Vietnamkrieg oder der Khmer Rouge, der Fall war. 

 

Zusammenfassend kann gesagt werden, dass die meisten Länder in Südostasien 

dem Druck ausgesetzt sind, die Anzahl an qualifizierten und motivierten ArbeiterIn-

nen  im Gesundheitssektor zu erhöhen, um den Anforderungen und dem Bedarf der 

Bevölkerung gerecht zu werden. Die Erweiterung der Ausbildung eines geeigneten 

Personals wird dabei eine wichtige Rolle einnehmen. Doch in vielen Ländern in der 

Region reicht die Fiskalkapazität nicht aus, was den Rahmen zur Ausweitung der 

Beschäftigtenzahlen im öffentlichen Gesundheitssektor einschränkt. Aus diesem 

Grund befindet sich ein Teil des ausgebildeten Fachpersonals auf Arbeitssuche ohne 

Aussicht auf eine Anstellung. Es geht also nicht allein um die Erhöhung der Anzahl 

an ausgebildeten Menschen, sondern um die Notwendigkeit von Strukturverbesse-

rungen zwischen Ausbildung und Einsatz dieser Fachkräfte (vgl. Kanchanachitra et 

al. 2011, S.778). 

Ein Ansatz, um die Situation zu verbessern, ist laut KANCHANACHITRA et al. (2011, 

S.778), einige der klinischen Funktionen und andere Verantwortungen auf weniger 

qualifiziertes Personal zu übertragen. Eine hohe Anzahl an Fachkräften bedeutet 

nicht automatisch eine Verbesserung des Gesundheitssystems, vor allem in armen 

und ländlichen Regionen. In vielen Ländern Südostasiens sind die Staaten mit Her-

ausforderungen bezüglich Beschäftigung und Erhalt des Gesundheitspersonals in 

ländlichen und abgelegenen Gebieten konfrontiert, was aus einer hohen Ungleich-

verteilung zwischen Provinzen und Regionen resultiert. Zusätzlich erweist es sich als 

schwierig, Personal im öffentlichen Sektor beizubehalten, was zu ungünstigen Zu-

ständen führen kann, da so armen Menschen der Zugang zum Gesundheitssektor oft 

verwehrt bleibt. Nur ein kleiner Teil der armen Bevölkerung tendiert dazu, formale, 

private Anbieter zu konsultieren. In vielen Niedriglohnländern in Südostasien mit ei-

ner geringen Dichte ausgebildeter Fachkräfte werden Dienstleistungen des öffentli-

chen Gesundheitssektors nur wenig in Anspruch genommen. Zum einen sorgt dafür 

die geringe Kapazität menschlicher Ressourcen, zum anderen sind es die schlechte 

Qualität, finanzielle Barrieren und kulturelle Faktoren, die zur geringen Auslastung 
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der Dienstleistung führen. In Kambodscha, Laos, Myanmar und Vietnam kommt es 

deshalb nur zu wenig medizinischem Tourismus (vgl. Kanchanachitra et al. 2011, 

S.778), der, wie schon kurz angesprochen, ein lukratives Geschäft sein kann. 

Infolge der teilweise recht desolaten Gesundheitszustände in vielen Entwicklungs-

ländern wurde im Jahr 2000 die Global Alliance for Vaccines and Immunization (GA-

VI) gegründet, mit dem Ziel, neue Impfstoffe auch in Entwicklungsländern zugänglich 

zu machen. Die GAVI arbeitet eng mit der WHO, UNESCO und NGOs zusammen. 

Gemeinsam wurde beispielsweise im Jahr 2008 in Myanmar das health system 

strengthening (HSS) ausgearbeitet. Dabei handelt es sich um eine Strategie zur fun-

damentalen Verbesserung der Gesundheitsversorgung und darum, neue Planungs-

systeme zu implementieren und um die Belegschaft in 180 Gemeinden zu verwalten 

(vgl. Tin et al. 2010, S.96,99). So konnten zwar einige Verbesserungen erreicht wer-

den, dennoch bedarf es noch weiterer Gesundheitsreformen im Land (vgl. Tin et al. 

2010, S.100f). Es muss berücksichtigt werden, dass diese Verbesserungen von ei-

nem sehr niedrigen Standard ausgingen und dadurch schnell Erfolge erzielt werden 

konnten (vgl. Grundy 2009, S.111). Bei einem Gesundheitssystem, wie es z.B. in 

Kambodscha existierte, waren Strukturverbesserungsprogramme aufgrund der zuvor 

schlechten Versorgung relativ schnell erfolgreich. 

Trotzdem muss beachtet werden, dass in den letzten Jahrzehnten deutliche Erfolge 

im Gesundheitssektor erzielt wurden. Das spiegeln die Erhöhung der Lebenserwar-

tung von Männern und Frauen sowie das Absinken der Kindersterblichkeit in GMS 

wieder. In Kambodscha und Laos sind diese Ergebnisse am deutlichsten. Obwohl 

sich das Gesundheitssystem in Myanmar weiterentwickeln konnte, liegt die durch-

schnittliche Lebenserwartung signifikant unter dem Niveau der anderen Staaten des 

Untersuchungsgebiets. Auch die Kindersterblichkeit, obwohl diese stark zurückge-

gangen ist, liegt, im Gegensatz zu Thailand und Vietnam, in Laos, Myanmar und 

Kambodscha noch auf einem recht hohem Niveau, was an der geringen finanziellen 

Unterstützung der Regierungen in diesen Ländern liegt. 

Abschließend sei erwähnt, dass obwohl das Gesundheitswesen ein wesentlicher As-

pekt menschlicher Entwicklung ist, nur wenig für die Sammlung von genauen und 

aktuellen Daten, die dabei helfen könnten, die Situation besser zu analysieren und zu 

verstehen, beigetragen wird. Datenlücken sind vor allem im privaten Sektor vorhan-

den. Die zuständigen Gesundheitsministerien sind oft nicht in der Lage, die private 

und öffentliche Anstellung und Ausbildung von Arbeitskräften im Gesundheitssektor 
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zu beobachten und zu messen. Daten zu Angestellten sowie zu Löhnen und Ein-

kommen unterschiedlicher Berufsgruppen im Gesundheitswesen wären notwendig, 

um politische EntscheidungsträgerInnen in ihren Beschlüssen und Maßnahmen zu 

unterstützen. 
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5. Das Bildungswesen in der Greater Mekong Subregion 

 
Wie der Gesundheitssektor zählt auch das Bildungswesen zu den wichtigsten Indika-

toren menschlicher Entwicklung und ist damit ein bedeutender Bereich soziopoliti-

scher Entscheidungen in einer Region. 

In den letzten drei Jahrzehnten gab es große Fortschritte im Bildungssektor. Viele 

Länder haben es geschafft, zumindest im Grundschulbereich ein universelles Bil-

dungssystem zu implementieren. Doch für viele Entwicklungsländer ist es noch ein 

weiter Weg bis zum Abschluss des Prozesses zur Entwicklung eines flächendecken-

den Grundschulwesens. Da die Bevölkerung in den GMS-Staaten teilweise schneller 

als das Bildungssystem wächst, sind in vielen Ländern noch enorme Verbesserun-

gen vorzunehmen, um z.B. Analphabetismus in den nächsten zehn bis fünfzehn Jah-

ren zu reduzieren (vgl. Dy 2004, S.90). 

Ob und in welchem Ausmaß Bildung in einem Land verfügbar ist, wie die politische 

Geschichte Einfluss nehmen kann und welche zwischenstaatlichen Unterschiede es 

in der Greater Mekong Subregion gibt, wird in diesem Kapitel genauer ausgearbeitet 

und diskutiert. 

 
5.1. Die Bedeutung der Politik, des Planungsmanagements und der Forschung 

für den Bildungssektor 

 
Um Aussagen über den Zustand hinsichtlich Bildung in einem Land tätigen zu kön-

nen, bedarf es umfassender Untersuchungen. Der Zusammenhang zwischen Infor-

mation, Analyse und Forschung spielt dabei eine immer größere Rolle für politische 

Entscheidungsträger und der strategischen Planung. Doch vor allem in Entwicklungs-

ländern sind die Beziehungen zwischen Forschung und Politik zaghaft und vorsichtig. 

Bereits durchgeführte Untersuchungen haben einen oft zu kleinen Rahmen, sind zu 

langsam in ihrer Entwicklung und zu teuer. Darüber hinaus helfen die meisten Unter-

suchungen nur Problemfelder zu identifizieren, können jedoch keine politischen Lö-

sungsansätze anbieten. Das führt zu einer mangelhaften Kommunikation zwischen 

Politikern, Planern und Forschern. Die Politik ist von Studien oft nicht überzeugt. Ge-

fördert werden für die Politik brauchbare Studien. Die lang existente Lücke zwischen 

Bildungsstudien, Politik und dem Planungsinstrument scheint weiterhin zu bestehen 

(vgl. Adams et al. 2001, S.220).    
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5.2. Probleme und Herausforderungen des Bildungssektors 
 

5.2.1. Der Bildungssektor in Kambodscha 

 
Die sozialpolitische Geschichte Kambodschas ist von vielen Konflikten gekennzeich-

net und führte zu massiven Zerstörungen des soziokulturellen Umfelds und der 

menschlichen Ressourcen. Es kam zu einer gravierenden Sozial- und Bildungskrise 

während den 70er und 80er Jahren. Nach der Unabhängigkeit von Frankreich 1953 

war eines der politischen Hauptziele, eine Nation durch die Entwicklung des Bil-

dungssektors wieder aufzubauen. Neue Schulen wurden errichtet, die auch ländliche 

und abgeschiedene Region erreichten. Doch das verbesserte Bildungssystem nach 

der Unabhängigkeit wurde in den 1970er Jahren wieder völlig zerstört. Es wird ge-

schätzt, dass zwischen 1975 und 1979 etwa 75-80% des Lehrpersonals (inklusive 

Hochschulen) geflohen oder gestorben ist (vgl. Dy 2004, S.90). Der Wiederaufbau 

des Bildungssystems sowie aller Sozialeinrichtungen in den frühen 80ern weist auf 

das Engagement des Staates für die sozioökonomische Entwicklung hin, dennoch 

war dieser Prozess durch soziale Konflikte bzw. Unsicherheiten, vor allem in ländli-

chen und abgeschiedenen Gebieten, gehemmt. Während dieser Zeit dominierten 

schlechte Konditionen in den Schulen. Unqualifiziertes Fachpersonal und die Abwe-

senheit eines nationalen Curriculums, unzureichende Arbeitsmaterialien und hohe 

Schulabbruchraten in den Grundschulen waren die Folgen. Trotzdem gab es seit den 

1980ern große Fortschritte, da die Schulbildung wieder stark expandierte, was vor 

allem den neu eingeführten Bildungsstrategien zu verdanken war (vgl. ebd., S.91).  

Wie oben kurz angesprochen begann die Bildungs- und Sozialkrise in Kambodscha 

Anfang der 70er Jahre, als General Lon Nol die Khmer Republik deklarierte. Zum 

ersten Mal war das Land keine Monarchie mehr. Zusätzlich setzten dem Land die 

Verwicklungen in den Vietnamkrieg, die wenigen konstruktiven Reformen und der 

Versuch, den Kommunismus im Osten des Landes strikt durchzusetzen, weiter zu 

und erhöhten die sozialen Konflikte. Im April 1975 brach der Staat endgültig zusam-

men. Das Land befand sich im Krieg, war instabil und die politischen Unruhen sorg-

ten für eine Reduzierung des Bildungsfonds, woraufhin viele Schulen geschlossen 

wurden (vgl. ebd., S.95). 

Dieser Negativtrend hielt auch während des revolutionären Regimes des Democratic 

Kampuchea, auch bekannt als Khmer Rouge oder Pol Pot Regime an. Es folgte die 

Massenvernichtung von Eigentum, des Schulsystems und des kulturellen Erbes. Vie-
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le Intellektuelle, Lehrer und Lehrerinnen sowie Studierende waren Zielscheibe des 

Regimes und galten als Querdenker, wurden gefangen genommen, hingerichtet oder 

ins Exil getrieben. Schätzungen zufolge wurden etwa zwei Millionen Menschen bei 

einer Gesamtbevölkerung von ca. sieben Millionen durch das Regime exekutiert. Zu-

sätzlich wurde veranlasst, die Bevölkerung in Genossenschaften nach Geschlecht 

und Alter aufzuteilen. Die Bildung beschränkte sich auf Grundfertigkeiten wie Lesen 

und Schreiben. Eine schulische Grundausbildung galt als überflüssig, da alle Ein-

wohner in Fabriken oder auf Farmen arbeiten mussten (vgl. Dy 2004, S.95).  

Nach dem Zerfall der Khmer Rouge und der Gründung der People´s Republic of 

Kampuchea (PRK 1979-1989) wurde mit dem Wiederaufbau des Landes begonnen. 

In den ersten beiden Jahren lag der Fokus auf der Wiedereinführung des Bildungs-

systems mit der Unterstützung der UNSECO und dem internationalen Roten Kreuz. 

Schulen wurden neu aufgebaut, es kam zur Ausbildung von Lehrpersonal sowie zur 

Wiederherstellung der Infrastruktur. Bildungseinrichtungen aller Ebenen wurden wie-

der eröffnet und die Bildungsqualität stieg an (vgl. ebd., S.96).  

Ein weiterer Schritt für die Entwicklung des Bildungssektors war die Transition Kam-

bodschas von einer Plan- zu einer freien Marktwirtschaft. Folglich kam es zu ver-

mehrten Bildungsreformen, welche die Strukturen weiter aufbauen sollten, um sich 

globalen Standards nachhaltiger sozioökonomischer Entwicklung anzunähern (vgl. 

Dy und Ninomiya 2003, S.8). 

Kambodscha ist beim Aufbau seines Bildungssystems im Bereich der Basisbildung 

mit einigen Herausforderungen konfrontiert. Zwar wurden steigende Einschulungsra-

ten im Grundschulbereich Ende der 90er Jahre honoriert, dennoch war es für 97% 

der in ländlichen Gebieten lebenden Kinder nicht möglich, eine niedrige Sekundar-

stufe zu besuchen. Die Auswirkungen der lang andauernden politischen Konflikte 

und Bürgerkriege verstümmelten den Entwicklungsprozess des Bildungssystems 

dieser verarmten Nation. Das betrifft besonders die ländlichen und abgelegenen Re-

gionen des Landes. Ende der 90er Jahre hatten viele Grundschulen am Land nicht 

die Kapazität, die sechs Jahre, die zum Abschließen der Grundschule vorgesehen 

sind, anzubieten (vgl. ebd., S.8f).  

Mit einem jährlichen Bevölkerungswachstum von 2,4% steigen auch die Anforderun-

gen der Menschen hinsichtlich der formalen Schulbildung, was Bildungsreformen 

unumgänglich macht. Im Schuljahr 1998-99 besuchten 22% der 6-11-Jährigen keine 

Schule. Die steigende Anzahl der Schulabbrüche sind der Grund einer geringen Al-
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phabetisierung in Kambodscha. In ländlichen Gebieten ist das Ausmaß noch 

schlimmer – hier lag die Nettoeinschulungsrate Ende der 90er Jahre bei unter 50% 

(vgl. Dy und Ninomiya 2003, S.9). Manche Haushalte können auf das von Kindern 

generierte Einkommen nicht verzichten. Deshalb müssen viele Kinder nach der 

Schule bei der Feldarbeit helfen und haben deshalb weniger Zeit, sich auf schulische 

Verpflichtungen zu konzentrieren oder sind gar gezwungen, die Grundschule abzu-

brechen (vgl. Tan 2007, S.20).  

In Kambodscha wird unter Basisbildung ein neun-jähriges, formales Schulsystem 

verstanden. Dieses besteht aus der Grundschule und der Sekundarstufe mit dem 

Ziel, zur sozioökonomischen Entwicklung des Landes beizusteuern. Dafür ist es 

wichtig, dass sich Bildung und Lernbedürfnisse der Menschen überschneiden. Das 

betrifft die Lese- und Schreibkompetenz, Rhetorik, Rechnen, Problemlösungskompe-

tenz und die notwendigen Fähigkeiten, um am Leben einer Gesellschaft teilzuneh-

men (vgl. Dy und Ninomiya 2003, S.11). Die Vermittlung von Lerninhalten ist auch 

wesentlich von der Motivation des Lehrpersonals abhängig. Die niedrigen Löhne in 

Kambodscha wirken sich maßgeblich auf die Leistungen der LehrerInnen aus (vgl. 

Tan 2007, S.22).   

Neue Veränderungen im Schulsystem und im Curriculum haben in Kambodscha zu 

weiteren Ausweitungen im quantitativen und für Verbesserungen im qualitativen Be-

reich gesorgt. Besonders die Erreichbarkeit von Bildung wurde mit Hilfe zusätzlicher 

Schulen und Einstellungen von LehrerInnen erleichtert. Dabei wurde aber nicht aus-

reichend für die weitere Finanzierung zur Aus- und Fortbildung des Lehrpersonals 

gesorgt. Mitte der 90er Jahre waren etwa 80% des Lehrpersonals nicht für das Un-

terrichten ausgebildet. Aufgrund der mangelnden finanziellen Ressourcen des Lan-

des entsteht in Kambodscha eine Dichotomie zwischen Qualität und Quantität (vgl. 

Dy und Ninomiya 2003, S.13, 14). Doch mit dem Education Strategic Plan von 2006-

2010 wurde versucht, die Entwicklungen im Bildungssystem voranzutreiben. Beson-

ders der gerechte Zugang, Qualitäts- und Effizienzsteigerung sowie zusätzliche 

Schritte, das Bildungssystem weiter zu dezentralisieren, bildeten die zentralen As-

pekte der Reform. Vor allem galt es aber auch, Bildung für arme Familien, Mädchen, 

ethnische Minderheiten oder andere benachteiligte Bevölkerungsgruppen zugänglich 

zu machen, besonders durch die Erhöhung des Lehrpersonals in den betroffenen 

Gebieten (vgl. Tan 2007, S.19f). 
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Ein weiteres Problem, das in Kambodscha existiert, ist der geringe Output qualifizier-

ter Fachkräfte für den Arbeitsmarkt. Das unterstreicht den Bedarf einer guten Balan-

ce statt der oben angesprochenen Dichotomie. Sollen so viele Menschen wie mög-

lich ausgebildet werden oder ist es besser, eine qualitativ hochwertige Bildung für 

jene, die einen höheren Abschluss machen wollen, zur Verfügung zu stellen? Des-

halb wird deutlich, dass quantitative Verbesserungen an qualitative gekoppelt sein 

sollten. Dafür ist aber eine gute Planungsstruktur notwendig. Ohne fundamentale 

Strategien kann ein Ausbau in der Quantität zu einem Qualitätsverlust führen (vgl. Dy 

und Ninomiya 2003, S.14).  

Aufgrund der sehr turbulenten und instabilen Vorgeschichte Kambodschas scheint 

es, als würde das Bildungssystem bis heute unter den politischen und sozialen 

Nachwirkungen leiden. Wie aus der obigen Beschreibung erkenntlich ist, konnte die 

Regierung zwar einige Verbesserungen in der Bildungsqualität erzielen, allerdings 

hauptsächlich in quantitativer Form. Laut dem Artikel von DY (2004) und der Publika-

tion von DY und NINOMIYA (2003) können größere Disparitäten häufig in ländlichen 

und bescheideneren Regionen beobachten werden. Auch heute werden Verände-

rungen im kambodschanischen Bildungssystem aufgrund ökonomischer, sozialer 

und kultureller Faktoren erschwert und müssen bei der Implementierung neuer Re-

formen berücksichtigt werden (vgl. Tan 2007, S.23).  

Ob die Regierung es schafft, in Zukunft weitere Bildungsreformen durchzusetzen, um 

den steigenden Bedürfnissen einer wachsenden Bevölkerung zu entsprechen, bzw. 

wie schnell Veränderungen umgesetzt werden können, ist heute noch schwer abzu-

schätzen.  

5.2.2. Der Bildungssektor in Laos 

 
Obwohl einige ökonomische, soziale und bildungspolitische Transformationen im 

Gange sind, zählt Laos nach wie vor zu einem der ärmsten Länder der Welt. Die Ge-

schichte des Landes ist stark vom französischen Kolonialismus, sozialistischen Re-

volutionen und in jüngsten Jahren zusätzlich von Privatisierungen und den Verände-

rungen hin zu einer Marktwirtschaft geprägt. Demographisch gesehen hat Laos eine 

sehr junge, ethnisch divergente und hauptsächlich am Land lebende Bevölkerung. 

Die Verteilung der Bevölkerung in ländlichen Regionen sorgt für Finanzierungs-

schwierigkeiten im Bildungsbereich. Darüber hinaus bildet die hohe Anzahl junger 

Menschen eine große Last für menschliche und finanzielle Ressourcen, da Schulsys-
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teme sehr stark von der Größe der Alterskohorten beeinflusst sind. Andere asiatische 

Länder mit einer niedrigeren Jugendabhängigkeitsquote konnten durchschnittlich 

mehr Geld für die Schulbildung und andere Sozialleistungen ausgeben. Signifikant 

für Laos ist, dass Schulbesuch, Alphabetisierung und andere Bildungsfaktoren in der 

ethnisch sehr divergenten Bevölkerung stark variieren (vgl. Adams et al. 2001, 

S.222f). 73% der Erwachsenen in Laos sind alphabetisiert (83% der Männer; 63% 

der Frauen) (vgl. Dorner und Gorman 2011, S.7). Frauen sind auf allen Levels des 

Bildungssystems sowie in technischen und professionellen Arbeitsbereichen unterre-

präsentiert. Die größte Anzahl ausgebildeter Frauen ist in der Landwirtschaft, Fische-

rei oder sehr häufig in niedrigen Positionen des Dienstleistungssektors tätig. Den-

noch gab es Fortschritte, was die Anzahl der Kinder und Jugendlichen, die eine 

Schule besuchen, bzw. die Erhöhung der Alphabetisierungsrate von Erwachsenen 

betrifft. Doch das Schulsystem in Laos befindet sich in einer frühen Entwicklungs-

phase, wie Analysen der Alphabetisierungsrate und die staatlichen Bildungsausga-

ben gemessen am BIP wiederspiegeln (vgl. Adams et al. 2001, S.224). Ein weiteres 

Defizit in Laos ist die mangelnde Effizienz des primären, sekundären und tertiären 

Bildungssektors. Etwa 45% brechen die Grundschule ab, 35% schaffen diese mit 

Wiederholung eines Jahrgangs und lediglich 20% schließen die Grundschule ohne 

Wiederholung ab (vgl. ebd., S.225). Laut ADAMS et al. (2001, S.231) ist das Bil-

dungsbudget in Laos stark von internationalen Spenden subventioniert. Hinzu 

kommt, dass Fonds auf Seiten der Regierung nicht gründlich genug geplant werden 

oder dass der Staat die finanziellen Ressourcen nicht aufbringen kann. Der Bil-

dungssektor in Laos ist geprägt von starken Disparitäten in der Verteilung von Bil-

dungseinrichtungen über das Land. In vielen ländlichen Regionen sind Schulen nicht 

verfügbar. Das Lehrpersonal ist häufig unzureichend ausgebildet, hat kaum zur Ver-

fügung stehendes Lehrmaterial und wird schlecht bezahlt. In vielen Gebieten, wo es 

keine oder nur wenig Unterstützung von der Zentralregierung gibt, kommt es zu gro-

ßen Initiativen der Gemeinden selbst (oft mit Unterstützung von NGOs), um Schul-

gebäude zu erhalten bzw. zu reparieren, Unterkünfte für externes Lehrpersonal zur 

Verfügung zu stellen und bei Bedarf Nachhilfe zu geben (vgl. Adams et al. 2001, 

S.231f). Auch die Qualität der Bildung ist in Frage gestellt. Die Unterrichtsform in 

niedrigeren Schulstufen beschränkt sich meist auf sehr wenig Interaktion zwischen 

LehrerInnen und SchülerInnen. Die Lehrenden lesen laut vor oder schreiben auf die 

Tafel, während die Kinder die Inhalte abschreiben. Diese Form des Unterrichts muss 
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sich verändern, wenn Bildung zukünftig mit den Veränderungsprozessen des Landes 

Schritt halten möchte (vgl. Adams et al. 2001, S.225). Hinzu kommt, dass die Infra-

struktur in weiten Teilen des Landes, insbesondere in ländlichen Gebieten, unterent-

wickelt ist. Es gibt kein Schienennetz, das Straßennetz ist ineffizient sowie desolat 

und die externen und internen Telekommunikationssysteme sind nur eingeschränkt 

verfügbar (vgl. Dorner und Gorman 2011, S.7).  

Eine große Schwierigkeit in Laos stellt die fehlende Tradition des Informationsaus-

tausches zwischen den unterschiedlichen politischen Institutionen und zuständigen 

Ableitungen dar. So kommt es, obwohl Daten zum Bildungssystem des Landes teil-

weise verfügbar sind, weder zu einer ausreichenden Analyse, noch zu einem Heran-

ziehen der Daten für strategische Planungsentscheidungen. Zusätzlich sind die Ent-

scheidungsprozesse, die in Laos auf höchster politischer Ebene getroffen werden, 

völlig intransparent (vgl. Adams et al. 2001, S.228). Der Entscheidungsprozess wird 

teilweise als äußerst zentralisiert angesehen, da die mächtigen zentralen Agenturen 

Kontrolle über die lokalen (Bildungs-)Behörden ausüben und so ausgelegt sind, dass 

die Strukturen vom Zentrum zu den lokalen Gemeinden reichen und nicht umgekehrt 

(vgl. ebd., S.226, 240). Zusätzlich sind in den Prozess bildungspolitischer Entschei-

dungen nur wenige Stakeholder miteinbezogen. 

Um zukünftig Verbesserungen im Bildungssektor erreichen zu können, sind funda-

mentale Veränderungen im politischen Entscheidungsprozess durchzuführen. Das 

verlangt ein besseres Verständnis seitens der Politik dafür, wie bedeutend der Bei-

trag der Forschung sein kann (vgl. Adams et al. 2001, S.240f). 

Das Bildungssystem in Laos besteht aus Krabbelstube und Kindergarten, Grund-

schule und der unteren und oberen Sekundarstufe. Nur 71% der Kinder im Grund-

schulalter gehen zur Schule. Die Nettoeinschulungsrate in der unteren Sekundarstu-

fe sinkt bereits auf 15% und auf lediglich 2% in der oberen Sekundarstufe. Es existie-

ren große Differenzen in den Einschulungsraten zwischen Mädchen und Buben, so-

wie zwischen unterschiedlichen ethnischen Gruppen. Je höher die Schulbildung, 

desto stärker sind diese Differenzen (vgl. Dorner und Gorman 2011, S.7). 

Die beschriebenen Zustände des Bildungssektors weisen darauf hin, dass Laos nicht 

in der Lage ist, eine flächendeckende Grundschulausbildung für die Bevölkerung zur 

Verfügung zu stellen. Bildungseinrichtungen sind desolat, die Unterrichtsmaterialen 

sind teilweise nur unzureichend vorhanden oder veraltet, die Bezahlung ist schlecht. 
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Gründe dafür sind die schwach ausgeprägten Planungsstrategien und Entschei-

dungsprozesse, sowie die zu geringen finanziellen und menschlichen Ressourcen.   

5.2.3. Der Bildungssektor in Myanmar 

 

Myanmar, einem Staat, der seit Anfang der 60er Jahre von einer sehr autoritären 

Regierung geführt wird und zusätzlich mit den Folgen der Kolonialherrschaft und ei-

ner langen Tradition von sehr autoritären Königen und feudalen Herrschern zu kämp-

fen hat, fällt es schwer, aus dieser Geschichte auszubrechen. In diesem Kontext 

scheint das Bildungswesen sehr wichtig zu sein, denn es spielt eine bedeutende Rol-

le in der persönlichen und sozialpolitischen Entwicklung der jungen Menschen, die 

die Zukunft des Landes repräsentieren (vgl. Tin 2008 in Skidmore und Wilson 2008, 

S.113f). 

Die Hauptakteure des Bildungswesens sind Eltern, Lehrpersonen und SchülerInnen. 

Der Erflog oder das Scheitern des Bildungsprozesses hängt wesentlich von der In-

teraktion dieser drei Gruppen ab, die wiederum von der Regierungspolitik und von 

religiösen Institutionen wie Mönchsklöster, Kirchen und Moscheen beeinflusst sind 

(vgl. Tin 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.114, 117). In Myanmar scheint Bil-

dung ein Kernelement zu sein, um die geschichtlichen Folgen zu überwinden. Die 

Beziehungen zwischen den Hauptakteuren sind laut TIN (2008 in Skidmore und Wil-

son 2008, S.114) der Schlüssel, um kulturelle Veränderung zu ermöglichen, die für 

eine post-autoritäre Gesellschaft von großer Bedeutung ist. Auch wenn Bildung in 

Burma hoch angesehen wird, ist es zu einer andauernden Verschlechterung im Zu-

gang und in der Qualität des staatlichen Bildungssystems gekommen (vgl. Lorch 

2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.152). 

Als Wendepunkt für den bildungspolitischen Fortschritt in Myanmar gilt das Educati-

on Sector Study (ESS). Dabei handelt es sich um die Zusammenarbeit des Ministry 

of Education (MOE), der UNESCO und des UNDP. Mit Hilfe des ESS wurden mehre-

re Problemfelder im Bildungsbereich, wie die Definierung der Rolle der Grundschul-

bildung oder die Verbindung von Bildung zur Lebens- und künftigen Arbeitswelt der 

SchülerInnen, identifiziert. Obwohl viel dazu beigetragen wurde, die Ziele umzuset-

zen, erwiesen sich die Bemühungen als unzureichend (vgl. Tin 2008 in Skidmore und 

Wilson 2008, S.117f). Neue Unterrichtsmaterialen und Methoden wurden zwar einge-

führt, blieben aber erfolglos, da Auswendiglernen nach wie vor die zentrale und be-

vorzugte Unterrichtsform bei Lehrenden und Lernenden ist. Durch den Versuch, 
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schlechte Unterrichtsformen und Korruption zu kontrollieren, konnten Verbesserun-

gen im Bildungssystem erzielt werden (vgl. Tin 2008 in Skidmore und Wilson 2008, 

S.118). Dennoch gibt es ländliche Regionen, in denen öffentliche Bildungseinrichtun-

gen nicht erreichbar sind, entweder weil auf Seiten der Regierung dort nie Schulge-

bäude errichtet worden sind oder das Lehrpersonal sich weigert, in machen periphe-

ren Regionen zu unterrichten (vgl. Lorch 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.152).  

Wichtig für Myanmar ist eine Lehrplanreform. Der Lehrplan beinhaltet größtenteils 

Faktenwissen und lässt somit kaum andere Unterrichtsmethoden als das Auswendig-

lernen zu. Das Bildungswesen ist noch mit einigen Problemfeldern konfrontiert, die 

nur durch starke Investitionen von Seiten der Regierung und internationaler Organi-

sationen gelöst werden können, damit Bildung einen positiven Beitrag zur nationalen 

Entwicklung leisten kann. In Myanmar existieren auf allen Ebenen des Bildungssys-

tems Barrieren und Schwierigkeiten. Beispielsweise gibt es nur wenige und mangel-

hafte Ausbildungsprogramme für VorschullehrerInnen (vgl. Tin 2008 in Skidmore und 

Wilson 2008, S.118). Auch das Lehrpersonal höherer Schulstufen ist oft nicht adä-

quat trainiert und es fehlt an fundamentalen Qualifikationen, weil das staatliche Aus-

bildungsprogramm für LehrerInnen latenter Verschlechterung ausgesetzt war. Das 

führte zum Zusammenschluss einiger gesellschaftlicher Organisationen, eine Maß-

nahme zur Selbsthilfe, welche darum bemüht waren, den fehlenden Zugang zu Bil-

dungseinrichtungen zu verbessern (vgl. Lorch 2008 in Skidmore und Wilson 2008, 

S.152). Ein weiteres Problem im Myanmar ist, dass in ländlichen Schulen die Lehr-

pläne und Programme nicht flexibel und an die lokalen Bedürfnisse der Bevölkerung 

angepasst sind, denn eine wesentliche Hürde in peripheren Gebieten stellen die sai-

sonbedingten Erntezeiten dar, die zu einer Erhöhung der Schulabbruchraten in den 

betroffenen Regionen führen. Notwendig sind Schulformen, die es den Kindern er-

möglichen, während der Erntezeit die Schule pausieren zu können, um ihre Eltern 

bei der Feldarbeit unterstützen zu können, damit die Ernteerträge besser ausfallen 

und die Schule dadurch nicht unter- oder gar abgebrochen werden muss. In solchen 

Gebieten ist die Schulabbruchrate in Grundschulen besonders hoch. Stattdessen 

wird ein städtisches Schulmodell auf die ganze Region umgelegt. Wenn dieses nicht 

berücksichtig wird, könnte dies dem ohnehin schon geschwächten Bildungssystem 

weiter schaden, denn etwa 70% der Bevölkerung lebt im ländlichen Raum (vgl. Tin 

2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.118f). Doch laut MAR (2004, S.142) ist Grund-
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schulbildung notwendig, um als Individuum funktionsfähig in einer Gesellschaft leben 

bzw. an dieser teilnehmen zu können.  

Die Bedeutung einer professionellen LehrerInnenbildung wurde schon öfters in Bil-

dungsreformen erwähnt, sie bietet allein aber keine Lösung. Zusätzlich müssen die 

Löhne erhöht und weitere Anreize für den formellen Bildungssektor geschaffen wer-

den, damit Leute davon absehen, im informellen Sektor als Unterrichtende zusätzli-

ches Geld zu verdienen. Das unterstreicht den Bedarf an gut (und besser) geschul-

tem und professionellem Lehrpersonal. So kann der Status von LehrerInnen verbes-

sert werden, damit mehr Menschen den einst hoch angesehenen Beruf wieder ausü-

ben möchten. Eine weitere Herausforderung stellt die Verteilung des Lehrpersonals 

im Land dar. Zusätzlich gibt es in Myanmar einen großen Bedarf an Berufsschulen, 

die Fachkräfte ausbilden, um die Nachfrage der Industrie und des Baugewerbes zu 

stillen (vgl. Tin 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.121).  

Generell kann der Staat bezüglich der Bereitstellung von Wohlfahrt für seine Bürge-

rInnen als ineffizient und schwach eingestuft werden und dazu zählt eben auch der 

staatlich organisierte Bildungssektor (vgl. Lorch 2008 in Skidmore und Wilson 2008, 

S.154). In Myanmar muss noch viel getan werden, um das früher schon hoch stan-

dardisierte Bildungssystem wieder herzustellen. Ein holistischer Ansatz würde laut 

TIN (2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.123) helfen, das Ziel zu erreichen. Dabei 

sollte auch die informelle Bildung, z.B. durch Massenmedien und bekannte Literatur, 

gefördert werden. Es erweist sich als sehr effektiv, die Bevölkerung über soziale 

Probleme wie Drogenabhängigkeit, sexuell übertragbare Krankheiten und HIV über 

Medien zu informieren. Myanmars Bildungssystem wird sich nur dann verbessern, 

wenn Qualität von Bildung und Ausbildung der jungen Menschen steigt. Um das zu 

erreichen, ist eine gute Planungsstruktur notwendig und diese erfordert zusätzlich 

eine Transformation in der Gesellschaft selbst, um sich von einer Herrschaftsform 

wegzubewegen, hin zu einer offeneren und freieren Gemeinschaft (vgl. Tin 2008 in 

Skidmore und Wilson 2008, S.123f). Auch die sehr niedrigen Bildungsausgaben, die 

sich auf etwa 1% des BIP belaufen, müssen deutlich mehr werden. In vielen ländli-

chen Regionen des Landes müssen erst Bildungsinstitutionen erreichtet werden und 

die Löhne des Lehrpersonals müssen erhöht werden, besonders wenn diese in ab-

geschiedenen Gebieten des Landes unterrichten sollen. Aus diesem Grund existiert 

in den meisten Klassen ein sehr schlechtes LehrerInnen/SchülerInnen Verhältnis, 

was bedeutet, dass auf eine Vielzahl von Kindern nur wenig Lehrpersonal zu Verfü-
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gung steht, welches darüber hinaus schlecht ausgestattet sowie ausgebildet ist (vgl. 

Lorch 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.155). Der Staat nimmt eine bedeutende 

Rolle ein, wenn es um die Bereitstellung von Bildung geht, denn das primäre Ziel des 

staatlichen Bildungssystems ist die Erfüllung sozialer Entwicklungsziele. Deshalb ist 

es wichtig, Bildung auch im Kontext ihrer Zeit zu betrachten und diese an die Bedürf-

nisse einer sich wandelnden Gesellschaft anzupassen (vgl. Lall 2008 in Skidmore 

und Wilson 2008, S.127). Das Grundschulsystem ist zwar von hohen Nettoeinschu-

lungsraten und niedrigen Kosten, zugleich aber auch von hoher Ineffizienz gekenn-

zeichnet. Die Durchschnittsdauer, um die Grundschule abzuschließen, liegt nicht wie 

vorgesehen bei 5, sondern bei 12,5 Jahren. Die niedrige Qualität resultiert aus der 

geringen Anzahl an ausgebildeten Lehrkräften im Grundschulbereich. Nur etwa ein 

Drittel ist qualifiziert zu unterrichten (vgl. Mehrotra und Delamonica 1998, S.45).  

Interessant in Myanmar ist, dass der Standard öffentlicher Bildung in den letzten 

Jahrzehnten stark zurückgegangen ist. Myanmar konnte zur Zeit seiner Unabhängig-

keit die höchsten Alphabetisierungsraten in der eigenen Sprache im Gebiet der 

früheren britischen Kolonie aufweisen. Das Bildungsniveau war eines der höchsten in 

ganz Asien. Jahrzehnte der Unterfinanzierung und sozialen Unruhen führten dort zu 

einem langsamen Verfall des staatlichen Bildungssystems (vgl. Lall 2008 in Skidmo-

re und Wilson 2008, S.128). Das bestätigt auch der finanzielle Beitrag seitens der 

Regierung, der in den letzten Jahren auf einem sehr niedrigen Niveau stagniert (vgl. 

Mehrotra und Delamonica 1998, S.45). Zusätzlich kam es aufgrund politischer Sank-

tionen lange Zeit zu keinen ausländischen Direktinvestitionen (vgl. Ishida 2005, S.9). 

Obwohl während der sozialistischen Phase weitere Schulgebäude in Städten und 

Gemeinden errichtet worden sind, verschlechterten sich die Ausbildung des Lehrper-

sonals und die Löhne signifikant. Das Bildungssystem hat sich seither nicht erholt 

und befindet sich heute sowohl in Städten als auch in Gemeinden und Stammesregi-

onen in einer Krise (vgl. Lall 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.128). Die Schwä-

chen des Bildungssystems sind nicht nur an der niedrigen Qualität und dem einge-

schränkten Zugang zu Bildungseinrichtungen mancher Bevölkerungsgruppen zu se-

hen, sondern wird zusätzlich dadurch erkenntlich, dass kritisches Denken und Krea-

tivität im Unterricht unterdrückt wird (vgl. Lorch 2008 in Skidmore und Wilson 2008, 

S.155). 

Ein Motiv, Bildung zu kontrollieren, liegt, wie in fast allen Diktaturen, am Glauben, 

dass freies Denken zu einer negativen Veränderung des Wesens führt (vgl. Lall 2008 
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in Skidmore und Wilson 2008, S.131). Bemerkbar machte sich das zurzeit der State 

Law and Order Restoration Council (SLORC)-Phase. Es kam zur Schließung aller 

Hochschulen für mehrere Jahre. Nach den Studentenprotesten 1988 kam es zur 

Schließung aller Universitäten. Als Folge weiterer Studentenproteste zwischen 1996 

und 1998 kam es zur erneuten Schließung von Hochschulen, bzw. in Yangon blieben 

diese zwischen 1988 und 2000 während des ganzen Zeitraums geschlossen (vgl. 

Lall 2008 in Skidmore und Wilson 2008, S.132). 

Wie dramatisch die Auswirkungen einer Diktatur und Unterfinanzierung für das Bil-

dungssystem sein können, wird am Beispiel Myanmars deutlich. Das Land wies in 

seiner nahen Vergangenheit ein recht gutes Bildungssystem vor, doch es scheint, als 

sei dieses durch politische Fehlinstruktionen und Machtverlustängste seitens der Re-

gierung wieder zerstört worden. 

5.2.4. Der Bildungssektor in Thailand 

 

Thailand, das einzige niemals kolonialisierte Land Südostasiens, hat eine sehr lange 

Bildungstradition, die vor allem auf den buddhistischen Orden Sangha bis ins drei-

zehnte Jahrhundert zurückzuführen ist (vgl. Fry und Bi 2013, S.291). Die zahlreichen 

Klöster und deren gelehrte Mönche schufen ein historisch bedeutsames Bildungssys-

tem im antiken Siam (vgl. Fry 2002, S.4). Insbesondere die Thai- und die politische 

Kultur waren wichtige Einflüsse für Bildungsreformen in Thailand, die sich in vier his-

torischen Phasen ereigneten (vgl. ebd. 2002, S.3). 

Die erste Phase der Bildungsreform fand zwischen 1868 und 1910 unter König Chul-

alongkorn statt. Er erkannte, dass menschliche Entwicklung eine entscheidende Rol-

le für den wirtschaftlichen Erfolg und Wohlstand einer Nation spielt (vgl. Fry und Bi 

2013, S.291). Durch seine Führungspolitik als Visionär wurde das traditionelle Siam 

zu einer modernen Gesellschaft transformiert. Schon vor mehr als 100 Jahren rückte 

die zentrale Lage Thailands in Asien und Südasien, die einen günstigen Ausgangs-

punkt für den Handel in der Region schuf, ins Bewusstsein der führenden Politiker 

des Königreichs, was die Ausbildung von dementsprechenden Fachkräften mit Eng-

lischkenntnissen unumgänglich machte. Ein zentraler Aspekt seiner Reformen bezo-

gen sich deshalb auf die Modernisierung des Bildungssystems (z.B. Bilingualität), die 

das gesamte Königreich erreichen sollte, was seit 1935 gelungen war (vgl. Fry 2002, 

S.5-6, 8; vgl. Fry und Bi 2013, S.292f). Damals wie auch heute wurde schon darüber 

debattiert, wie hochwertige Bildung in den ländlichen Regionen bereitgestellt werden 
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könnte und man erkannte die Finanzierungsproblematik eines flächendeckenden, 

qualitativen Bildungssystems (vgl. Fry und Bi 2013, S.293). Thailand setzte sich 

schon sehr früh mit der Problematik eines modernen Schulsystems auseinander, um 

auf diesem Weg die menschliche Entwicklung im eigenen Land voranzutreiben. Doch 

die Überzentralisierung des Bildungssystems während den Reformen unter König 

Chulalongkorn schaffte es nicht, die lokalen Lernbedürfnisse in das neue Curriculum 

einzubetten (vgl. ebd., S.293).   

Die zweite Phase der Bildungsreform verlief erst 1973-1980 und begann mit den 

Studentenprotesten von 1973. Ausgelöst wurden diese durch die Diskrepanzen zwi-

schen der Regierung Thailands und der Verhaftung einiger oppositioneller Aktivisten 

(darunter Studierende). Denn zwischen 1932 und 1973 – obwohl Thailand angeblich 

demokratisch war – wurde das Land sehr autoritär von einigen Militärs geführt, wel-

ches aus Angst vor der weiteren Ausbreitung des Kommunismus von den USA un-

terstützt wurde (vgl. Fry 2002, S.9; vgl. Fry und Bi 2013, S.294). Die Abschaffung der 

absoluten hin zu einer konstitutionellen Monarchie 1932, sowie die Studentenprotes-

te 1973 gelten als Schlüsselereignisse in der modernen Thaipolitik, denn sie imple-

mentierten und ebneten den Weg zur Demokratie, wodurch es zu weiteren Bildungs-

reformen kam. Diese beinhalteten u.a. Verbesserungen von Bildung am Land und 

der Bedarf, ein offeneres und relevantes Curriculum zu entwickeln, das jenes des 

Militärregimes ablösen sollte (vgl. Fry 2002, S.12f; vgl. Fry und Bi 2013, S.294). 

Die dritte Phase der Bildungsreform fand in den Jahren 1990 bis 1995 statt. In die-

sem Zeitraum wurde versucht, das thailändische Bildungssystem so zu reformieren, 

dass es den Herausforderungen der Globalisierung gewachsen ist. Damit wurde der 

Fokus auf junge Leute gelegt, um sie auf den internationalen Wettbewerb und eine 

neue Zeit der globalen Interkulturalität vorzubereiten. Durch den wirtschaftlichen Er-

folg Thailands wurde der Staat zum Spenderland und konnte Nachbarländer wie 

Kambodscha, Laos, Myanmar und Vietnam im Bildungswesen unterstützen. Zentrale 

Themen der dritten Phase der Bildungsreform bildeten u.a. die Idee einer lernenden 

Gesellschaft, Dezentralisierung, eine Hochschulreform, Qualitätssicherung und er-

höhte Diversität in den (Aus-) Bildungsmöglichkeiten (vgl. Fry 2002, S.14f).  

Die vierte und letzte Phase begann 1997 mit der Asienkrise, dauerte bis 2010 und 

war primär eine Reaktion auf die sich verändernde Wirtschaftslandschaft (vgl. Fry 

2002, S.17f; vgl. Fry und Bi 2013, S.296). Für die thailändischen politischen Ent-

scheidungsträger gab es zwei Schlussfolgerungen: Zum einen hat Thailand mit der 
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Krise seine Wettbewerbsfähigkeit verloren. Um diese wieder zurückzugewinnen, ist 

es für das Land notwendig, den technischen Fortschritt im industriellen Sektor voran-

zutreiben. Zum anderen wurde mit der Krise begonnen, den Entwicklungsweg, den 

Thailands Gesellschaft eingeschlagen hat, fundamental zu hinterfragen. Sie galt als 

Auslöser dafür, sich mehr Gedanken über das nationale Erbe angesichts des perma-

nent wachsenden Globalisierungsprozesses zu machen. Beide Behauptungen stel-

len wichtige, dennoch sehr unterschiedliche Aufgaben für das Bildungswesen in 

Thailand dar: Bildung als Motor für Modernisierung und technischen Fortschritt oder 

als Beschützer nationaler Identität und ihrer Traditionen (vgl. Witte 2000, S.223). Die 

steigenden Ausgaben im Bildungsbereich in dieser Phase der Bildungsreform zeigen 

die Vorstellung der Regierung, dass kontinuierlicher ökonomischer Fortschritt eine 

besser ausgebildete Arbeiterschaft erfordere (vgl. Hallinger und Lee 2011, S.139). In 

dieser Reformphase sollten Probleme wie Gerechtigkeit in der Bildungsverteilung, 

Qualität und Finanzierung des Bildungssystems durch eine neue Bildungsreform 

verbessert werden, weshalb der National Education Act (NEA) entwickelt wurde. Bis 

vor kurzem waren politische Vorschläge in diesen Bereichen nur auf spezifische 

Problemfelder beschränkt und haben die Reform bestenfalls oberflächlich vorange-

trieben (vgl. Fry 2002, S.18; vgl. Hallinger und Lee 2011, S.140). Die wichtigsten 

Punkte des NEA waren die Bereitstellung der Grundschulbildung für alle Kinder, eine 

Erneuerung des Bildungssystems an sich, die Änderung von Lernprozessen und des 

administrativen Systems, Qualitätssicherung der Inhalte und die des Lehrpersonals, 

Ressourcenmobilisierung und erhöhtes Investment in das Bildungssystem und die 

Verbesserung des Telekommunikationsnetzwerks in Schulen (vgl. Kantamara et. al. 

2006, S.5).  Doch es scheint, als machten die sich verändernden Wirtschaftsstruktu-

ren sowie die Wirtschaftskrise in Thailand eine Bildungsreform notwendig. Das wird 

dadurch verdeutlicht, dass Thailand mehr qualifizierte Arbeiter im technischen Be-

reich benötigt, um qualitativ hochwertigere Produkte in der Industrie erzeugen zu 

können (vgl. Fry 2002, S.18f). Demnach soll durch Bildung – genauer durch die Er-

weiterung und Qualitätssteigerung des sekundären Bildungssektors – der Mangel an 

qualifizierten Arbeitskräften in technischen Bereichen reduziert werden (vgl. Witte 

2000, S.228). Es wird argumentiert, dass, obwohl Thailand einen relativ hohen Pro-

zentsatz des staatlichen Budgets in den Bildungssektor investiert, das Land im inter-

nationalen Vergleich bezüglich einiger wichtiger Bildungsindikatoren und menschli-

cher Entwicklung zurückliegt (vgl. Fry 2002, S.21).  
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Thailand steht weiterhin vor einigen Problemfeldern in seinem Bildungssystem. Kriti-

siert wird, dass menschliche Entwicklung und Bildung aufgrund der zahlreich mitwir-

kenden Institutionen und Organisationen sehr fragmentiert sind (vgl. Fry und Bi 2013, 

S.298). Ein anderer Kritikpunkt bezieht sich auf den zu großen Anteil des Bildungs-

budgets, der in die hochzentralisierte Bürokratie fließt (vgl. Fry 2002, S.23). So 

kommt es dazu, dass trotz des hohen Anteils des jährlichen Bildungsbudgets der von 

der Regierung erhoffte Output nicht erreicht wird. Die Effizienz des thailändischen 

qualitativen Bildungssystems sowie der Fortschritt in Bezug auf menschliche Ent-

wicklung müssen noch einigen Verbesserungen unterzogen werden, wenn Lebens-

qualität und Lebensstandard erhöht werden sollen (vgl. Fry und Bi 2013, S.298). Zu-

sätzlich, obwohl einige LehrerInnen bereits durch innovative Lehrmethoden das 

handlungsorientierte Lernen in Schulen eingeführt haben, existieren in Thailand nach 

wie vor traditionelle bzw. passive Lehr- und Lernmethoden, die den Lehrenden in das 

Zentrum des Geschehens im Klassenraum stellen. Zudem wird die Vernachlässigung 

des Bereichs Forschung und Entwicklung bemängelt (vgl. ebd., S.299f). Dieser könn-

te dazu beitragen, adäquate Daten im Bereich Bildung zu sammeln, welche die Aus-

wirkungen bestimmter Reformen dokumentieren, um anschließend die notwenigen 

Schritte zur Verbesserung des Bildungssystems ausführen zu können. 

Wie auch in anderen Staaten sind in Thailand Verteilungsungleichheiten im Bil-

dungssystem und die dadurch entstehenden Zugangsprobleme für manche Bevölke-

rungsgruppen zu beobachten. Thailand hat es zwar geschafft, eine fast flächende-

ckende Grundschulbildung im Land zur Verfügung zu stellen, aber viele Ungleichge-

wichte existieren vor allem im sekundären Bildungsbereich, besonders im Nordosten 

Thailands, einer der ärmsten Regionen des Landes, welche in fast allen wichtigen 

sozioökonomischen Bereichen Mängel aufweist. In vielen Schulen in den armen Ge-

bieten des Landes fehlt es an qualifiziertem Lehrpersonal. Das betrifft vor allem länd-

liche Gemeinden. Regionale Disparitäten werden durch die Konzentration der Schul-

bildung und Aus- und Weiterbildungsinstitutionen in urbanen Zentren wie Bangkok 

zusätzlich verschärft. Das Hauptproblem des thailändischen Bildungssystems betrifft 

die Qualität auf allen Ebenen. Viele Schulen können die Mindestanforderungen nicht 

befriedigen (vgl. ebd., S.306). Der schleppende Fortschritt in Thailands Bildungssys-

tem ist auch beim Lehrpersonal selbst zu erkennen. So versucht die Regierung We-

ge zu finden, um bei den Lehrenden das Interesse an der Reform zu wecken, damit 

diese ihre Unterrichtsmethoden dementsprechend weiterentwickeln und anpassen, 
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um der Reform zu entsprechen und so den aktuellen Anforderungen und Verände-

rungen adäquat entgegentreten (vgl. Hallinger und Lee 2011, S.156). Auch die Direk-

toren besitzen laut HALLINGER und LEE (2013, S.313) nicht die ausreichende Fä-

higkeit sowie Führungsqualität, die angestrebten Reformen in den Schulen ein- und 

durchzuführen, um für den gewünschten Strukturwandel im Bildungssystem zu sor-

gen und Lehren und Lernen in Bildungseinrichtungen angelehnt an die neuen Vor-

stellungen und Anforderungen zu verändern. 

Thailand hat es demnach nicht geschafft, seine Bildungsreformen nach seinen Vor-

stellungen umzusetzen. Gleiche Bildung für alle, wie es in der thailändischen Agenda 

für die Bildungsreform des Öfteren proklamiert wird, konnte durch die persistierenden 

Disparitäten bislang noch nicht ermöglicht werden. Denn vor allem in der Reform-

phase zwischen 1997 und 2010 hat die Regierung die erschwerten Bedingungen 

bzw. Hindernisse nicht ausreichend bedacht (z.B. Ausmaß der Veränderung, knappe 

finanzielle Ressourcen, politische Instabilität, mangelnde Qualifikation und schlechte 

Einstellung der Arbeitskräfte, bürokratische Strukturen, Komplexität der Verände-

rung). Somit war das Versprechen einer Umsetzung im geplanten kurzen Zeitrahmen 

unmöglich einhaltbar, wodurch Frustration und Enttäuschung entstanden (vgl. Hallin-

ger und Lee 2011, S.155). 

Es scheint, als wäre Thailand, verglichen mit den anderen GMS-Staaten, bezüglich 

der Bildungsreformen schon wesentlich fortgeschrittener. Das beruht u.a. auf der 

langen und gut dokumentierten Bildungsgeschichte. Thailand hat es mittlerweile ge-

schafft, eine sehr flächendeckende Grundschulbildung zu implementieren, dennoch 

existieren weiterhin regionale Unterschiede, die vor allem die ländlichen und abge-

schiedenen Regionen, besonders jene des Nordostens betreffen, wo deutlich weni-

ger Menschen Zugang zu Bildungseinrichtungen haben (vgl. Fry und Bi 2013, 

S.303). Wie die Agenda der Bildungsreform verrät, hätte dieser Nachteil in der Bil-

dungsreform zwischen 1997 und 2010 verbessert bzw. ausgeglichen werden sollen. 

Lediglich 36% der thailändischen Lehrpersonen haben einen SchülerInnen-

zentrierten Unterricht adaptiert (vgl. ebd., S.301, 303). 

Vor allem aber hat in Thailand die Globalisierung Einfluss auf das Bildungssystem 

genommen. Die sich verändernden Handelsmuster, der technologische Fortschritt 

und die neuen Produktionsformen stellen für das Bildungssystem neue Herausforde-

rungen dar. Um den Anforderungen gewachsen zu sein, müssen Verbesserungen im 

primären wie im sekundären Bildungsbereich, speziell in den Bereichen Mathematik 
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und Wissenschaft, Fortschritt in Berufsschulen und in der Erweiterung der Kapazi-

tätsauslastung von Forschung und Entwicklung erzielt werden. Die ökonomische 

Nachfrage hat derzeit einen sehr großen Einfluss auf die Bildungspolitik in Thailand 

(vgl. Witte 2000, S.236, 239).  

Dennoch wird postuliert, dass sich das Bildungssystem auf allen Ebenen deutlich 

verbessert und erweitert hat. Trotz des starken Fortschrittes müssen noch einige 

Schritte unternommen werden, um die thailändische Schulbildung auf das von den 

Reformplänen proklamierten Niveau zu heben. Dabei stellt sich die kritische Frage, 

wie das Bildungssystem und die Qualität verbessert werden können, um den wan-

delnden Bedürfnissen der Gesellschaft gerecht zu werden (vgl. Fry und Bi 2013, 

S.306). Deswegen gibt es in Thailand eine neue Bildungsreform mit dem Ziel, bis 

2019 die Bildungsqualität auf allen Ebenen, das Managementsystem sowie den Zu-

gang zur Grundschulbildung zu verbessern und zu stärken, denn der Schlüssel zur 

Zukunft Thailands ist eine adäquate Bildung für die nachkommenden Generationen 

(vgl. ebd., S.309). Eine neue Bildungsreform wurde vor allem durch den langsamen 

Fortschritt in der letzten Dekade notwendig, eine Enttäuschung die auch seitens der 

Bevölkerung spürbar war, da die Reformziele nicht nach den hohen Erwartungen und 

Verspechen der Regierung umgesetzt werden konnten (vgl. Hallinger und Lee 2011, 

S.153). 

Wie Thailand in Zukunft damit zurechtkommt, welchen Weg es einschlagen wird und 

welche, bzw. wie schnell sich bestimmte Kernelemente der aktuellen Bildungsreform 

in die Tat umsetzen lassen, bzw. regionale Disparitäten vermindert werden können, 

wird sich in den nächsten Jahren zeigen. 

5.2.5. Der Bildungssektor in Vietnam 

 
Obwohl Vietnam ein armes Land ist, gab es in den letzten Jahren erheblichen Fort-

schritt. Der Wert des BIP ist gestiegen, erhöhte Umsätze durch Exporte konnten er-

zielt werden, die Bevölkerungswachstumsrate ist unter Kontrolle und es gelang, den 

Lebensstandard zu erhöhen und die Armut zu reduzieren. Auch im Bildungssektor 

gab es, verglichen mit anderen Ländern mit ähnlichem Wirtschaftswachstum, signifi-

kante Verbesserungen. Über 90% der Bevölkerung im arbeitsfähigem Alter ist alpha-

betisiert, 98% der Kinder im Grundschulalter gehen zur Schule und die Einschu-

lungsraten zwischen Mädchen und Buben sind nahezu ausgeglichen (vgl. Nguyen 

und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.109). Ein Grund dafür liegt sowohl 
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in der kostenfreien Bereitstellung von Arbeitsbüchern und Unterrichtsmaterialien für 

Kinder aus armen und benachteiligten Regionen in der Grundschule als auch in der 

unteren Sekundarstufe, wodurch keine zusätzlichen Kosten für Familien entstehen 

(vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.137). Darüber hinaus 

wurden indirekte Kosten, die durch den Kauf von Büchern oder Schuluniformen ent-

stehen, gesenkt (vgl. Mehrotra und Delamonica 1998, S.44). 

Vietnams Bildungssystem ist stark von der französischen Kolonie Ende des 19. und 

Anfang des 20. Jahrhunderts beeinflusst. Der traditionelle, konfuzianisch basierende 

Bildungssektor wurde durch eine französisch-vietnamesischen Bildung ersetzt, die 

darauf abzielte, Menschen auszubilden, um der Kolonie zu dienen. In dieser Zeit gab 

es nur sehr wenige Schulen und Universitäten. Zu dieser Zeit trafen zwei Strömun-

gen aufeinander: westlicher sowie vor-moderner chinesischer imperialistischer Kolo-

nialismus (vgl. Huong und Fry 2004, S.202). Französisch bildete die dominante 

Sprache des Landes. Zu dieser Zeit konnten 95% der vietnamesischen Bevölkerung 

nicht lesen und schreiben (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 

2008, S.110f). Demnach hat der französische Kolonialismus das vietnamesische Bil-

dungssystem destabilisiert, zerstört und seine Einrichtungen samt den politischen 

Einrichtungen völlig verändert (vgl. London 2010, S.8). Nach dem Ende der französi-

schen Kolonialzeit zählten der Kampf gegen Armut, Analphabetismus und Invasoren 

zu den drei Hauptzielen der Regierung. Zwischen 1945 und 1946 wurde ein neues 

Bildungssystem mit dem Hauptziel, an der Unabhängigkeit festzuhalten und das 

Land zu rehabilitieren, vorgestellt und für etwa 10 Millionen Menschen Kurse für den 

Erwerb der Lese- und Schreibkompetenz zu Verfügung gestellt (vgl. London 2010, 

S.13; vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.111). 

Die Franzosen wollten ein sozialistisch-demokratisches Vietnam nicht akzeptieren, 

stattdessen versuchten sie, trotz des steigenden Widerstands seitens der Vietname-

sen, ihre Kolonie wieder zu stärken, was unweigerlich zum Krieg führte (vgl. Huong 

und Fry 2004, S. 206). Während des Wiederstandkriegs zwischen 1946 und 1954 

wurde die Schulbildung in militärfreien Regionen fortgesetzt. Ziel waren gut ausgebil-

dete Menschen, die am Wiederstand teilnehmen (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in 

Fredriksen und Tan 2008, S.112). Sogar während des Vietnamkriegs im Norden war 

ein Kernaspekt der Bildungspolitik, den Unterricht und somit die Bildungsentwicklung 

fortzusetzten. Dafür wurden Grund- und Berufsschulen sowie Hochschulen aus Städ-

ten, Gemeinden und zentralen Regionen evakuiert, damit der Unterricht fortgesetzt 
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werden konnte. Junge Leute erhielten während des Kriegs weiterhin Unterricht, was 

die Weiterentwicklung und das Bestehen des Staats sichern sollte (vgl. Nguyen und 

Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.114f). Das Vorhaben, das Bildungssys-

tem in diesem Zeitraum voranzutreiben, war durch die Kombination von allgemeiner 

Armut und Kriegsbeginn in Vietnam stark eingeschränkt. Doch der Grund für die 

Fortsetzung des Unterrichts während des Kriegs war eine moderne Vision, in welcher 

Bildung als Machtinstrument eines Staates für Fortschritt und die sozialistische Revo-

lution gesehen wurde (vgl. London 2010, S.13f). Dieser Punkt wirft jedoch die Frage 

auf, inwiefern der Bildungssektor auch als Kriegsinstrument, der Menschen zur Teil-

nahme am Krieg überzeugen sollte, eingesetzt worden ist? 

Nach der Wiedervereinigung Vietnams 1975 war der Staat nach 30 Jahren Krieg und 

zahlreichen Opfern vor einige Herausforderungen gestellt. Es gab zu dieser Zeit nicht 

nur ökonomische Sanktionen gegen das Land. Zusätzlich dauerten die Konflikte an 

der nördlichen Grenze gegen China und gegen die Khmer Rouge noch bis 1989 wei-

ter an (vgl. Huong und Fry 2004, S.207).  Trotzdem kam es zwischen 1975 bis 1985 

zu einer Präbildungsreform. In dieser Zeit lag der Fokus der vietnamesischen Regie-

rung auf der Beseitigung der restlichen Einflüsse des alten Bildungssystems. Neue 

Programme zur Alphabetisierung der Bevölkerung im Alter von 12-50 Jahre wurden 

in diesem Zeitabschnitt implementiert (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen 

und Tan 2008, S.115). Doch die Bildung befand sich in der frühen Phase der Wie-

dervereinigung in einer chaotischen Lage, da es schwierig war, die unterschiedlichen 

Bildungssysteme von Nord- und Südvietnam zu vereinigen. Trotz des Mangels an 

Bildungseinrichtungen und Lehrpersonen wurde das Bildungsprogramm binnen zwei 

Jahren (1976 und 1977) auf zwölf Jahre für alle BürgerInnen erweitert und eine wei-

tere Bildungsreform folgte zwischen 1979 und 1980 (vgl. Huong und Fry 2004, 

S.207). 

In den 80er Jahren kam es zu einem Engpass an finanziellen Ressourcen, aufgrund 

derer der Staat nicht mehr fähig war, dem Bildungssektor genug Geld zur Verfügung 

zu stellen (vgl. London 2010, S16). Schulen hatten folglich kein Geld mehr und die 

Löhne des Lehrpersonals sanken stark. Deshalb verließen zahlreiche LehrerInnen 

und SchülerInnen ihre Schulen und die Größe sowie Qualität des gesamten Bil-

dungssektors nahmen ab. Um die Krise zu überwinden, wandelte sich die vietname-

sische Regierung von einem zentralistisch- zu einem sozialistisch-orientierten 

Marktmechanismus, um das System mit seinen benötigten Ressourcen wieder zu 
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stärken. In dieser Zeit wurden u.a. Bildungsprogramme für Kinder ethnischer Minder-

heiten und andere benachteiligte Menschen entwickelt (vgl. Nguyen und Nguyen 

2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.117f). Doch zu dieser Zeit, während die ökono-

mische Situation des Landes in einer Krise steckte, blieb das Bildungssystem ge-

lähmt und wies schwache Konditionen auf. Besonders benachteiligt waren ländliche 

und abgeschiedene Regionen, wo der tägliche Unterricht nur etwa 2-3 Stunden dau-

erte. Zu dieser Zeit waren die höchsten Schulabbruchraten im primären und sekun-

dären Bildungsbereich zu beobachten (vgl. London 2004, S.16, 44). In den 90er Jah-

re konnte das Bildungssystem wieder positive und schnelle Entwicklungen verzeich-

nen, denn das Bildungs- und Ausbildungssystem aller Bildungsniveaus dehnte sich 

aus. Das Hauptaugenmerk lag auf der Stärkung des gesamten Bildungssystems, um 

die Industrialisierung und Modernisierung durch die Implementierung des neuen 

Marktmechanismus sowie die internationale Integration voranzutreiben. Mit einem 

neuen Bildungsgesetz konnte dieser Prozess legalisiert werden und unterstütze so 

den positiven Werdegang des vietnamesischen Bildungssystems, da nun das Fun-

dament eines Managementsystems und die Koordination für Bildungsangelegenhei-

ten geschaffen war. Die Schultypen haben sich in dieser Zeit umgestellt und sind im 

Lehrangebot vielfältiger geworden, Bildungsmethoden haben sich erneuert und das 

Schulnetzwerk wurde landesweit ausgedehnt (vgl. Huong und Fry 2004, S.208ff).  

Heute besteht das Bildungswesen in Vietnam aus Krabbelstuben und Kindergärten 

im frühen Kindesalter, aus Grundschulen sowie unteren und oberen Sekundarstufen, 

Berufs-, Hochschulen und Universitäten. In jeder Gemeinde befindet sich zumindest 

eine Vor- und Grundschule bzw. eine untere Sekundarstufe. Zusätzlich hat jeder Be-

zirk oder jede (Provinz-) Stadt eine oder mehrere obere Sekundarstufen sowie wei-

terführende Bildungseinrichtungen. Vor allem Einrichtungen für Kleinkinder unterstüt-

zen Frauen in Vietnam, indem sie ihnen ermöglichen, arbeiten zu gehen oder andere 

soziale Aktivitäten wahrzunehmen. Deshalb ist dieses Service ein Beitrag zur sozia-

len Gleichstellung zwischen Mann und Frau. Dieses System soll noch weiter ausge-

baut werden. Das betrifft hauptsächlich ländliche und benachteiligte Regionen, wo 

viele ethnische Minderheiten leben. Weitere Ziele sind die Erweiterung von Bera-

tungsaktivitäten für Großeltern und Eltern in Bezug auf die Entwicklung, Ernährung 

und Bildung von Kindern (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, 

S.122-124).     
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Das Bewusstsein über die Bedeutung von Bildung für den vietnamesischen Staat 

sowie für seine Bevölkerung ist in Vietnam deutlich gestiegen. Die Entwicklungen in 

diesem Sektor sind zu einem wichtigen soziopolitischen Ziel in Vietnam geworden. 

Doch für weitere Entwicklungen muss das Bildungswesen fundamental in Richtung 

Demokratisierung, Sozialisation, Diversifikation, Standardisierung und Modernisie-

rung erneuert werden. Die Regierung hat es bereits geschafft, ein Bildungssystem 

von und für Menschen mit einem SchülerInnen-zentrierten Bildungsansatz zu imple-

mentieren. Um diese Veränderungen zu erreichen, wurden alle sozialen Ressourcen 

mobilisiert, um die neuen Anforderungen an den Menschen, welche durch die Globa-

lisierung hervorgerufen werden, und somit den veränderten Lernbedürfnisse dieser 

zu stillen (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.149f). 

Rasch steigende Einschulungsraten zeigen, dass Vietnams Bildungssystem auf allen 

Ebenen expandiert und immer mehr Menschen erreicht. Das betrifft auch ländliche 

sowie benachteiligte Regionen, wo disparitäre Verhältnisse weiter abgebaut werden 

konnten. Einst ungleiche geschlechterspezifische Einschulungsraten zugunsten der 

Buben sind mittlerweile in allen Bildungsbereichen nahezu ausgeglichen. Dennoch 

sind in manchen Bildungsbereichen Benachteiligungen von ethnischen Minderheiten 

zu beobachten. Gründe dafür sind nach wie vor Infrastrukturlücken, die eine gute 

Erreichbarkeit dieser Regionen verhindern. Hinzu kommen kulturelle und linguisti-

sche Barrieren sowie Diskriminierung, mit denen ethnische Minderheiten zu kämpfen 

haben. Besonders in der Vergangenheit war Vietnams Bildungssystem von starken 

internen Qualitätsunterschieden gekennzeichnet. Doch es konnten viele Verbesse-

rungen u.a. bezüglich der Anzahl der Bildungsinstitutionen, Infrastruktur, Ausbildung 

der Lehrpersonen sowie in der Neukonzeption des Curriculums erzielt werden (vgl. 

London 2010, S.28, 31f).  

Ein offenes, und für jeden zugängliches Bildungssystem könnte der Schlüssel für die 

Erwartungen an das zukünftige Bildungssystem sein, das vor allem die Kreativität 

junger Menschen fördert. Zusätzlich ist die Verbindung zur Wissenschaft und Tech-

nologie, besonders Informationstechnologie und Telekommunikation ein wesentlicher 

Indikator. Darüber hinaus bedarf es der Konkurrenz verschiedener Bildungseinrich-

tungen, um die Bildungsqualität zu verbessern. Vermehrte Kooperationen und Wett-

bewerb mit ausländischen Institutionen stellen einen weiteren Fokus der aktuellen 

Bildungsreform dar. Der Bildungssektor darf demnach nicht nur als Herausforderung 

wahrgenommen werden, sondern stellt eine Chance für Vietnam dar. Ob es ein Er-
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folg sein wird, hängt stark vom Verständnis und von der Kapazität der politischen 

Entscheidungsträger, Erneuerungen im Bildungsbereich zuzulassen und einzufüh-

ren, sowie von den Lehrpersonen und von der ganzen vietnamesischen Gesellschaft 

ab (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.151).  

Jahrzehnte lang galt die Grundschulbildung, die nun für alle BürgerInnen kostenfrei 

ist, als zentraler Aspekt der vietnamesischen politischen Entscheidungsträger. Im 

Jahr 2008 hatte die Regierung die Universalisierung des Grundschulsystems ver-

kündet, was bedeutet, dass praktisch alle Kinder Zugang zu Grundschulen haben. 

Das bedeutet jedoch nicht, dass alle Kinder diese auch abschließen. Viele schließen 

die Grundschule viel später als vorgesehen ab, manche gar nicht. Unterschiede in 

den Einschulungsraten im Stadt-Land vergleich gibt es nicht mehr, sondern obliegen 

dem Einkommen bzw. dem sozialen Status von Familien. Demnach sind es ethni-

sche Minderheiten, die durch niedrigere Einkommen nicht gleichermaßen viel Geld in 

die Bildung ihrer Kinder stecken können (vgl. London 2010, S.35f). Im Grundschulbe-

reich sollen deshalb die Schulabbruchraten und Zahl der Klassenwiederholungen 

weiter verringert, sowie Qualitäts- und Effizienzsteigerung erreicht werden. Weitere 

Ziele sind die Verringerung der Anzahl an Kindern pro Klasse und die Implementie-

rung von Fremdsprachen und Informationstechnologien (vgl. Nguyen und Nguyen 

2008 in Fredriksen und Tan 2008, S.125). Darüber hinaus besteht Harmonisierungs-

bedarf zwischen Unterrichtsfach, Lehr- und Lernmethoden, Curriculum und Arbeits-

büchern und dem Schulequipment an sich (vgl. Nguyen und Nguyen 2008 in Fredrik-

sen und Tan 2008, S.130f). 

Auch im sekundären und tertiären Bildungsbereich und in der Berufsausbildung hat 

sich in Vietnam seit den 90er Jahren viel verändert. Das Ergebnis sind stark steigen-

de Einschulungsraten, obwohl auch hier weiterhin einige regionale Unterschiede be-

stehen, vor allem in sozio-ökonomisch benachteiligten Gebieten. So sind es meist 

Kinder von armen Familien oder ethnischen Minderheiten, die weniger dazu tendie-

ren, eine Schule des sekundären oder tertiären Bildungsbereichs zu besuchen, vor 

allem aus dem Grund, dass das tertiäre Bildungssystem in ländlichen Regionen noch 

nicht gut erschlossen ist (vgl. London 2010, S.36f, 38f). Das zeigt, dass es sich für 

diverse soziale Gruppen noch als schwierig herausstellt, die Lebensqualität bzw. den 

Lebensstandard zu verbessern. Es gibt zwar Programme, welche den Zugang und 

die Umstände ethnischer Minderheiten verbessern sollen, dennoch werden noch zu 

wenige Menschen von diesem Programm erfasst (vgl. Huong und Fry 2004, S.214).  
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Es scheint, als hätte Vietnam es in den letzten zwei Jahrzehnten geschafft, ein be-

reits gut ausgebautes Bildungssystem zu errichten. Wie oben kurz angesprochen, 

spiegelt sich das in der hohen Alphabetisierungsrate und in der Förderung von Bil-

dungsentwicklungsprogrammen für benachteiligte Menschen und ärmere Regionen 

wieder. Auffällig ist die geringe Ungleichverteilung von Bildung zwischen Männern 

und Frauen. Laut MEHROTRA und DELAMONICA (1998, S.42) sind die Probleme, 

die den Zugang zum Bildungssektor und Geschlechterungleichgewichte in diesem 

betreffen, wesentlich geringer als die Schulabbruch- oder Wiederholungsraten. Doch 

die vielen Anstrengungen und Ziele, die sich Vietnam gesetzt hat, weisen darauf hin, 

dass es noch Aufholbedarf gibt, wenn Regierung und Bevölkerung wollen, dass das 

Bildungssystem auf internationale Standards gehoben wird. 

 

5.3. Wichtige Indikatoren des Bildungswesens: Die GMS Staaten im Vergleich 
 

Die in Punkt 5.2. analysierten Entwicklungen des Bildungssektors sollen in diesem 

Abschnitt mittels Diagrammen zu ausgewählten Themenfeldern besser veranschau-

licht werden. Es kommt zu einer Gegenüberstellung von einigen Indikatoren, die für 

das Bildungswesen von Bedeutung sind. Verglichen werden die GMS-Staaten unter-

einander. Als europäische Referenz bzw. um Abweichungen von Ergebnissen mit 

modernen europäischen Staaten erkenntlich zu machen, wird in die vergleichende 

Analyse immer wieder Österreich und Deutschland, sowie Indien als Wirtschafts-

partner und -konkurrent im asiatischen Raum miteinfließen. Außerdem soll in diesem 

Abschnitt ausgearbeitet werden, ob und wie stark Genderungleichgewichte im Bil-

dungssektor auftreten. 

Auch im Bereich “Bildung“ war es nicht immer möglich, für alle Länder und zu jedem 

Themenbereich an Daten heranzukommen, oder sie gehen aus unterschiedlichen 

Untersuchungen, die in einem anderen Zeitraum durchgeführt worden sind, hervor, 

wodurch die Vergleichbarkeit eingeschränkt wird. 

Die erste Abbildung zur Analyse des Bildungssektors ist ein Vergleich der Entwick-

lung der staatlichen Ausgaben im Bildungsbereich in % der gesamten Staatsausga-

ben. Das Problem der begrenzten finanziellen Ressourcen der Staaten im Untersu-

chungsgebiet, wie auch im Punkt 5.2 hervorkommt, stellen die finanziellen Ressour-

cen sehr häufig einen einschneidenden Faktor für die Weiterentwicklung des Bil-

dungswesens in den GMS-Staaten dar. 
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Abb. 13: Die Entwicklung der staatlichen Ausgaben im Bildungsbereich (in % der 

Staatsgesamtausgaben) im Zeitraum von 2000-2012 (Datengrundlage: 

http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 

Abbildung 13 visualisiert die sehr unterschiedlichen Ergebnisse hinsichtlich der liqui-

den Mittel, die von den Regierungen für das Bildungssystem zur Verfügung gestellt 

werden. Hier ist besonders die Lückenhaftigkeit der Daten auffallend. Für Myanmar 

waren zu diesem Themenbereich leider gar keine Daten auffindbar. Trotzdem bietet 

die Abbildung einen kleinen Einblick und lässt einen zwischenstaatlichen Vergleich 

zu. 

Beachtlich ist der extreme Unterschied von Kambodscha und Laos, die, verglichen 

mit Thailand und Vietnam, sehr niedrige Ausgaben im Bildungsbereich tätigen. Au-

ßerdem sind die stark fluktuierenden Aufwendungen in den untersuchten Zeiträumen 

auffallend. In Laos z.B. betrugen die Zahlungen im Jahr 2000 nur etwa 1,5 %, 2006 

schon knapp 3%, 2008 2,27% und 2010 wieder 2,77% der staatlichen Gesamtaus-

gaben. Auch in Thailand ist eine ähnlich schwankende Abfolge zu beobachten, wenn 

der Staat auch viel mehr Geld für den Bildungssektor aufwendet. Vietnam setzt, ver-

glichen mit den anderen GMS-Staaten, (zumindest seit 2010) die höchsten finanziel-

len Mittel für den Bildungsbereich frei. Im Vergleich gibt Österreich zwar verhältnis-

mäßig etwas weniger Geld als Vietnam für sein Bildungssystem aus, aber es sei hin-

http://data.worldbank.org/
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zugefügt, dass Österreich bereits ein sehr modernes und eine gut ausgebaute Infra-

struktur in allen Bildungsbereichen hat und es liegt die Vermutung nahe, dass nicht 

mehr ganz so viel in den Bildungsbereich finanziert werden muss, wie es Vietnam 

nötig wäre, obwohl auch in Österreich derzeit eine starke Bildungsdebatte geführt 

wird. 

In Indien sind die Aufwendungen zwar wieder gestiegen, liegen aber noch deutlich 

hinter jenen von Thailand und Vietnam zurück. 

 

 

 

Abb. 14: Die staatlichen Gesamtausgaben im Bildungssektor und nach Bildungsbe-

reichen 2010 (in % des BIP) (Datengrundlage: http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 

2015. Eigener Entwurf) 

 

Abbildung 14 zeigt die Gesamtausgaben im Bildungssektor, sowie deren Untertei-

lung in den primären, sekundären und tertiären Bereichen in Prozent des BIP im Jahr 

2010. Ich habe mich für dieses Jahr entschieden, da hier die meisten Daten zu den 

untersuchten Teilbereichen zugänglich waren. 

Es wird deutlich, dass Vietnam die hohen Ausgaben auf die drei Sektoren aufteilt und 

GMS-Staaten Vergleich in jedem Bildungsbereich am meisten finanzielle Mittel zur 

Verfügung stellt. Vor allem die Grundschulausbildung sowie die Sekundarstufen 

scheinen bildungspolitisch in den letzten Jahren stärker unterstützt worden zu sein, 

denn die vietnamesische Regierung gab in den beiden Bildungsbereichen 2010 fast 

http://data.worldbank.org/
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genau so viel Prozent des BIP wie Österreich aus. Zu Laos und Myanmar können 

aufgrund der mangelnden Daten keine Aussagen bezüglich der Ausgaben in den drei 

Bildungsbereichen getroffen werden. 

Gemessen am BIP lag Thailand bezüglich der Bildungsausgaben deutlich hinter Vi-

etnam zurück. Wie aus der obigen Analyse hervorgeht, hat Thailand zwar schon ein 

sehr gut etabliertes Bildungssystem, dennoch gibt es noch regionale Differenzen. 

Gerade um diese zu reduzieren, sollte mehr Geld für Bildung aufgewendet werden. 

Thailand gab 2010 am meisten für den primären, und am wenigsten für den tertiären 

Sektor aus, obwohl der Bedarf an Fachkräften durch die Industrialisierung steigt. In 

Österreich ist das umgekehrt. Der Staat stellt am meisten Mittel für den Sekundarbe-

reich zur Verfügung. Auch der tertiäre Bereich wird, verglichen zum primären, stärker 

subventioniert. Auch Indien scheint seinen Fokus mehr auf ausgebildete Menschen 

im sekundären und tertiären Bildungssektor zu legen. 

In Kambodscha ist die bildungspolitische Präferenz deutlich. Die Bereitstellung von 

Grundschulen, die für die ganze Bevölkerung erreichbar sein sollen, steht im Vorder-

grund. Die anderen Bildungsbereiche sollten in den nächsten Jahren auch weiter-

entwickelt werden, um sich internationalen Standards zu nähern. 

Der nächste wichtige Indikator, wie er auch im HDI, GDI und MPI zu finden ist, betrifft 

die durchschnittliche und voraussichtliche Schulbesuchsdauer des Jahres 2012 und 

wird in Abbildung 15 dargestellt. 
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Abb. 15: Die durchschnittliche und voraussichtliche Schulbesuchsdauer 2012 (Da-

tengrundlage: http://hdr.undp.org/en/data. Stand: August 2015. Eigener Entwurf) 

 

Obwohl Vietnam am meisten für den Bildungssektor ausgibt, liegt der Staat laut Sta-

tistik in der durchschnittlichen Schulbesuchsdauer doch weit zurück. Thailands Bil-

dungssystem scheint im Untersuchungsgebiet am effektivsten zu sein, obwohl dort 

die voraussichtliche Schulbesuchsdauer klar unterschritten wird. Wenig überra-

schend ist die mittlere Schulbesuchsdauer in Laos und Myanmar, die mit weniger als 

fünf Jahren am niedrigsten liegt. Das spiegelt sich in der obigen Analyse unter Punkt 

5.2. sowie im HDI und GDI wieder. Kambodscha liegt im Vergleich des Untersu-

chungsgebiets etwa im Mittelfeld. Sehr deutlich ist der Unterschied der GMS-

Mitgliedsstaaten zu mitteleuropäischen Ländern. Die durchschnittliche Schulbe-

suchsdauer in Österreich und Deutschland liegt bei ca. 11 und 13 Jahren, in Thai-

land, dem Land mit der höchsten durchschnittlichen Schulbesuchsdauer im Untersu-

chungsgebiet, liegt der Wert bei 7,3.  

Insgesamt ist die durchschnittliche und voraussichtliche Schulbesuchsdauer in der 

GMS sehr divergent und weist darauf hin, dass noch viele Verbesserungen im Bil-

dungssektor durchgeführt werden können. Es scheint, dass Menschen in diesen 

Ländern häufiger dazu tendieren, früh ins Berufsleben einzusteigen und (beispiels-

weise im Gegensatz zu Österreich) keine höhere (Hoch-) Schulbildung abschließen. 

Über die Frage, ob es genderspezifische Ungleichgewichte bezüglich der Schulbe-

suchsdauer gibt, bzw. wie groß diese Unterschiede sind, soll die nächste Abbildung 

Aufschluss geben.  

 

http://hdr.undp.org/en/data
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Abb. 16: Die genderspezifische durchschnittliche und voraussichtliche Schulbe-

suchsdauer 2002-2012 (Datengrundlage: http://hdr.undp.org/en/data. Stand: August 

2015. Eigener Entwurf) 

 
Abbildung 16 visualisiert die existierenden Gechlechterungleichgewichte hinsichtlich 

der durchschnittlichen und voraussichtlichen Schulbesuchsdauer. Für Myanmar und 

Vietnam waren zur erwarteten geschlechterspezifischen Schulbesuchsdauer keine 

Daten vorhanden. 

In der GMS können Geschlechterungleichheiten in der mittleren Schulbesuchsdauer 

vor allem in Laos und Kambodscha dokumentiert werden. Dort sind die Unterschiede 

zur voraussichtlichen Schulbesuchsdauer, bei Frauen als auch bei Männern, am 

deutlichsten. In Myanmar, Thailand und Vietnam ist das Ungleichgewicht zwischen 

Frauen und Männern bezüglich der mittleren Schulbesuchsdauer wesentlich geringer 

ausgeprägt. 

Auch in Indien sind große Unterschiede in der durchschnittlichen Schulbesuchsdauer 

zu erkennen und das unterstreicht u.a. das schlechte Abschneiden im GDI. Auch in 

Österreich ist nach wie vor die mittlere Schulbesuchsdauer von Frauen niedriger als 

jene von Männern. Das Ergebnis in Deutschland ist im mitteleuropäischen Vergleich 

http://hdr.undp.org/en/data
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besser. Wie auch das GDI Ranking zeigt, ist in der Slowakei das Geschlechterun-

gleichverhältnis bezüglich der durchschnittlichen und voraussichtlichen Schulbe-

suchsdauer so gut wie nicht gegeben. Sowohl Frauen als auch Männer weisen in 

den drei europäischen Staaten verglichen zu den Ländern des Untersuchungsge-

biets eine deutlich höhere mittlere und voraussichtliche Schulbesuchsdauer auf. Ge-

nerell ist die durchschnittliche Schulbesuchsdauer in der GMS verglichen mit Öster-

reich, Deutschland und der Slowakei sehr kurz. 

 

 

 

Abb. 17: Genderspezifische Einschulungsraten nach Bildungsbereichen (Daten-

grundlage: http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 
Abbildung 17 veranschaulicht die genderspezifischen Einschulungsraten nach den 

drei Bildungsbereichen. Obwohl sich die Datenlage hier als schwierig erwies, beson-

ders in den Fällen Myanmar und Vietnam, spiegelt die Abbildung die bildungspoliti-

schen Interessen der Staaten der GMS teilweise wieder. In Kambodscha und Laos 

wird klar, dass der primäre Bildungssektor mit leichten Geschlechterungleichgewich-

ten dominiert, die auch im sekundären und tertiären Bereich existieren. Die Einschu-

lungsraten beider Geschlechter sind im tertiären Bildungssektor aber im Vergleich zu 

Thailand auf einem recht niedrigem Niveau. Interessant ist, dass die Einschulungsra-

ten im sekundären sowie tertiären Bildungsbereich in Thailand klar höher sind, als in 

http://data.worldbank.org/
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den anderen GMS-Staaten. Daraus kann geschlossen werden, dass sich Thailand, 

nach einem bereits breitflächig ausgebauten Grundschulsystem, nun darauf kon-

zentriert, qualifizierte Fachleute auszubilden, da durch die Internationalisierung des 

thailändischen Marktes die Anforderungen, vor allem im Industriebereich, stetig stei-

gen. Das macht Thailand attraktiv für ausländische Investitionen (vgl. Ishida 2005, 

S.9). Die anderen Staaten des Untersuchungsgebiets und Indien liegen in dieser Sta-

tistik noch deutlich zurück. Über Vietnam kann lediglich gesagt werden, dass so gut 

wie kein Genderungleichgewicht im tertiären Bildungssektor existiert, obwohl die Ein-

schuldungrate noch recht niedrig ist. In Thailand ist ein weiterer Trend zu erkennen, 

denn zur Zeit der Untersuchung waren im sekundären und tertiären Bildungssektor 

mehr Frauen als Männer eingeschult. 

Als letzten Punkt in diesem Kapitel möchte ich noch die Alphabetisierungsraten in 

der GMS vergleichend gegenüberstellen, da diese ein wichtiger Indikator für Bildung 

in einem Land sind. 

 

 

 

Abb. 18: Alphabetisierungsrate bei Frauen und Männern ab 15 Jahren (in % der Be-

völkerung) (Datengrundlage: http://data.worldbank.org/; 

http://www.censusindia.gov.in/2011-prov-results/prov_results_paper1_india.html. 

Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf) 

 

http://data.worldbank.org/
http://www.censusindia.gov.in/2011-prov-results/prov_results_paper1_india.html
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Bevor ich mit der Analyse von Abbildung 18 beginne, muss erwähnt werden, dass 

die Daten aus sehr unterschiedlichen Jahren stammen und die Vergleichbarkeit so-

mit eingeschränkt ist. 

Im Untersuchungsgebiet sind die Alphabetisierungsraten in Kambodscha und Laos 

am geringsten. Genderungleichgewichte sind dort ebenfalls am deutlichsten ausge-

prägt. In Myanmar, Thailand und Vietnam ist die Alphabetisierung der Bevölkerung 

am höchsten. In Thailand existiert bezüglich der Grundfertigkeiten in Lesen und 

Schreiben ein völliges Gleichgewicht zwischen Frauen und Männern.  

Interessant ist, dass in Myanmar und Vietnam zum Zeitpunkt der Datensammlung 

fast die gleiche Ausprägung bezüglich Alphabetisierung existiert, obwohl Myanmars 

Bildungsausgaben und mittlere Schulbesuchsdauer deutlich geringer ausfallen. Es 

existieren in beiden Ländern leichte Geschlechterungleichgewichte. Doch aufgrund 

der hohen Alphabetisierungsrate in Myanmar im Vergleich zu Laos und Kambodscha 

kann vermutet werden, dass das Grundschulsystem weiter ausgebaut wurde und 

mittlerweile viele Menschen der relevanten Personengruppen erreicht.   

In Indien lag die Alphabetisierungsrate laut den Censusdaten 2011 bei den Männern 

bei 82%, jene der Frauen bei 65% und sind damit ähnlich niedrig wie in Kambodscha 

und Laos. 

 

Der Bildungssektor in der GMS (ausgenommen Yunnan und Guangxi Zhuang) ist 

stark gekennzeichnet von der individuellen politischen Geschichte der Mitgliedsstaa-

ten. Thailand ist das einzige Land, das nie unter einer Kolonialherrschaft litt. Wie je-

doch mit den historischen Folgen umgegangen wurde, führte zu unterschiedlichen 

Entwicklungen im Bildungssystem. 

Ein generelles Problem, das vor allem im Kambodscha, Laos, Myanmar existiert, 

sind die geringen finanziellen Mittel, die für Bildung bereitgestellt werden können. 

Zusätzlich bestehen starke Stadt-Land Disparitäten hinsichtlich der Erreichbarkeit 

und Qualität von Schulbildung. Manche abgeschiedenen Regionen werden so vom 

Bildungssystem ausgeschlossen. Davon sind sehr häufig ethnische Minderheiten, die 

in ländlichen und abgeschiedenen Regionen leben, betroffen. 

Oft sind die Löhne zu niedrig, das Lehrpersonal nicht entsprechend ausgebildet und 

weder die Institutionen noch Lehrmaterialien entsprechend vorhanden, intakt oder 

aktuell. Die Länder haben mit einem zerklüfteten Schulsystem mit schlechter Infra-

struktur zu kämpfen, das von hohen Schulabbruchraten und Ineffizienz geprägt ist. 
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Dennoch gab es ein Umdenken in den letzten zwei Jahrzehnten, denn die Regierun-

gen der GMS-Staaten versuchen nach und nach, das Bildungswesen ihrer Länder 

wieder aufzubauen, für immer größere Teile der Bevölkerung bereit zu stellen und 

die dafür nötigen Entwicklungspläne mit einem kompetenten Management zu erstel-

len und umzusetzen. Das geschieht oft in Kooperation mit internationalen Institutio-

nen und Programmen. Vietnam hat sich scheinbar schon früher als andere Staaten 

des Untersuchungsgebiets von den Folgen der Kolonialherrschaft befreien können. 

Trotz der großen Bildungskrisen der 80er und 90er Jahre wird heute sehr viel Geld in 

das Bildungssystem investiert, um für den weiteren Fortschritt menschlicher Entwick-

lung zu sorgen. Trotz mancher Probleme wie beispielsweise Qualitätsmängel, befin-

det sich Vietnam auf dem richtigen Weg zu einem etablierten Bildungssystem. Der 

Unterschied zu Thailand scheint demnach sehr groß zu sein. Thailand weist eine 

sehr lange Bildungstradition auf, die nicht wie in den anderen Staaten durch eine Ko-

lonialherrschaft beeinflusst wurde. Die Regierung Thailands investiert viel in das Bil-

dungssystem und hat es geschafft, die Grundschulbildung flächendeckend zur Ver-

fügung zu stellen. Das verlangt in Folge auch einen sekundären und tertiären Bil-

dungsbereich, der in Thailand und in Vietnam immer mehr von Bedeutung ist und 

dementsprechend mit Ressourcen versorgt wird. Kambodscha, Laos und Myanmar 

haben im Bildungssektor noch Aufholbedarf. Das bestätigen auch die Alphabetisie-

rungsraten. Während Thailand, Vietnam und Myanmar aufgrund der hohen Einschu-

lungsraten eine sehr hohe Alphabetisierung der Bevölkerung, bei Frauen als auch 

bei Männern, aufweisen, hinken Kambodscha und Laos noch nach. Dort ist auch die 

genderspezifische Alphabetisierung stärker zerklüftet und deutet darauf hin, dass 

mehr Männer die Möglichkeit haben, eine Schule zu besuchen. 

Insgesamt kann noch viel für den Bildungssektor in der GMS getan werden, indem 

die existierenden zwischenstaatlichen disparitären Zustände weiter abgebaut wer-

den, um die Region als Ganzes zu stärken. Es liegt aber auch an den Regierungen, 

umzudenken und das Potential menschlicher Entwicklung, die vor allem auch durch 

Bildung vorangetrieben werden kann, zu erkennen und zu akzeptieren. Welche Fol-

gen völlige Unterdrückung sowie Verfolgung der Menschen und Zerstörung des Bil-

dungssektors nach sich ziehen können, ist am Beispiel Kambodscha sehr deutlich 

erkennbar.  

So wie der Gesundheits- und der Bildungssektor wichtige Indikatoren menschlicher 

Entwicklung sind, so ist auch das Vorkommen und die Verteilung von Armut aussa-
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gekräftig hinsichtlich des Fortschrittes in diesen Ländern. Im nächsten Kapitel wird 

analysiert, wie stark die Ausprägung der Armut in Staaten des Untersuchungsgebiets 

ist und wie sie sich zusammensetzt.  
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6. Armutsverbreitung und -vorkommen in der Greater Mekong Sub-

region 

 
Die Ergebnisse aus den Kapiteln 3, 4 und 5 zeigen, dass Armut ein wesentlicher 

Umstand in den GMS Staaten ist, mit dem die Bevölkerungen und Regierungen zu 

kämpfen haben. Die Indexwerte des HDI, GDI und MPI zeigen, dass es hinsichtlich 

menschlicher Entwicklung noch viel zu tun gibt, um zukünftig als konkurrierende 

Wirtschaftseinheit zu operieren und am globalen Markt teilzunehmen. Der MPI zeigt, 

dass Armut in ihrer Ausprägung und Zusammensetzung unterschiedlich ist. In die-

sem Kapitel werden einige für den MPI relevante Dimensionen untersucht und wie 

bedeutsam sie für das Untersuchungsgebiet sind. 

Um die Ergebnisse mit anderen Wirtschaftsräumen vergleichbar zu machen, werden 

die Werte wieder jenen von Indien, Deutschland und Österreich gegenübergestellt. 

Zum Beginn verrät Abbildung 19 mehr über die wirtschaftliche Produktivität der Län-

der, kann aber nicht als alleiniger und direkter Auslöser von Armut interpretiert wer-

den, da diese sich unterschiedlich zusammensetzt und aus verschiedenen Ursachen 

resultiert. 

 

 
 

Abb. 19: Durchschnittliches BNE (pro Kopf) 2013 (Datengrundlage: 

http://hdr.undp.org/en/data. Stand: August 2015. Eigener Entwurf) 

 
Abbildung 19 visualisiert das durchschnittliche pro Kopf BNE im Untersuchungsge-

biet, Indien, Österreich und Deutschland und ist das Ergebnis der Indexberechnun-

gen des HDI 2013. Im Untersuchungsgebiet zeigt sich, dass Thailand mit Abstand 

http://hdr.undp.org/en/data
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das höchste und Kambodscha das geringste pro Kopf Bruttonationaleinkommen 

2013 zu verzeichnen hatten. Wie aus den letzten Kapiteln ersichtlich wurde, ist in 

Thailand die Industrialisierung und Modernisierung schon weiter vorangeschritten als 

in den übrigen GMS-Staaten des Untersuchungsgebiets. Daraus kann geschlossen 

werden, dass sich ein internationalisierender Markt positiv auf das BNE auswirken 

kann. In Kambodscha, Laos, Myanmar und Vietnam ist dieser Prozess noch nicht so 

weit vorangeschritten. Verglichen mit Deutschland und Österreich ist die Differenz zu 

den GMS-Staaten sehr ausgeprägt. Das pro Kopf BNE in beiden europäischen Län-

dern beträgt mehr als das Dreifache Thailands. Wie die Verteilung des wirtschaftli-

chen Beitrags zum BNE zwischen Männern und Frauen aufgeteilt ist, zeigt folgendes 

Diagramm. 

 

 

 

Abb. 20: Das genderspezifisches BNE (pro Kopf) 2013 (Datengrundlage: 

http://hdr.undp.org/en/data. Stand: August 2015. Eigener Entwurf) 

 

Das geschätzte genderspezifische pro Kopf BNE gibt einen Einblick in die Arbeits-

marktbeteiligung der Frau in den unterschiedlichen Wirtschaftsräumen und stammt 

aus den Indexwerten des GDI 2013. Obwohl die BNE in den Staaten des Untersu-

chungsgebiets viel niedriger sind, ist die Beteiligung der Frau im Arbeitsmarkt in Re-

lation zu modernen Industriestaaten wie Österreich, Deutschland und der Slowakei 

http://hdr.undp.org/en/data


 

92 

durchschnittlich höher. Doch es muss hinzugefügt werden, dass die das Ausgangs-

niveau für Männer in den GMS-Staaten auch wesentlich niedriger ist, und somit die 

Partizipation der Frauen am Arbeitsmarkt höher erscheinen lässt. In Indien liegt das 

durchschnittliche pro Kopf BNE bei Männern um 3,4 höher als das von Frauen. In 

Österreich liegt der Wert bei 2,4, in der Slowakei und Deutschland bei 1,6. In den 

GMS überschreitet keiner der Staaten den Wert in der Höhe von 1,4 (Vietnam, My-

anmar). Am niedrigsten ist der Wert in Laos und Thailand bei 1,3.  

Die nächste Abbildung soll weitere Details zur erwerbstätigen Bevölkerung nach Ge-

schlecht und Alter im Untersuchungsgebiet sowie in Indien und Österreich liefern.  

 

 

 

Abb. 21: Erwerbstätige Bevölkerung nach Geschlecht und Alter 2013 (Datengrundla-

ge: http://data.worldbank.org/. Stand: Juli 2015. Eigener Entwurf)  

 

Wie Abbildung 21 visualisiert, waren in Kambodscha 2013 die meisten Menschen, in 

Prozent der Gesamtbevölkerung, arbeitend. Generell ist die Beschäftigung im Unter-

suchungsgebiet auf einem recht hohen Niveau.  

In Kambodscha sind auch am meisten Frauen und Männer zwischen 15 und 24 Jah-

ren in fast gleicher Anzahl beschäftigt. Auch der Anteil der arbeitenden 15-24 Jähri-

gen in Myanmar ist nahezu gleich hoch, obwohl generell auf einem niedrigeren Ni-

http://data.worldbank.org/
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veau als in Kambodscha, Laos und Vietnam. Thailand fällt in dieser Statistik etwas 

zurück, auch was den Anteil der jungen Frauen und Männer am Arbeitsmarkt betrifft. 

Viel weniger Frauen als Männer zwischen 15 und 25 Jahren sind in Thailand er-

werbstätig. Das könnte daran liegen, dass mehr junge Leute, vor allem Frauen, Wei-

terbildungen in der Sekundarstufe sowie auf Hochschulen in Anspruch nehmen. Ge-

nerell ist das Gefälle zwischen Frau und Mann in der Beschäftigtenrate in Thailand 

stärker ausgeprägt, als in den anderen Ländern des Untersuchungsgebiets. Auch in 

Österreich wird deutlich, dass mehr Männer als Frauen beschäftigt sind. 

Indien fällt in dieser Darstellung weit zurück. Nicht einmal 60% der Bevölkerung sind 

im formalen Wirtschaftssektor tätig. Auch der Unterschied im Beschäftigungsanteil 

zwischen Frauen und Männern ist mehr als deutlich. Viele Menschen, besonders 

Frauen, sind dort in der Subsistenzwirtschaft oder gar nicht tätig. 

 

Ein bedeutender Faktor für die Armut in einem Land sind die Ungleichverteilungen 

innerhalb des Landes. Als auserwählte Indikatoren zur Berechnung menschlicher 

Entwicklung, wie es im HDI und GDI der Fall ist, gibt Abbildung 22 Auskunft über 

Disparitäten von Einkommen, Bildung und der Lebenserwartung innerhalb der Län-

der im Untersuchungsgebiet, Indien sowie Österreich. 

 

 

 

Abb. 22: Länderspezifische Ungleichverteilungen 2013 (Datengrundlage: 

http://hdr.undp.org/en/data. Stand: August 2015. Eigener Entwurf) 

 

http://hdr.undp.org/en/data
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Bei genauer Betrachtung von Abbildung 22 fällt auf, dass die Ungleichverteilungen 

der drei Dimensionen im Ländervergleich sehr unterschiedlich ausfallen. Für Myan-

mar standen zur Einkommensungleichverteilung keine Daten zu Verfügung. In Thai-

land ist eine große Einkommensungleichverteilung ersichtlich, die in den anderen 

Staaten im Untersuchungsgebiet weitaus geringer ist.  

Wie schon in Kapitel 5.2.2. analysiert, herrschen in Laos noch große Schwierigkei-

ten, das Bildungssystem auch in abgeschiedenen Regionen bereitzustellen. Ebenso 

ist in Abbildung 22 ein hohes Maß ungleich verteilter Bildung in Kambodscha zu er-

kennen. Dieses fällt in Thailand, Vietnam und Myanmar signifikant niedriger aus. 

Aufgrund der guten medizinischen Grundversorgung ist die Ungleichverteilung der 

Lebenserwartung in Thailand und Vietnam deutlich geringer als in Kambodscha, 

Laos und Myanmar. Wie auch Diagramme zur Bildung unter Punkt 5.3. preisgeben, 

existiert in Indien eine sehr große Ungleichverteilung hinsichtlich Bildung. Auch die 

Lebenserwartung ist dort sehr divergent ausgeprägt und liegt ähnlich hoch wie in 

Kambodscha und Myanmar. Österreich hingegen weist nur geringe Ungleichvertei-

lungen in Bezug auf Bildung und Lebenserwartung auf. Einkommensungleichvertei-

lungen sind jedoch deutlich ausgeprägt.  

Doch wie stark ist das Vorkommen von Armut im Untersuchungsgebiet und wieviel 

Prozent der Bevölkerung sind davon betroffen? Können aus den analysierten Kapitel 

3, 4 und 5 Rückschlüsse auf das Ausmaß von Armut gezogen werden? Abbildung 23 

gibt einen Einblick in die Intensität der Armut im Untersuchungsgebiet. 
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Abb. 23: Intensität der Armut im Untersuchungsgebiet (Datengrundlage: 

http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/. Stand: August 2015. Eigener 

Entwurf) 

 
Abbildung 23 veranschaulicht den prozentuellen Anteil der von Armut betroffenen 

Bevölkerung, die jeweils in drei Gruppen gegliedert ist. Auch hier stammen die Daten 

aus sehr unterschiedlichen Jahren, wodurch die Vergleichbarkeit eingeschränkt ist. 

Das Diagramm zeigt, dass in Kambodscha 2010 knapp 46% der Bevölkerung in Ar-

mut lebten. Es zeigen sich auch hier noch die extremen Auswirkungen der Herrschaft 

der Khmer Rouge. Kein anderes Land weist einen so hohen Anteil in diesem Bereich 

auf. Extrem groß ist demnach der Unterschied zu Thailand und Vietnam, wo 1,7 bzw. 

4,2% der Bevölkerung als arm gelten. Ein weiterer auffallender Kontrast zwischen 

Thailand und Vietnam verglichen mit Kambodscha, Laos und Myanmar ist der Bevöl-

kerungsanteil, der in starker Armut lebt. Das Vorkommen starker Armut konnte in 

Thailand (0,2%) und Vietnam (0,7%) mittlerweile gut dezimiert werden und die Ana-

lyse in dieser Arbeit lässt vermuten, das sich dieser Zustand noch weiter verbessert 

hat. In Kambodscha und Laos sind 17% der Bevölkerung von starker Armut betrof-

fen, in Myanmar knapp 10%. Daraus kann geschlossen werden, dass sich Thailand 

und Vietnam hinsichtlich menschlicher Entwicklung deutlich verbessert haben. Den-

http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/
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noch gibt es in beiden Ländern noch viele Menschen, die von Armut gefährdet sind. 

In Thailand betrifft das 9,9, in Vietnam 7,9% der Bevölkerung. Doch auch der Anteil 

der von Armut gefährdeten Bevölkerung ist in Myanmar stark und in Kambodscha 

und Laos noch deutlicher ausgeprägt. Viele Menschen in diesen drei Ländern leben 

in (starker) Armut oder sind zumindest von Armut gefährdet. Es bedarf also noch 

großer Mühen, um die Armut in den Ländern auf ein niedriges Niveau, wie es Thai-

land bereits erreicht hat, zu reduzieren. 

In Indien ist das Bild noch extremer ausgeprägt. Der Anteil der armen Bevölkerung 

beträgt fast 54% und fast 30% leben in starker Armut. 

Doch wie setzt sich die Armut im Untersuchungsgebiet zusammen? Hierzu verschafft 

die folgende Graphik einen Überblick.  

 

 
 

Abb. 24: Beitrag der einzelnen Teilbereiche zum MPI auf nationalem Level (in %) 

(Datengrundlage: http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/. Stand: August 

2015. Eigener Entwurf) 

 
Abbildung 24 visualisiert den Beitrag der einzelnen Teilbereiche zum MPI auf natio-

nalem Level. Für einen Vergleich der MPI Werte und seine Zusammensetzung siehe 

Abbildung 7 unter Punkt 3.4. bzw. Abbildung 3 unter Punkt 3.2. Da die Daten aber 

http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/
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aus sehr unterschiedlichen Jahren stammen, ist die zwischenstaatliche Vergleich-

barkeit eingeschränkt. 

In fast allen Ländern des Untersuchungsgebiets trägt Armut am meisten zum niedri-

gen Lebensstandard bei. Am höchsten ist dieser Wert in Kambodscha und beträgt 

45%. Auch in Vietnam ist dieser Wert, verglichen mit Laos, Myanmar und Thailand 

recht hoch, obwohl dort weniger Menschen in starker Armut leben bzw. davon betrof-

fen sind. Interessant ist, dass nur in Thailand die Bildung (ca. 40%) am meisten zum 

MPI beiträgt, dennoch sei hinzugefügt, dass dort der Wert des MPI verglichen zu al-

len anderen GMS Staaten sehr niedrig bei 0,006 liegt und somit wenige Menschen 

von multidimensionaler Armut betroffen sind. 

Ein weiterer Aspekt der auffällt, ist der recht niedrige Beitrag der Bildung zum MPI in 

Kambodscha und Indien, obwohl die Bildung dort ein sehr kritisch zu betrachtender 

Aspekt menschlicher Entwicklung ist und es in diesem Bereich noch Aufholbedarf 

gibt. Auch der Beitrag des Gesundheitswesens ist in Thailand und Kambodscha 

recht hoch. Das Ergebnis in Thailand überrascht ein wenig, dennoch wirkt es sich nur 

sehr wenig auf den MPI aus, bzw. könnte dieser Wert zehn Jahre später deutlich ge-

sunken sein. 
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Abb. 25: MPI Werte im Stadt-Land Vergleich (Datengrundlage: 

http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/. Stand: August 2015. Eigener 

Entwurf) 

 

Abbildung 25 visualisiert das Ausmaß der Armut im urbanen sowie im ländlichen Be-

reich im Untersuchungsgebiet. Durch das Diagramm wird deutlich, dass ländliche 

Gebiete viel stärker von multidimensionaler Armut betroffen sind, was erneut auf die 

schon erwähnten strukturellen Probleme und divergenten Entwicklungen im ländli-

chen Raum der GMS hinweist. Während in Thailand und Vietnam bei recht niedrigen 

Indexwerten klare Stadt-Land Disparitäten ersichtlich sind, scheinen diese verglichen 

mit Laos und Kambodscha geringer zu sein. In Kambodscha sind in ländlichen Ge-

bieten fünfmal mehr Menschen von multidimensionaler Armut betroffen als in urba-

nen Zentren. In Thailand sind in ländlichen Regionen zwar auch viermal mehr Men-

schen von multidimensionaler Armut betroffen, dennoch betrifft das bei weitem nicht 

so viele Menschen wie in Kambodscha und Laos. In Laos ist dieser Wert fast sie-

benmal so hoch. Für Myanmar gab es leider diesbezüglich keine spezifischen Daten. 

In Indien fällt zwar statistisch gesehen die Stadt-Land Divergenz nicht so extrem aus, 

dennoch wird im Diagramm klar, wie extrem in Indien das Ausmaß von Armut ist. 

 

http://www.dataforall.org/dashboard/ophi/index.php/
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Auffallend ist, dass die Länder, die in den analysierten Dimensionen noch mit einigen 

Einschränkungen zu kämpfen haben, eine erhöhte Armutsintensität und eine andere 

Armutsstruktur aufweisen und damit ein Zusammenhang hergestellt werden kann. So 

sind es geringere wirtschaftliche Produktivität, erhöhte genderspezifische Ungleich-

gewichte in Bildung und Arbeitsmarktbeteiligung sowie erhöhte Ungleichverteilungen 

im Land selbst, die zur Armut in den GMS-Staaten betragen. 

Es scheint, als sei die GMS noch mit einigen Problemen konfrontiert, die es zukünftig 

abzubauen gilt. Doch wie können die regionalen Disparitäten in und zwischen den 

Mitgliedsstaaten reduziert werden? Welche Programme und Ideen können die GMS 

am globalen Markt wettbewerbsfähiger zu machen? Dazu werden im Kapitel 7 Kon-

zepte und Strukturverbesserungsprogramme der GMS vorgestellt. 

 

6.1. Armutsbekämpfung durch Verbesserungen im Bildungs- und Gesund-

heitswesen 

 

In diesem Abschnitt soll erläutert und diskutiert werden, ob und inwiefern Armutsbe-

kämpfung durch Verbesserungen des Zugangs und der Qualität des Bildungs- und 

Gesundheitswesens erreicht werden können, bzw. wie stark die Korrelation zwischen 

den beiden Sektoren und Armut überhaupt ist. Ziel ist es herauszufinden, wie sich 

strukturelle Verbesserungen im Bildungs- und Gesundheitssektor auf die Armut aus-

wirken können, wenn sie für mehr Menschen, vor allem in Entwicklungsländer, zu-

gänglich und leistbar werden. 

Armut wird häufig mit einem sehr niedrigen Einkommen assoziiert, wobei es sich 

dadurch um eine rein quantitative Definition handelt. Doch Armut ist ein sehr komple-

xes Phänomen, welche den fehlenden sozialen sowie kulturellen Status, die fehlende 

politische, ökonomische Partizipation und Macht, Diskriminierung von Geschlechtern 

und ethnischen Minderheiten sowie Dominanz, Ausschluss und den fehlenden Zu-

gang zu Land, Wasser, Information oder finanziellen Dienstleistungen miteinschließt. 

Armut wird deklariert als der Hauptverursacher von Hunger, schlechter Gesundheit 

und Tod im jungen Alter (vgl. Donner 2007 in Sedmak und Böhler 2007, S.122).  

In der Entwicklungspolitik sind sich die Menschen einig, dass Bildung eines der ent-

scheidenden Elemente zur Armutsbekämpfung ist (vgl. Kopf 2007 in Sedmak und 

Böhler 2007, S.9). Dennoch konnte das in den 1990er Jahren von der UNESCO for-

mulierte Ziel, dass ab dem Jahr 2000 alle Menschen Zugang zu Basisbildung haben, 
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nicht umgesetzt werden, da der Fortschritt in vielen Ländern zu langsam verlief. Die 

Ursache des weit verbreiteten Analphabetismus sind steigende Armut sowie die sich 

erhöhenden Ungleichgewichte und zu langsames ökonomisches Wachstum. Es wird 

postuliert, dass Länder nicht erwarten können, am globalen Markt teilzuhaben, wenn 

sie die Menschen nicht adäquat dafür ausbilden und vorbereiten. Doch Bildung wird 

nicht nur als Mittel der Armutsbekämpfung sondern als eines der wichtigsten Men-

schenrechte festgehalten (vgl. Delamonica et. al. 2007 in Sedmak und Böhler 2007, 

S.17). Nicht nur das Vorhandensein von Bildung ist ein wesentlicher Faktor für die 

Bekämpfung von Armut. Ebenso muss die Qualität verbessert werden, um den An-

forderungen der Gesellschaft entgegenzukommen. Es ist unwahrscheinlich, dass 

Kinder die Grundschule besuchen oder gar abschließen, wenn diese von schlechter 

Qualität ist (vgl. Delamonica et. al. 2007 in Sedmak und Böhler 2007, S.27). Außer-

dem gibt es Beweise dafür, dass Kinder jener Mütter ohne formale Bildung mindes-

tens doppelt so häufig an Unterernährung leiden oder sterben, bevor sie das fünfte 

Lebensalter erreichen (vgl. Delamonica et. al. 2007 in Sedmak und Böhler 2007, 

S.17). 

Die eben genannten Problemfelder hinsichtlich der Armut machen es unumgänglich, 

das Bildungswesen als einen entscheidenden Faktor für menschliche Entwicklung 

und zur Reduzierung von Armut anzusehen, weshalb eine qualitativ hochwertige Bil-

dung ein wichtiges  Entwicklungsziel in fast allen modernen Gesellschaften darstellt. 

Bildung stellt eine indirekte Maßnahme zur Armutsbekämpfung dar und kann als 

Langzeitmittel gesehen werden, das auch die Armut nachhaltig bekämpfen soll (vgl. 

Tilak 2002, S.191). Dass Armut nicht nur von der ökonomischen Determinante be-

stimmt, sondern multidimensional zu betrachten ist, zeigt, wie in dieser Diplomarbeit 

schon erläutert, die Entwicklung des Multidimensional Poverty Index. Besonders der 

verminderte Zugang zu weiteren Optionen bildet einen wesentlichen Aspekt mensch-

licher Armut und dessen Intensität, wodurch es zur Definition einer Armut der Ent-

wicklungsmöglichkeiten kommt. Vor allem in Bezug auf die Bildung ist das von gro-

ßer Bedeutung, da Bildung als Ziel und als Mittel angesehen werden kann und sie 

einen Teil menschlicher Freiheiten und Möglichkeiten konstituiert (vgl. ebd., S.195f). 

Die Förderung der Grundschulbildung trägt zwar zur Reduzierung der Armut bei, 

doch stellt auch die Bildungsqualität einen entscheidenden Aspekt dar, der zur Ent-

wicklung einer Gemeinschaft und dessen Nutzen beiträgt. Der Fokus darf also nicht 

nur im Ausbau der Grundschulbildung liegen, zumal das Bildungssystem als Ganzes 
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entwickelt werden muss, um allen Bevölkerungsgruppen und deren spezifischen An-

forderungen gerecht werden zu können, was wiederum von politischen Entschei-

dungsträgern abhängig ist (vgl. Overwien 2005, S.399, 402). Bildung hat Auswirkun-

gen auf das Einkommensniveau von Menschen, welches demnach höher liegt als bei 

Menschen, welche die Grundkompetenzen Schreiben, Lesen und Rechnen nicht er-

lernt haben. Zusätzlich sind Menschen mit Bildung dazu befähigt, mit besserem Wis-

senstand zwischen unterschiedlichen Alternativen zu wählen und den Demokra-

tieprozess in einem Land voranzutreiben, was wiederum die nachhaltige Entwicklung 

in einem Land vorantreibt (vgl. Tilak 2002, S.197). Es existiert eine enge Korrelation 

zwischen der Bildungs- und Einkommensarmut. Bildungsarmut bedeutet, dass es nur 

geringe Einschulungsraten von Kindern und hohe Schulabbruchraten gibt und des-

halb die Partizipation im Bildungswesen niedrig bleibt und folglich arme Bevölke-

rungsgruppen vom Bildungsprozess ausgeschlossen werden. Eine wesentliche Ur-

sache für diese Entwicklung bildet die Einkommensarmut, denn sie hält arme Men-

schen davon ab, die Bildungsarmut zu überwinden angesichts der geringen finanziel-

len Mittel, die sie für den Sektor aufwenden können. Daraus kann geschlossen wer-

den, dass durch die Verbesserung der Bildung nicht nur die Einkommen erhöht, son-

dern auch der Partizipationsprozess im Bildungssystem angesichts der daraus resul-

tierenden Nachfrageerhöhung nach Bildung steigern wird, sich der Bildungsstatus 

erhöht und dieser zur Armutsreduzierung beiträgt (vgl. ebd., S.198). Insbesondere 

wirkt sich das Fehlen von Fachkräften auf die wirtschaftliche Entwicklung eines Lan-

des hemmend aus, wie das auch in Thailand der Fall ist, wo nicht genügend Fach-

kräfte für den sich immer weiter internationalisierenden Markt im Land zur Verfügung 

stehen (vgl. Overwien 2005, S.403). Wie im Zuge dieser Arbeit schon festgestellt 

wurde, veranlasst Armut viele Familien dazu, ihre Kinder nicht zur Schule zu schi-

cken, da sie zum Haushalteinkommen beitragen und deshalb oftmals unverzichtbar 

für das Überleben einer Familie sind, vor allem in der Erntezeit. Das bedeutet, dass 

Bildung aufgrund ökonomischer Tätigkeiten limitiert wird. Restringierend wirken sich 

auch schwache ökonomische Leistungen eines Staates auf den Bildungssektor aus, 

speziell in Qualität, Quantität und in der gerechten Verteilung (Zugang) (vgl. Tilak 

2002, S.199f). Doch strukturelle Verbesserungen im Bildungswesen sorgen nicht nur 

für eine bessere Bildung per se, sondern führen auch indirekt zur Stillung anderer 

Grundbedürfnisse, was im Weiteren die Lebensqualität steigert. Das betrifft zum Bei-

spiel die Stellung der Frau in der Gesellschaft und die Erweiterung ihre Entschei-
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dungsmöglichkeiten (Fertilität etc.) sowie die bessere Nutzung von Gesundheitsein-

richtungen. Bildung wird demnach nicht als Ziel an sich verstanden, sondern auch als 

Mittel zur Stillung anderer Grundbedürfnisse (vgl. Tilak 2002, S.193f). 

Arme Länder sind oft mit dem Problem konfrontiert, schlechten oder gar keinen Zu-

gang zu Gesundheitseinrichtungen zu haben. Das spiegelt sich auch in der Analyse 

des Kapitels 4 dieser Arbeit wieder, wo sich zeigt, dass die GMS-Staaten mit einigen 

Problemen bezüglich ihres Gesundheitssektors konfrontiert sind. Die Ursachen dafür 

sind oft mangelnde finanzielle Ressourcen sowie fehlende Informationen und Aufklä-

rung über Gesundheit. Wenn ein ärztlicher Besuch oder ein Krankenhausaufenthalt 

notwendig ist, dies aber mit Verzögerungen geschieht oder gar nicht möglich ist, so 

kommt es zu einem Einkommensverlust durch die dadurch entstehenden höheren 

Kosten der Betroffenen, was wiederum zur Armut beiträgt (vgl. Peters et. al. 2008, 

S.161). Gesundheit ist ein Menschenrecht, gilt als wichtiges soziopolitisches Ziel und 

hat Auswirkungen auf die ökonomische Entwicklung eines Landes. Deshalb sollten 

Regierungen sich darauf konzentrieren, ein adäquates Gesundheitssystem für seine 

Bevölkerung zugänglich zu machen. Doch die finanziellen Ressourcen sind beson-

ders in den armen Ländern begrenzt und stellen eine Hürde bei der Implementierung 

eines solchen Gesundheitssystems dar (vgl. Boll und Canning 2003, S.49f). Ähnlich 

wie im Bildungssystem existiert auch eine Interdependenz zwischen Armut und Ge-

sundheit, denn Armut kann zu schlechter Gesundheit führen, was wiederrum keine 

Verbesserung des Armutszustandes zulässt (vgl. Peters et. al. 2008, S.161). Anders 

ausgedrückt bedeute dies, Wohlstand führt zu guter Gesundheit und umgekehrt, was 

bedeutet, dass die Verbesserungen wechselwirkend sind (vgl. Bloom und Canning 

2003, S.51, 54). Besonders in den ärmsten Ländern, wo nur wenig in das Gesund-

heitswesen investiert wird, bedeutet das für die Menschen hohe finanzielle Belastun-

gen, da die Gesundheitsversorgung aus der eigenen Haushaltskassa bezahlt werden 

muss, was besonders die finanziell Schwächsten in der Bevölkerung sehr hart trifft, 

eine große Hürde darstellt und für Ungleichgewichte in einem Staat sorgt. Doch ob-

wohl die politischen Entscheidungsträger und Regierungen über die Bedeutung des 

Problems aufgeklärt sind, ist es noch nicht Priorität aller Staaten geworden, dieses 

an den Wurzeln zu fassen (vgl. Peters et. al. 2008, S.163). 

Investments, speziell in den jungen Jahren eines Menschen, zeigen große Potentiale 

um Disparitäten im Gesundheitswesen auszugleichen oder zumindest zu verringern. 

Das betrifft aber nicht nur den Gesundheitssektor selbst, sondern dabei ist die sozia-
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le sowie emotionale Entwicklung eines Menschen bedeutsam, die u.a. durch Bildung 

beeinflusst wird. Auch schwangere Frauen sollten ein Fokus von Regierungen und 

des Gesundheitswesen darstellen, denn gute Ernährung und die dementsprechen-

den Vorsorge während einer Schwangerschaft können gewährleisten, ein Kind ge-

sund auf die Welt zu bringen (vgl. Marmot et. al. 2008, S.1662). Ein großes Problem 

zur Analyse des Gesundheits- und Bildungswesens, um Armutsbekämpfung voran-

zutreiben, stellen die fehlenden Forschungsdaten dar, was dazu führt, dass spezifi-

sche Problemfelder häufig unerkannt bleiben und somit keine Investitionen in aus-

gewählte Bereiche erfolgen (vgl. Marmot et. al. 2008, S.1668). 

Ungleichgewichte im Gesundheitssektor, die besonders für arme Menschen spürbar 

sind, national sowie international, werden durch ungleiche Verteilung von Macht, 

Einkommen und Gütern hervorgerufen, was sich besonders in den sensiblen Berei-

chen Gesundheit, Bildung, Arbeitsbedingungen und im privatem Umfeld der betroffe-

nen Menschen sehr negativ auswirkt (vgl. Marmot et. al. 2008, S.1661). Gesundheit 

ist besonders wichtig, da sie die Entwicklungsmöglichkeiten eines Menschen erwei-

tert und somit eine wichtige menschliche Ressource für Wohlfahrt darstellt. Deshalb 

wird der Bereich auch als eine Dimension von Armut verstanden und in die Analyse 

miteinbezogen. Verbesserungen im Gesundheitswesen können folglich als ein Teil-

bereich zur Armutsbekämpfung sowie zur Steigerung des Lebensstandards fungie-

ren und deshalb zur sozialen Entwicklung eines Landes beitragen (vgl. Bloom und 

Canning 2003, S.47ff, 50). Durch ein schlechtes Gesundheitssystem werden Men-

schen in ihren Entwicklungsmöglichkeiten einschränkt, da sie nicht die Möglichkeit 

haben, ihrem Beruf nachzugehen, zu wenig Geld verdienen und u.a. an Unterernäh-

rung leiden. Schlechte Gesundheit stellt demnach bei den armen Menschen ein zu-

sätzliches Risiko dar. Denn zu wenig Einkommen bedeutet einen limitierten Zugang 

u.a. zum Gesundheitssektor sowie zu Essen, was wiederum die ökonomische Leis-

tungsfähigkeit eines Staates einschränkt (vgl. Boom und Canning 2003, S.56f). Be-

sonders betroffen von innerstaatlichen Disparitäten sind die ärmsten Bevölkerungs-

gruppen der Gesellschaft, hauptsächlich wenn es um die Einhaltung der Menschen-

rechte auf Seiten der Regierung geht. Doch diese sind häufig mit einer Vielzahl an-

derer Probleme konfrontiert, sodass die alleinige Verbesserung des Gesundheitssek-

tors nicht ausreichen würde, ihre Armut signifikant zu verringern (vgl. Peters et. al. 

2008, S.168; vgl. Bloom und Canning 2003, S.55). Daraus kann geschlossen wer-

den, dass sich Verbesserungen im Gesundheitssystem auf das individuelle und nati-
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onale Einkommen auswirken. Das Wissen und die Aufklärung über Gesundheit spie-

len dabei eine wichtige Rolle, wodurch eine enge Korrelation zwischen Bildung und 

Gesundheit ersichtlich wird und die beiden Sektoren, besonders in Entwicklungslän-

dern wie in der GMS, politische Schlüsselelemente zur Armutsbekämpfung darstellen 

(vgl. Bloom und Canning 2003, S.66). Der Erflog ist jedoch stark von der Herausbil-

dung eines lokalen Verständnisses für die ärmsten Bevölkerungsgruppen abhängig, 

um den Zugang zum Gesundheitssystem für diese Menschen zu ermöglichen (vgl. 

Peters et. al. 2008, S.168). 

Aus der Analyse geht hervor, dass Verbesserungen im Bildungs- und Gesundheits-

wesen einen wichtigen Beitrag zur Armutsbekämpfung leisten können. Besonders 

auffällig sind die engen Korrelationen der beiden Teilbereiche mit Armut. Doch die 

Vernetzung ist nicht auf Armut beschränkt, sondern der strukturelle Fortschritt in Bil-

dung und Gesundheit beeinflusst auch andere Lebensbereiche und trägt zur Erhö-

hung der Lebensqualität bei. Deshalb sollten die Verbesserungen des Bildungs- und 

Gesundheitssektor soziopolitische Schlüsselstrategien zur Armutsbekämpfung dar-

stellen und von Regierungen in den Fokus genommen werden, um menschliche 

Entwicklung voranzutreiben. Der Abbau von Disparitäten in einem Land bedeutet 

auch einen Abbau der Machtverhältnisse. Wenn Regierungen dazu bereit sind, ihr 

Land voranzutreiben und die dafür nötigen finanziellen Ressourcen zur Verfügung zu 

stellen, könnte dies besonders in Entwicklungsländern für wesentliche Verbesserun-

gen der soziopolitischen Umwelt sorgen. 
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7. Resümee 

 
Die Mitgliedsstaaten der GMS sind in Bezug auf menschliche Entwicklung trotz zahl-

reicher Strukturverbesserungen in den letzten 20 Jahren von einigen Problemfeldern 

betroffen, die sich deutlich in den Dimensionen Bildung, Gesundheit und multidimen-

sionale Armut manifestieren. Das betrifft nicht nur Unterschiede zwischen den ein-

zelnen Staaten, sondern es können auch starke Entwicklungsdivergenzen innerhalb 

der Länder beobachtet werden. Auffällig ist, dass Thailand, als einzig niemals koloni-

alisiertes Land, in allen drei untersuchten Dimensionen am besten abschneidet. Die 

Analyse aus den Kapiteln 4, 5 und 6 zeigt, dass Thailand im Gegensatz zu den ande-

ren Ländern nicht mit den Folgen einer Kolonialherrschaft zu kämpfen hat, die sich in 

Form von politischer Instabilität und schwacher Bildungs- und Gesundheitswesen 

ausdrückt. Auch die Werte der Indexberechnungen von HDI, GDI und MPI stellen 

trotz aller Kritik für die GMS-Staaten nicht das beste Ergebnis dar und fallen, bis auf 

Thailand, in den weltweiten Rankings relativ weit zurück. 

Doch die fragilen Zustände der untersuchten Dimensionen in dieser Diplomarbeit 

sind nicht ausschließlich Folgen des Kolonialismus, sondern auch das Produkt star-

ker politischer Spaltung innerhalb der Staaten. Das wird vor allem am Beispiel Kam-

bodschas und Myanmars deutlich, deren diktatorische und unterdrückende Regime 

für politische Konflikte und Instabilität sorgten. In Kombination mit einer langfristigen 

Unterfinanzierung seit Beginn der Unabhängigkeit der GMS-Staaten aufgrund der 

fehlenden liquiden Mittel, ein Problem wovon alle Länder des Untersuchungsgebiets 

betroffen sind, führte die politische Instabilität zum latenten Abbau der Qualität und 

Quantität in Bereichen wie dem Gesundheits- und dem Bildungssektors. Wie im Ka-

pitel 4 beschrieben wurde, sind Niedriglohnländer wie Kambodscha, Laos, Myanmar 

und Vietnam häufig von einer geringen Dichte und Umverteilung des Gesundheits-

personals betroffen. Die Ursachen resultieren aus einer dauerhaften Unterfinanzie-

rung, die nicht nur die Ausstattung von Krankenhäusern und anderen Einrichtungen, 

sondern auch die Löhne und Ausbildung des Personals betreffen. Die Konsequenzen 

sind, dass immer weniger Menschen im Gesundheitsbereich arbeiten wollen, Einrich-

tungen schließen und folglich das Gesundheitswesen für die Bevölkerung nicht mehr 

oder nur geringfügig zur Verfügung steht. Eine Mischung aus fehlenden menschli-

chen Ressourcen, finanziellen Mitteln und schlechter Ausbildung kann zu diesem 

Teufelskreislauf führen. Besonders das Stadt-Land Gefälle ist in der GMS in Bezug 

auf menschliche Entwicklung charakteristisch. Viele ländliche oder abgeschiedene 
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Regionen, die darüber hinaus von vielen ethnischen Minderheiten beherbergt sind, 

weisen oft beträchtliche Mängel im Gesundheitssektor auf. Die schlechte Zugäng-

lichkeit aufgrund der desolaten oder spärlichen Infrastruktur und der fehlenden finan-

ziellen Mittel sowie Anreize für das im Gesundheitssektor tätige Personal tragen zur 

Disparität bei. Weite Wege, um etwaige Dienstleistungen in Anspruch zu nehmen, 

müssen oft in Kauf genommen werden, was für den armen Teil der Bevölkerung auf-

grund der hohen anfallenden Kosten undenkbar ist. 

Das Bildungswesen ist von ähnlichen Problemen wie der Gesundheitssektor betrof-

fen, wie aus der Analyse von Kapitel 5 hervorgeht. Auch hier sind es fehlende finan-

zielle und menschlichen Ressourcen, die nur einen sehr langsamen Fortschritt zu-

lassen. Das betrifft besonders die Länder Kambodscha, Laos und Myanmar. Dage-

gen besitzt Thailand ein sehr weit zurückreichendes und etabliertes Bewusstsein für 

Bildung und ihre Bedeutung für den Menschen. Obwohl dieses Wissen auch in den 

anderen Staaten der GMS vorhanden war, wurde dies für eine lange Zeit durch die 

Kolonialherrschaften und Diktaturen unterbunden. Nach der Unabhängigkeit war es 

für die Länder alles andere als leicht, das Bildungssystem nach ihren Wünschen 

wieder aufzubauen, da Phasen des Aufschwungs immer wieder von politischen Kon-

flikten innerhalb und zwischen den Staaten unterbrochen wurden (Vietnamkrieg, In-

dochinakrieg, Khmer Rouge). Doch Bildung ist ein sehr bedeutender Indikator 

menschlicher Entwicklung. Obwohl die Alphabetisierungsraten schon deutlich ver-

bessert werden konnten, sind sie noch relativ niedrig (z.B. in Kambodscha (2009) 

und Laos (2005)) und wiesen zur Zeit der Datenerhebung große genderspezifische 

Ungleichgewichte in beiden Staaten auf. Das deutet auf ein schwaches Grundschul-

system bzw. auf eine schwache Basisbildung hin. In der GMS gibt es noch Proble-

me, zumindest ein flächendeckendes Grundschulsystem für die Bevölkerung zur Ver-

fügung zu stellen. Die mangelhafte Infrastruktur trägt neben den fehlenden menschli-

chen und finanziellen Ressourcen zu einer ungleichen Entwicklung bei. Wieder sind 

es besonders die peripheren Regionen, die im Bildungssektor benachteiligt sind. Das 

spiegelt sich in der mangelnden Lehrerschaft und ihrer schlechter Ausbildung, im 

fehlenden sowie veralteten Unterrichtsmaterial und in den teilweise desolaten Bil-

dungseinrichtungen wieder. Außerdem fehlt es an Rücksichtnahme auf die lokale 

Bevölkerung und deren Bedürfnisse. Die nur schwach ausgeprägten koordinativen 

Prozesse, die für eine adäquate Entwicklung des Bildungssystems notwendig sind, 

tragen kaum zum Fortschritt bei. 
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Doch trotz aller Kritik und Schwachpunkte, die im Untersuchungsgebiet zu beobach-

ten sind, kam es in den letzten 30 Jahren zu einigen Fortschritten im Gesundheits- 

sowie im Bildungssektor. Das bezieht sich vor allem auf den Rückgang der Kinder-

sterblichkeit und die erhöhte Lebenserwartung, wobei zwischen den einzelnen Staa-

ten noch deutliche Unterschiede erkennbar sind. Zusätzlich konnten Programme im-

plementiert werden, die dazu beigetragen haben, übertragbare Krankheiten wie HIV 

und Tuberkulose erfolgreich einzudämmen. Im Bereich der Bildung sind steigende 

Alphabetisierungsraten und sinkende Schulabbruchraten das Ergebnis eines verbes-

serten Zugangs zu Bildung. In Thailand und Vietnam ist auffällig, dass ein immer 

stärkerer Fokus auf den sekundären und tertiären Bildungssektor gelegt wird, was 

als Resultat der Industrialisierung und Internationalisierung ihres Wirtschaftsmarkts 

und dessen Bedarf an Fachkräften gedeutet werden kann. Kapitel 5 zeigt, dass dort 

ein Arbeitskräftemangel im technischen Bereich herrscht. Die Regierungen sind be-

müht, das Bildungssystem so zu verbessern, dass der Bedarf gesättigt werden kann. 

Das ist daran zu erkennen, dass in allen Ländern bereits sämtliche Bildungsreformen 

durchgeführt worden sind – zwar nicht immer mit dem gewünschtem Erfolg, aber mit 

dem Bewusstsein, dass Bildung ein wichtiger Bestandteil menschlicher Entwicklung 

ist.  

Die Verteilung und das Ausmaß von Armut sind in jenen Ländern, die auch stärkere 

Entwicklungsdefizite im Bildungs- und Gesundheitswesen aufweisen, deutlicher aus-

geprägt. Besonders Kambodscha, Laos und Myanmar sind noch von starker Armut 

betroffen. Gerade für Entwicklungsländer bedeutet es große Mühen und Herausfor-

derungen, ein desolates Bildungs- und Gesundheitswesen sowie schwache ökono-

mische Leistungsfähigkeit zu verbessern und menschliche Entwicklung zu fördern. 

Um die Entwicklung in allen Ländern voranzutreiben und Disparitäten in und zwi-

schen den Ländern abzubauen ist es wichtig, Lösungsansätze zur Armutsbekämp-

fung auszuarbeiten. Dabei kann vor allem der Fortschritt im Bildungs- und Gesund-

heitswesen einen wichtigen Beitrag zur Armutsreduzierung leisten. Dennoch können 

die beiden Sektoren nicht völlig isoliert von anderen Lebensbereichen betrachtet 

werden. Die einzelnen Teilbereiche weisen starke Interdependenzen auf. Das wird 

dadurch verdeutlicht, dass Bildung und Gesundheit zu höheren Einkommen führen, 

gebildete Menschen auch eher dazu neigen, Gesundheitseinrichtung zu konsultieren 

als jene, die keine Grundschule besucht haben. Doch höhere Bildung führt nicht nur 

zu einem besseren Einkommen, sondern auch umgekehrt, da aufgrund der finanziel-
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len Lage mehr in den Bildungsbereich investiert werden kann. Diese inverse Korrela-

tion ist auch im Gesundheitssektor zu beobachten. Das kann z.B. bedeuten, dass 

Verbesserungen im Bildungssektor zu positiven Entwicklungen im Gesundheitswe-

sen führen und die Lebensqualität steigen lassen. Die Analyse zeigt, dass durch den 

Fortschritt besonders im Bildungs- und Gesundheitssektor Armutsbekämpfung statt-

finden kann und dies sich positiv auf einen Staat auswirken kann, da dadurch die 

andere Bereiche mitentwickelt werden, weshalb Lebensqualität in einem Land steigt 

und menschliche Entwicklung vorangetrieben wird. Zusätzlich können sich Verbesse-

rungen der beiden Sektoren auch positiv auf die ökonomische Leistungsfähigkeit ei-

nes Staates auswirken, doch liegt es am Willen und an den finanziellen Ressourcen 

der Regierungen, die positive Entwicklung eines Landes zu implementieren. Es gilt 

dabei vor allem, auf die diversen Bevölkerungsgruppen, besonders im peripheren 

Raum, Rücksicht zu nehmen. Auch für die GMS könnten diese Lösungsstrategien 

von großer Bedeutung sein, um dort menschliche Entwicklung sowie Lebensqualität 

steigen zu lassen. Doch vor allem Thailand, als ökonomisch stärkstes Land in der 

GMS, wird in Zukunft für die Entwicklung der Region eine wichtige Rolle spielen. 
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